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T. Teil: 


Die Laienbeamten in der katholischen Kirche '), 
insbesondere in den deutschen Bistümern. 


Ss 


Eine ganz eigenartige kirchenrechtliche Stellung nehmen 
die Laienbeamten in der katholischen Kirche ein. 

Ihre Aemter sind keine Kirchenämter im Sinne des kano- 
nischen Rechts, da deren Inhabern ein Recht auf dauernde 
Belassung in dem einmal bekleideten Amt nicht zusteht; 
anderseits sind die Inhaber dieser Aemter auch nicht schlecht- 
hin ad nutum ordinariiı amovibel wie der Generalvikar, der 
Offizial und andere. Sofern nämlich das Ernennungsdekret 
den kirchlichen Laienbeamten die Unwiderruflichkeit (Unkünd- 
barkeit) der Anstellung verbürgt, stehen sie zwar in Ermang- 
lung der subjektiven Perpetuität gegenüber den Inhabern von 
Kirchenämtern zurück; im Vergleich mit den amovibeln Kirchen- 
beamten jedoch sind ‚sie günstiger gestellt, da sie wohl ihres 
Amtes jederzeit enthoben werden, nicht aber der aus dem Amte 
fliessenden vermögensrechtlichen Wirkungen verlustig gehen 
können. Widerruflich angestellte kirchliche Laienbeamte hin- 
gegen stehen auch in vermögensrechtlicher Hinsicht den amo- 
vibeln Kirchenbeamten gleich. 

Erweist sich schon in dieser seiner eigentümlichen Ge- 
staltung das kirchliche Laienbeamtentum nicht als ein ursprüng- 


') Vgl. Hinschius Bd. 3 8. 321 fl. cj. Bd. 2 S. 364 Note 5 und 
S.225 #8. Schulte, Kirchenrecht S. 517 fl. 
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liches Gebilde des Kirchenrechts, sondern als ein durch die 
Bedürfnisse der Zeit nach Analogie des staatlichen Beamten- 
tums geschaffenes, das streng genommen mit dem System des 
Kirchenrechts unvereinbar ist, so wird diese Tatsache vollends 
ausser Zweifel gestellt durch einen Blick auf die geschichtliche 
Entwicklung. 

Nach ihren Funktionen lassen sich die weltlichen Beamten 
der Kirche in zwei Gruppen scheiden: die eine umfasst das 
kirchliche Hilfspersonal für den Gottesdienst und die Seelsorge, 
die andere das für die Verwaltung und die Gerichtsbarkeit 
der Kirche. 

Was zunächst die erste dieser Gruppen anlangt, so wurden 
in der älteren Kirche sämtliche, auch die niedersten Kirchen- 
dienste durch Kleriker verwaltet. Die Aemter unserer heutigen 
Mesner und Küster, die zugleich die Durchgangsstufen für die 
höheren gottesdienstlichen Aemter bildeten, versahen die Ost- 
iarier?), Akoluthen) und Subdiakonen. Zu diesen traten dann 
die ebenfalls durch Geistliche verwalteten Aemter des custos 
und des sacrista®) hinzu. Die Aemter der beiden Letzt- 
genannten haben in den Kapiteln, wo man sie im Laufe der 
Zeit vielfach vereinigte), allerdings den ursprünglich dienenden 
Charakter verloren und wurden hier Stiftsämter zur Ueber- 
wachung der betreffenden Funktionen, während man für die 
Verrichtungen selbst eigene Unterbeamte anstellte, teils eben- 
falls custodes, teils auch campanarii oder aeditui®) 
genannt, denen zugleich besondere Bezüge als Präbenden zu- 


2) Hinschius Bd. 18.93. 3) Hinschius Bd. 18. 4. 

# Hinschius Bd. 28. 103. 

5) Hinschius Bd. 2 S. 103 u. 104. 
6) Custodes oder thesaurarii = Küster (für custos wird 
häufig auch — namentlich in deutschen Urkunden — die Bezeichnung 
thesaurarius gebraucht); campanarii = Glöckner (in deutschen Ur- 
kunden meist Opfermann genannt); aeditui = Tempelhüter. Vgl. Hin- 
schius Bd. 2 8. 104 u. Schäfer, Zur Entwicklung von Namen und 
Beruf des Küsters, in den Annalen des historischen Vereins für den 
Niederrhein 1902 Bd. 74 8. 165 ff. 169 £. 171 u. 172. 
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gewiesen waren. An den übrigen Kirchen, an denen nur eine 
geringe Zahl von Geistlichen unterhalten werden konnte, wurden 
nach der Ausbildung der Parochialverfassung die ÖObliegen- 
heiten des custos und des sacrista, sowie die vorher den 
Inhabern der niederen Weihen anvertrauten Verrichtungen zu 
einem einzigen Amte, dem des matricularius‘), custos 
oder campanarius, vereinigt; indes bildete für dieses niedere 
Kirchenamt das gemeine Kirchenrecht keine besonderen Normen 
aus: es wurde einfach unter die niederen kirchlichen Benefizien 
eingereiht und mit bestimmter fester Dotierung an Geistliche 
verliehen. Jedoch schon in den letzten Jahrhunderten des 
Mittelalters wurde das Küsteramt, weil es infolge des Auf- 
kommens der absoluten Ordinationen und der veränderten Be- 
deutung der niederen Weihestufen an Geistlichen fehlte, die 
sich an einem solchen genügen liessen, namentlich auf dem 
Lande und bei den blossen Pfarrkirchen vielfach an Laien 
übertragen, und diese Uebung hat sich bis heute erhalten. 
Dabei ist die Bezeichnung des Amtes, obwohl dessen Träger 
nicht mehr Geistliche sind, die gleiche wie früher geblieben. 
Trotz der Veränderung in der Person der Amtsträger hielt 
die Kirche am Charakter des Amtes als „kirchlichen Amtes 
im weiteren Sinne“ noch lange fest°). Hiermit steht auch im 
engsten Zusammenhang, dass die Uebertragung dieses Amtes 
von seiten der Kirche nicht mittels eines privatrechtlichen 


?) Nach den neuesten Forschungen (vgl. Schäfer, Pfarrkirche und 
Stift im deutschen Mittelalter, in den Kirchenrechtlichen Abhandlungen 
von Stutz Heft3 S. 90 fi., Stuttgart 1903) werden das niedere Kirchen- 
personal, d.h. die niederen Kleriker und vor allem die Kirchendiener in 
manchen Quellen auch matrieularii genannt, weil ihre Namen in eine 
Matrikel eingeschrieben wurden. Kirchwart (Kilwart) heisst im 15. und 
16. Jahrhundert der laikale Kirchendiener z. B. in Schlettstadt; vgl. 
G&ny, Schlettstadter Stadtrechte II S. 730 ff. 

®) Nach Hinschius sogar „bis heute“; a. M. Sägmüller 2. Teil 
S. 209 Note 2. Ebenso begreifen die neueren Staatsgesetzgebungen das 
Küsteramt nicht unter der Bezeichnung „Kirchenamt“. Vel. für Baden 
Spohn zu88S. 18 Note 5. 
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Dienstvertrags, sondern stets durch Anstellung einer geeigneten 
Person und durch Begründung eines eigentlichen Beamten- 
verhältnisses mit dieser geschah ?), was nicht ausschloss, dass 
die Anstellung vielerorts nicht auf Lebenszeit, sondern nur 
widerruflich oder auf Kündigung erfolgte. 

Eine wesentlich andere Stellung als die Küster nimmt das 
übrige gottesdienstliche und seelsorgerische Hilfspersonal der 
Kirche ein. 

Die Verrichtungen des Organisten oder Chorregenten 
wurden meist durch eigens hierfür angestellte oder angenommene 
Personen versehen !°), die im Mittelalter auch da, wo die Be- 
stellung der Ortsgeistlichen in kirchlichen oder herrschaft- 
lichen Händen lag, von der Gemeinde angestellt und als kom- 
munale Organe angesehen wurden !!). Die Besorgung gewisser 
niederer Dienste, hauptsächlich solcher, die eigentlich dem 
Küster zukommen, ist an grösseren, zumal an Kathedral- 


°\ Vgl. bezüglich der Besetzung der Küster- oder Glöcknerstellen 
im allgemeinen: Hinschius Bd. 3 8. 323 und speziell in der Erz- 
diözese Freiburg: Heiner, Erlasse S. 81 ft. 

10%) Deber die Anstellung der Mesner und Glöckner in der Erz- 
diözese Freiburg vgl. Heiner, Erlasse S. 81 ff.; über die der Organisten 
vgl. Anzeigeblatt der Erzdiözese Freiburg 1903 Nr. 7 (abgedr. im Archiv 
Bd. 83 [1903] S. 121 ff. u. 261 ff). Ueber die Besetzung der niederen 
Kirchendienerstellen (Küster, Glöckner, Totengräber, Organisten, Kan- 
toren u. s. w.) im Gebiet des preussischen Landrechts vgl. Freisen 
im Archiv Bd. 82 [1902] S. 42 ff. Ueber die Obliegenheiten und Be- 
soldung der Berufsmesner nebst Dienstordnung für dieselben in der Diözese 
Rottenburg vgl. kirchl. Amtsblatt für die Diözese Rottenburg 1901 Nr. 13 
(abgedr. im Archiv Bd. 82 [1902] S. 117 f£.); über die Verleihung und 
Entziehung von Patronats-, Mesner- etc. Stellen in der Diözese Rotten- 
burg vgl. Kirchl. Amtsblatt dortselbst 1902 Nr. 4 (abgedr. im Archiv 
Bd. 82 [1902] S. 368 f‘). 

11) Vgl. Geny, Schlettstadter Stadtrechte II S. 812 f. Auch in 
Freiburg, dessen Münsterpfarrei der Universität inkorporiert war und 
von der Universität mit einem ständigen Vikar besetzt wurde, war und 
blieb das Amt des Organisten, wie übrigens auch dasjenige des Sigristen, 
städtisch; vgl. Stutz, Münster zu Freiburg S. 24, ausserdem Schäfer 
a.a. O0. Annalen 8. 174 ff. 
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kirchen, eigenen Personen, den sogenannten Kirchendienern, 
Kirchhütern, Schweizern, Pedellen (apparitores) und 
Bälgetretern oder Kalkanten übertragen. Die Inhaber 
dieser Stellen treten zu der Kirche nicht in ein öffentlich- 
rechtliches, sondern in ein privatrechtliches Verhältnis. Eine 
Anstellung im eigentlichen Sinne findet meistenteils nicht statt, 
sondern es werden zivilrechtliche Dienstverträge auf Widerruf 
oder gegen Kündigung mit den jeweils zu der betreffenden 
Verrichtung geeigneten Personen abgeschlossen. Freilich ist 
auch eine eigentliche Anstellung nicht unbedingt ausge- 
schlossen !?); in diesem Fall erlangt die betreffende Person 
ebenfalls die Stellung eines kirchlichen Beamten. 

Das Gesagte gilt gleichfalls für die Totengräber, so- 
weit diese für Kirchhöfe, welche im Eigentum der Kirche 
stehen, angestellt sind. 

Alle die vorstehend erwähnten Bediensteten mit Einschluss 
der Küster werden gewöhnlich unter der Bezeichnung „niedere 
Kirchendiener“ begriffen !°). 

Abgesehen von der Verwaltung der Seelsorge und des 
Gottesdienstes benötigt die Kirche für ihre sonstige Admini- 
stration eine Reihe mechanischer wie technischer Dienste, so zu 
den Bureauarbeiten bei den bischöflichen Behörden und den Dom- 
kapiteln, zur Bearbeitung und Besorgung von zivilrechtlichen 
Angelegenheiten, Bausachen u. s. w. Die betreffenden Bureau- 
(Registratoren, Expedienten, Kanzlisten, Aktenträger u. s. w.) 


12) So z. B. in einzelnen österreichischen Diözesen hinsichtlich der 
ÖOrganisten (Archiv Bd. 25 S. 277 £f.). 

18) Vgl. Preussisches Landrecht II 11 $ 566. Bezüglich der nie- 
deren Kirchendiener in Bayern vgl. Meurer, Bayrisches Kirchenvermögens- 
recht Bd. 2 S. 167 ff. und Kessler, Der niedere Kirchendienst in Bayern, 
Inauguraldissertation S. 6 ff. Als die hauptsächlichsten Stellen des nie- 
deren Kirchendienstes in Bayern kommen in Betracht die Stellen der 
Chorregenten, Organisten, Kantoren, Kalkanten, Mesner, Türmer, Küster 
u.s.w. Die niederen Kirchendiener haben den Charakter öffentlicher 
Diener. Ihre Anstellung erfolgt durch einen öffentlichrechtlichen Dienst- 
' vertrag. 
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und technischen Beamten (Syndici, Justitiare, Baumeister u.s. w.) 
können gerade wie die niederen Kirchendiener entweder bloss 
durch einen zivilrechtlichen Dienstvertrag angenommen oder 
als kirchliche Beamte angestellt werden. Je nachdem das 
eine oder das andere der Fall ist, unterliegt ihre Stellung 
einer verschiedenen rechtlichen Beurteilung. 

Aus dem Gesagten ergibt sich, dass sich das Laien- 
beamtentum in der katholischen Kirche aus kleinen Anfängen 
naturgemäss im Laufe der Zeit zu immer grösserer Ausdehnung 
entwickelt hat. Während anfänglich nur der Küster- oder 
Glöcknerdienst von Laien versehen wurde, finden wir im 
19. Jahrhundert sogar bei bischöflichen Behörden eine Reihe von 
höheren (Syndici, Justitiare, Baumeister u. s. w.) und niederen 
(Registratoren, Expedienten, Kanzlisten u. s. w.) weltlichen 
Beamten. 

Dem Vordringen des Laienelements im kirchlichen Dienste 
war vor allem die Entwicklung des staatlichen Beamtentums 
im vorigen Jahrhundert äusserst förderlich. Der Mangel juri- 
stisch gebildeter Kleriker machte sich nicht nur in der kirch- 
lichen Gerichtsbarkeit, sondern auch in den verschiedenen 
Zweigen der kirchlichen Verwaltung fühlbar. Diesem Miss- 
stande suchte die Kirche dadurch zu begegnen, dass sie juri- 
stisch gebildete Laien !*) bei den Ordinariaten, Generalvikariaten 


14) Schon im Jahre 1796 verlangte die preussische Regierung, „dass 
jeder geistliche Obere, dem eine Gerichtsbarkeit beigelegt worden, schuldig 
sei, ein der Landesgesetze und der allgemeinen gerichtlichen Verfahrungs- 
art vollkommen kundiges, darin bei Unsern Justiz-Collegiis geprüftes und 
von selbigen approbirtes Subjectum als Justitiarium anzustellen und dem- 
selben die Instruction der Sachen, besonders in den $ 8 erwähnten Fällen, 
zu überlassen“. Vel. $ 9 der Königlichen Constitution vom 25. August 
1796 „Wegen der Verfassung der geistlichen Gerichte in Südpreussen“, 
abgedr. in den Publikationen aus den K. Preussischen Staatsarchiven 
Bd. 56, Preussen und die katholische Kirche seit 1640. 7. Teil Nr. 360 
S. 445 ff. Ueber das Verhältnis der Justitiarien bei den geistlichen Ge- 
richten in Süd- und Neuostpreussen vgl. Circular-Rescript des Hoheits-, 
Südpreussischen, Justiz- und Neuostpreussischen Departements an die 
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und Konsistorien anstellte und diese mit den verschiedensten 
Diensten betraute; so mit der Besorgung von Zivilrechts- 
angelegenheiten der Bistümer und ihrer Institute, mit der Ver- 
tretung in Prozessen, mit der Ausarbeitung der Prozess- 
schriften, mit der Abgabe von Rechtsgutachten u. dgl. mehr '?), 
Da im allgemeinen diese Behörden gegenüber dem Bischof bezw. 
Generalvikar oder Offizial nur eine beratende Stimme haben, 
so walteten gegen die Ernennung von Laien zu Mitgliedern 
der genannten kirchlichen Behörden kirchenrechtliche Bedenken 
nicht ob. Wo freilich die Mitglieder dieser Behörden Decisiv- 
votum haben, kann Laien bei Fällung einer richterlichen 
Sentenz von Rechts wegen eine entscheidende Stimme nicht 
zukommen 1°), 

Die Stellung der Laienmitglieder, sowie der Subaltern- 
beamten der Generalvikariate, Ordinariate, Konsistorien kann 
— wie schon eingangs dargetan 17) — ebensowenig wie die der 
übrigen Mitglieder dieser Behörden eine dauernde sein, und 
zwar selbst dann nicht, wenn ihre Ernennungspatente nicht 


Südpreussischen und Neuostpreussischen Regierungen vom 28. Januar 1804, 
abgedr. ebenda Bd. 77, Preussen und die katholische Kirche 9. Teil 
Nr. 676 8.93 ff. Vg]. ferner ebd. Bd. 1, 1. Teil Nr. 139 Beilage B S. 259 
und Bd. 24, 5. Teil Nr. 661 S. 501. 

In der Verordnung vom 1. März 1853 verlangte die badische 
Regierung, dass beim Bischöflichen Gericht (1. Instanz), wo die Um- 
stände es gestatten, unter den 3 Mitgliedern ein rechtsgelehrter, auf 
Grund der Staatsprüfung zum Richteramt befähigter Laie sein soll und 
beim Erzbischöflichen Gericht (2. Instanz) unter den 5 Mitgliedern sogar 
ein solcher sein muss. 

15) So wurde in Freiburg im Jahre 1867 Kanzleidirektor Dr. Maas 
als Laie zum Mitglied des im selben Jahre von Erzbischof Hermann 
v. Vicari organisierten Erzbischöfl. Offizialats ernannt (vgl. Maas S. 517 
Anm. 3 a. E. u. Erzbischöfl. Anzeigeblatt 1867 Nr. 19). 

16) Ob ein Laie als Justitiar (u. Assessor) am geistlichen Gerichte 
zur Untersuchung in Disziplinar- oder Kriminalsachen gegen einen Kle- 
riker herangezogen werden kann, ist bestritten. v. Scherer (Bd. 1 
S. 618) bejaht es, während Heiner (im Archiv Bd. 53 [1885] 8. 331 ff.) 
es verneint. 


12) Vgl, 8. 1. 
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auf Widerruf oder auf bestimmte Zeitdauer ausgestellt sind. 
Da sie lediglich Hilfsbeamte des Bischofs sind, dem allein die 
selbständige Verwaltung der Diözese zukommt und die Ver- 
antwortung für diese ausschliesslich obliegt, muss der Bischof 
auch in der Lage sein, das Hilfspersonal jederzeit zu ändern. 
Mehr Recht als die Generalvikare, denen die Mitglieder der 
selbständig fungierenden Behörden höchstens gleichstehen, 
können die Hilfsbeamten mit beratender Stimme oder gar die 
Subalternbeamten nicht haben. Wenn ihnen jedoch durch ihr 
Patent (Anstellungsdekret) oder ihren Dienstvertrag ein be- 
stimmtes Gehalt auf Lebenszeit oder ohne jede nähere Be- 
schränkung zugesichert ist, so kann ihnen selbstverständlich 
der Bischof dieses Recht nicht ohne Grund entziehen. Der 
von seinem Amt enthobene Beamte wird sich, ebenso wie der 
(eneralvikar, mit einer Beschwerde an die Congregatio epi- 
scoporum wenden dürfen. Die staatlichen Gerichte aber sind, 
wenn der Staat das Recht der katholischen Kirche zur Ver- 
waltung einer eigenen Disziplinargerichtsbarkeit anerkannt 
hat!°), verpflichtet, in den von solchen Beamten aus ihren 
Dienstkontrakten gegen den Bischof erhobenen Prozessen die 
Entscheidung der bischöflichen Disziplinargerichte zu respek- 
tieren, also für die Aufhebung des Dienstvertrages als mass- 
gebend zu erachten; denn zivilrechtlich betrachtet liegt in der 
Annahme der Anstellung seitens der Beamten eine still- 
schweigende Anerkennung der die Dienstenthebung recht- 
fertigenden Disziplinarvergehen als einseitiger Vertragsauf- 
lösungsgründe !?). 

Eine Umschau nach Laienbeamten dieser Art?°) in den 
deutschen Bistümern ergibt folgendes: 


18) Vgl. für Baden das Gesetz vom 9. Oktober 1860, die rechtliche . 
Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine betr., insbesondere & 16, aus 
welchem arg. e contrario die Disziplinargerichtsbarkeit der Kirche resultiert, 

19) Vgl. Rosshirt, Die rechtlichen Verhältnisse der weltlichen 
Kirchenbediensteten im Archiv Bd. 8 [1862] S. 30 ff. 

20) Bezüglich der preussischen Diözesen schreibt Schulte in seinem 
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In Breslau?°!) fungieren sowohl in der geheimen Kanzlei 
wie im Generalvikariat und Konsistorium weltliche Beamte 
als Räte, allerdings nur mit konsultativrem Votum; die Ent- 
scheidung steht in der geheimen Kanzlei dem Bischof, im 
Generalvikariat dem Generalvikar und im Konsistorium dem 
Offizial zu. Ein Reglement (Statut) für die weltlichen Räte 


dieser 3 Behörden existiert nicht. In Köln?) und Münster 23) 


sind sowohl der Justitiar (Syndicus) des Domkapitels als auch 
der des Bischofs ?*t) Laien. Der Bischöfliche Justitiar ist in 
Münster überdies noch Mitglied des Generalvikariats. Für den 
Oldenburgischen Anteil der Diözese Münster besteht ein eigenes 
Offizialat zu Vechta mit einem weltlichen Assessor. Das 
Generalvikariat in Paderborn??) besteht aus dem General- 
vikar und 5 geistlichen Mitgliedern, zu denen noch für beson- 
dere Sachen 2 weltliche Mitglieder kommen: der Justitiar, 
welcher die das weltliche Recht betreffenden. Sachen, und der 
Diözesanbaumeister, welcher die kirchlichen Bauangelegenheiten 
bearbeitet. Im Offizialate erstreckt sich die Tätigkeit des Ju- 
stitiars lediglich auf die Abgabe seines Gutachtens über den 
Stand der Sache. Dem ÖOrdinariat in Rottenburg°*) ist in 
Rechtsangelegenheiten ein weltlicher Beamter, der Bischöfliche 
Syndicus, mit Konsultativvotum beigegeben. Die Kanzlei des 


Status Dioecesium Catholicarum in Austria Germanica, Borussia, Bavaria, 
reliquis Germaniae terris sitarum: in omni dioecesi laicus Jjureconsul- 
tus (syndicus, cancellarius) apud vicariatum generalem cet. 
adhibetur ($ 47 S. 69). In Bezug auf Sachsen vgl. $ 88 Ziff. VIIL S. 151. 

2!) Vgl. Lämmer S. 268 ff. u. 317, sowie Schulte, Status $ 57 
Zif. IX S. 87; ders., Die juristische Persönlichkeit der kathol. Kirche 
S. 167. 

22) Vgl. Handbuch der Erzdiözese Köln 1901. 

23) Vgl. Schematismus der Diözese Münster 1901. 

24) In Köln auch „Erzbischöflicher Kanzler“ genannt. 

25) Vgl. Gerlach, Paderborner Diözesanrecht und Diözesanverwal- 
tung S. 4 u. 5, sowie Schematismus der Diözese Paderborn 1902. 

26, Vol. P. Pfatf, Gesetzeskunde für Rottenburg S. 18 u. Säg- 
Mruller.a. 8. 0.8372, 
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Ordinariats besteht aus dem Kanzleivorstand, der zugleich 
Bischöflicher Syndicus, dem Sekretär, Registrator, Bistums- 
pfleger und zwei Kanzlisten, die sämtlich Laien sind. In 
Gnesen und Posen??) fungieren beim Consistorium generale 
Laien als Justitiare und Syndici u. s. w., als Kalkulatoren, 
Thesaurarii, Registratoren, Kanzlisten und Cursores; in Trier ?®) 
beim Generalvikariat als Justitiar; in Hildesheim?) beim 
Generalvikariat als Justitiar und Syndicus; in Kulm?) beim 
Generalvikariat als Justitiar und Syndicus; auf der bischöf- 
lichen Kanzlei als Sekretäre, Kalkulator, Registrator und Kanz- 
listen; in Sachsen?!) beim Apostolischen Vikariat in Dresden 
als Justitiar und Sekretär; beim Konsistorium in Dresden als 
Konsistorialräte (2), Sekretäre (2), als Oassarius, Contrascriptor, 
Registrator, Assistent und Cursor; beim Konsistorium in 
Bautzen als Justitiar, Sekretär, Registrator und Cursor. In 
Fulda°?) und Limburg?°?) sind zur Zeit Laien nur in 
Subalternstellungen tätig ’*). 

Die Rechtsverhältnisse der in den genannten Bistümern 
angestellten Laienbeamten sind durchweg durch privatrecht- 
liche Dienstverträge geregelt. 

Eine ganz eigenartige, von derjenigen der weltlichen Be- 
amten der übrigen Diözesen verschiedene Stellung nehmen die 
Zuvilbeamten der Erzdiözese Freiburg ein: der Erzb. Ju- 
stitiar, der zugleich Offizialatsrat ist, der Erzb. Finanzrat, 


2”) Vgl. Elenchus ete. Archidioecesis Gnesnensis 1903, Gnesen 1902 
S. 10 und Elenchus .... Posnaniensis 1903, Posen 1902 S. 12 £. 

2°) Personalschematismus des Bistums Trier 1900. 

29) Elenchus ete. Dioec. Hildesh. 1903. 

30) Consignatio totius Cleri etc. Dioeec. Culm. 1903. 

®!) Catalogus totius Oleri tam per Lusatiam quam per Saxoniae 
regnum degentis 1903. 

»2) Vgl. Schematismus der Diözese Fulda 1899. 

33) Vgl. Schematismus der Diözese Limburg 1902. 

4) Die Bistümer Mainz, Strassburg, Metz, Ermland und die bayri- 
schen Diözesen haben überhaupt, das Bistum Osnabrück laut Direktorium 
1903 zur Zeit keine bischöflichen Laienbeamten. 


Ber 
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die Erzb. Baubeamten und die Beamten der Erzb. Stiftungs- 
verwaltung. Bis zum Jahre 1862 fanden deren Rechts- 
verhältnisse — wie in den anderen deutschen Diözesen noch 
heute — ihre Normierung in privatrechtlichen Dienstver- 
trägen®®). Erst als unterm 20. Februar 1862 Erzbischof 
Hermann v. Vicari auf Grund der durch Gesetz vom 9. Okto- 
ber 1860 anerkannten Autonomie der Kirche ein Statut zur 
Regelung der Rechte und Pflichten seiner Beamten, die „Diener- 
pragmatik für die Beamten des Erzbistums Freiburg“ ’°) er- 
lassen, war auch für die Erzb. Beamten eine allgemeingültige 
Norm zur Beurteilung ihres Beamtenverhältnisses geschaffen. 
Die Anstellung stellte sich nunmehr bei dem Charakter der 
Erzb. Beamten als öffentlicher Beamten ?”) nicht mehr als die 
Eingehung eines ausschliesslich zivilrechtlichen Vertragsver- 
hältnisses, sondern als die Begründung eines hauptsächlich auf 
öffentlichem Recht beruhenden Beamtenverhältnisses dar ?°). 
Eine Neuregelung erfuhr das Erzb. Beamtenrecht erst wieder 
im Jahre 1902. Unterm 23. Januar 1902 hob nämlich Erz- 
bischof Thomas Nörber die Dienerpragmatik vom 20. Februar 
1862 auf und erliess mit gleichem Datum an deren Stelle das 
„Beamtenstatut für die Erzdiözese Freiburg“ °°), 

Eine eingehendere Darstellung und Prüfung des alten *°) 
und neuen?!) Beamtenrechts in der Erzdiözese Freiburg soll 
den Gegenstand der nachfolgenden Ausführungen bilden. 


35) Vgl. Prozess des Ordinariatssekretärs Binkert contra Erzbischot 
Hermann v. Vicari aus den Jahren 1856/57 (Archiv Bd. 8 [1862] S. 22 f. 
u. Annalen badischer Gerichte, 25. Jahrg. 1858 S. 99/100). 

36) Vgl. Erlass des Erzbischofs Hermann v. Vicari vom 20. Fe- 
bruar 1862 (Anzeigeblatt 1863 Nr. 10), abgedruckt in Heiners Erlassen 
S. 72 fi.; ferner Maas a. a. O. S. 480 sowie Teil II. 

»”) Vgl. $ 1 des Ges. vom 9. Oktober 1360 die rechtliche Stellung 
der Kirchen und kirchlichen Vereine, 

BEVELES-TIIU.,00.L, 

3%) Vgl. Anzeigeblatt 1902 Nr. 4. 

2) 5Vg1l. Teil’ IT: 

Vol. Teil; III; 


II. Teil. 
Die Dienerpragmatik. 


82. 
Die Dienerpragmatik für die Beamten des Erzbistums 
Freiburg. 


I. Begriff und Quelle der Dienerpragmatik: 

Für die Erzb. Beamten der Erzdiözese Freiburg galt bis 
zum 12. Februar 19021) als Norm zur Beurteilung ihres 
Dienstverhältnisses die unterm 20. Februar 1862?) von Erz- 
bischof Hermann v. Vicari erlassene „Dienerpragmatik für die 
Beamten des Erzbistums Freiburg“ °). Diese ist ein von der 
Kirchenbehörde kraft der staatlicherseits anerkannten Auto- 
nomie der Kirche) für die Erzb. Beamten erlassenes Statut, 


!) Ueber diesen Zeitpunkt hinaus hat die D.P. nur noch für die- 
jenigen Beamten Geltung, die unter ihrer Herrschaft die Unwiderruf- 
lichkeit ihrer Anstellung erlangt und nicht binnen 3 Monaten vom Tage 
der Verkündung des Beamtenstatuts (12. Februar 1902) sich diesem aus- 
drücklich in vollem Umfange unterworfen haben, jedoch nur insoweit es 
sich um zivilrechtliche Folgen des Anstellungsverhältnisses handelt (vgl. 
Teils S#53/1.% 

2) Vor der Entstehung der D.P. war für die Rechtsverhältnisse der 
Erzb. Beamten deren Anstellungsurkunde und, soweit darin auf das Staats- 
dieneredikt von 1819 verwiesen war, dieses massgebend. 

®) Erlass des Erzbischofs Hermann v. Vicari vom 20. Februar 1862 
(Anzeigeblatt 1863 Nr. 10, abgedruckt in Heiners Erlassen S, 72 f.). 

*) $ 7 des Ges. v. 9. Oktober 1860, die rechtliche Stellung der 
Kirchen u. kirchlichen Vereine im Staate betr. 
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welches insoweit Geltung hatte, als nicht Gesetze des Staates 
entgegenstunden?). 

Als Vorbild hat der Dienerpragmatik das im Jahre 1862 
noch in Geltung befindliche Staatsdieneredikt vom 30. Januar 
1819), die Rechtsverhältnisse der weltlichen Zivilstaatsdiener 
betr. gedient. Die meisten Bestimmungen des Staatsdiener- 
edikts sind wörtlich oder fast wörtlich”) in die D.P. über- 
gegangen. 

II. Verhältnis der Dienerpragmatik zu der An- 
stellungsurkunde und den etwaigen weiteren vom 
Erzbischof ausgestellten Urkunden: 


5) Vgl. Wielandt, Staatsrecht $ 152 Ziff. VI S, 315 u. $ 13 
zit. Ges. v. 9. Oktober 1860. 
®) Reg.-Blatt von 1819 Nr. IV S. 1469/72. 


DES le Ahsr1 SED. Riee 7 19.P,,8729, 
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5 3 ) = „829. 
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S 5) ” — ” 5 
Sn n = „831/34 
Sei ” = m .83. 
58 ” = n..8 8%. 
S 9 Zi. 3 UHR EN A he 
Ss 10 A137 NA, 
s1ıl R =7:0.45414,#15,.17 02.18: 
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Se21 3 En ESSABTAhS8 8.Satz72. 
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Die Dienerpragmatik hat gegenüber der Anstellungsurkunde 
sowie etwaigen weiteren vom Erzbischof ausgehenden Urkunden 
für die Erzb. Beamten nur subsidiäre Bedeutung ($ 2 Abs. 2). 
Die Anstellungsurkunde geht jedenfalls der Dienerpragmatik 
vor®). Bei Widersprüchen zwischen beiden ist die Anstellungs- 
urkunde massgebend. Nur soweit in der Anstellungsurkunde 
über die in der Dienerpragmatik normierten Gegenstände keine 
Bestimmungen getroffen sind, ist die Dienerpragmatik ver- 
bindlich °). 


88. 
Begriff und Arten der Erzbischöflichen Beamten. 


I. Begriff der Erzb. Beamten: 

Beamte im Sinne der Dienerpragmatik sind die mit förm- 
licher Signatur (Anstellungsurkunde) vom Erzbischof ange- 
stellten Personen, sofern sie nicht die Staatsdienereigenschaft 
haben ($ 1). 

Zum Begriff eines Erzb. Beamten im Sinne der Diener- 
pragmatik gehört demnach dreierlei: 


1. Der Beamte muss mit förmlicher Signatur, d.h. 
durch eine vom Erzbischof unterzeichnete Anstellungs- 
urkunde angestellt sein !). 

2. Die Anstellung muss durch den Erzbischof selbst 
(nicht durch das Ordinariat oder eine andere Behörde) 
erfolgt sein ?). 

3. Die in Frage stehende Person darf die Staatsdiener- 
eigenschaft nicht haben. 


SEATI SEI D.R: 

‘) Ist der Erzbischof (sede plena) nicht in der Lage, die Signatur 
zu vollziehen, so kann auch ein anderes Mitglied des Ordinariats dies 
I. V. oder I. A. tun. 

2) Im Falle einer Sedisvakanz vertritt die Stelle des Erzbischofs 
der Kapitelsvikar. 


ar 
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Ein Staatsdiener, der in Erzb. Dienste treten will, muss 
demnach zuerst aus dem Staatsdienste ausscheiden. 


II. Arten der Erzb. Beamten: 
Die Dienerpragmatik unterscheidet: 
1. Widerruflich und unwiderruflich angestellte Erzb. Beamte. 


a) Die widerruflich angestellten Beamten) sind Per- 
sonen, deren Dienstzeit noch nicht fünf Jahre be- 
trägt) und denen weder in der Signatur noch in einer 
sonstigen vom Erzbischof ausgestellten Urkunde die 
Unwiderruflichkeit oder lebenslängliche Anstellung zu- 
gesichert worden ist ($ 29 Abs. 1). Sie zerfallen in: 
0.) provisorisch und 
ß) definitiv angestellte Beamte). Die definitiv an- 

gestellten Erzb. Beamten nehmen eine Mittel- 
stellung zwischen den unwiderruflich und den wider- 
ruflich provisorisch angestellten Beamten ein ®). Sie 


>) Anwendung finden auf diese die $$ 1—10, 10 Abs. 1, 11, 27, 29, 
80, 35 u. 86 Abs. 1 der_D.P. 

*) Nach $ 3 Abs. 1 St.D.E. ist unbedingt widerruflich der Dienst 
bei denjenigen weltlichen Zivilstaatsdienern, deren Dienstzeit unter 5 Jahren 
beträgt. 

5) Diese Unterscheidung kennt die Dienerpragmatik zwar nicht, 
wohl aber wurde sie praktisch gehandhabt. Vgl. den Erlass des Erzb. 
Ördinariats vom 13. Oktober 1398 Nr, 9351, worin der katholische Ober- 
stiftungsrat beauftragt wird, dem bisherigen „provisorischen“ Vorstand 
des Erzb. Bauamts Karlsruhe J. Sch. zu eröffnen, dass ihm die Amts- 
stelle des Vorstands des Erzb. Bauamts Karlsruhe übertragen werde. 
Zugleich wurde die Zeit der Widerruflichkeit auf 1 Jahr beschränkt. 
Aber auch schon vor Erlass der D.P. wurde ein Unterschied zwischen 
„definitiver* und „unwiderruflicher“ Anstellung gemacht. So wurde 
beispielsweise der verstorbene Kanzleidirektor Dr. Maas am 5. August 
1853 definitiv angestellt, während seine Anstellung erst durch Urkunde 
vom 11. Juni 1856 für unwiderruflich erklärt worden ist (vgl. Be- 
rufungsschrift in Sachen Meckel contra kathol. Kirche in Baden vom 
10. Juni 1901). 


6) Nach badischem Beamtenrecht würde der etatmässige Staats- 
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haben mehr Rechte als die widerruflich provisorisch, 
aber weniger als die unwiderruflich angestellten 
Beamten. Insofern auf sie die Bestimmungen des 
8 29 Abs. 2 über die Erlangung der Unwiderruf- 
lichkeit und die des $ 29 Abs. 1, wonach sie 
unter Einhaltung einer dreimonatigen Kündigungs- 
frist jederzeit ohne Angabe eines (srundes ent- 
lassen werden können, Anwendung finden, sind sie 
den widerruflich provisorisch angestellten Beamten 
völlig gleichgestellt. Sie unterscheiden sich von 
diesen nur dadurch, dass sie eine Reihe von Rechten 
und Pflichten haben, die sonst den unwiderruflich 
angestellten Beamten allein zustehen — so leisten 
sie Beiträge in die Witwen- und Waisenkasse und 
erhalten dafür einen Anspruch auf Ruhegehalt, 
Witwen- und Waisenpension —, während sie ander- 
seits wieder gerade des Prinzipalrechts der unwider- 
ruflich Angestellten, der Unkündbarkeit ihrer An- 
stellung, entbehren. 

Alle widerruflich angestellten Erzb. Beamten 
können nach vorangehender dreimonatiger Kündi- 
gung ohne Angabe eines Grundes jeder Zeit ent- 
lassen werden, ohne dass ihnen fernerhin ein Ge- 
halt oder eine Pension verwilligt wird ($ 29 
Abse ls): 

b) Die unwiderruflich angestellten Beamten °) sind auf 
beamte während der ersten 5 bezw. 7 Dienstjahre etwa mit dem definitiv 
angestellten Erzb. Beamten zu vergleichen sein (vgl. S 4 Abs. 1 B.G.). 

”) Vgl.$ 3 Abs. 2 St.D.E.: Die widerruflich angestellten Zivilstaats- 
diener haben keinen rechtlichen Anspruch auf einen Ruhegehalt und 
können daher ohne Angabe eines Motivs und ohne Pension entlassen 
werden. | 

°) Vgl. $S 1 Abs. 1 St.D.E.: Alle Zivilstaatsdiener bis zu den 
Kanzlistendiensten bei Mittelstellen abwärts und mit Einschluss der- 
selben sind in der Regel nach 5jährigen Dienstleistungen des Dieners 
unwiderruflich. 
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Lebenszeit angestellte, im Vollgenuss der Rechte der 
Dienerpragmatik befindliche Erzb. Beamte, die gegen 
ihren Willen nur im Wege des Disziplinarverfahrens 
entlassen werden können. 

Die Unwiderruflichkeit kann ausdrücklich in Wor- 
ten oder stillschweigend?) dadurch verliehen wer- 
den, dass die Anstellung von einem über die regel- 
mässige Probezeit von fünf Jahren zurückliegenden 
Zeitpunkte 1°) an datiert wird. Diese Rückdatierung 
wirkt in allen den Punkten, in welchen nach der Diener- 
pragmatik die Anstellungszeit von Bedeutung ist !), 
mit anderen Worten, derjenige Beamte, dessen Dienst- 
jahre zurückdatiert sind, soll in der Weise als ange- 
stellt angesehen werden, wie wenn er seinen Dienst 
an dem Tage angetreten hätte, auf den seine Dienst- 
jahre zurückdatiert sind !?). 

Als „ausdrücklich“ unwiderruflich angestellt gilt 
ein Erzb. Beamter: 

o) wenn der Erzbischof vor Ablauf des 5. Dienst- 


°) Dass die Unwiderruflichkeit nur ausdrücklich verliehen werden 
könne, steht nirgends in der D.P. Der $ 29 derselben sagt nur, dass sie 
in der Signatur oder einer sonstigen vom Erzbischof ausgehenden Ur- 
kunde, nicht aber, dass sie in einer bestimmten Form, d.h. den in der 
D.P. gebrauchten Ausdrücken zugesichert sein müsse. Es ist daher an- 
zunehmen, dass die Zusicherung der Unwiderruflichkeit auf jede Weise 
geschehen kann, die den Willen der Verleihung der Unwiderruflichkeit 
oder Lebenslänglichkeit unzweideutig kundgibt (vgl. Urteil Gr. Land- 
gerichts Freiburg vom 21. Dezember 1900 in Sachen Meckel contra kathol. 
Kirche in Baden, unten Anhang I S. 150). 

10) Nicht vom Datum der Anstellungsurkunde (Signatur) an. 

1!) Falls die Rückdatierung nur auf einzelne besondere Verhältnisse 
(z. B. auf die Pensionierung) sich beziehen soll, so muss das in der Ur- 
kunde deutlich zum Ausdruck kommen. 

12) Vgl. zit. Urteil Gr. Landgerichts Freiburg vom 21. Dezember 
1900 und Urteil Gr. Oberlandesgerichts Karlsruhe vom 23. Dezember 1901, 
unten Anhang I S. 149 u. Anhang II S. 161. 
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jahres!?) in einer besonderen Urkunde dessen 
Anstellung als unwiderruflich ausgesprochen hat 
(Normalfall des $ 29 Abs. 2), 

ß) wenn ihm die Unwiderruflichkeit schon früher als 
vor Ablauf des 5. Dienstjahres oder gleich bei 
seiner Anstellung in der Signatur oder in einer 
sonstigen vom Erzbischof ausgestellten Urkunde 
zugesichert worden ist. 


Zur Erlangung der Unwiderruflichkeit im Normalfall des 
$ 29 Abs. 2 hat der betreffende Erzb. Beamte in den ersten 
14 Tagen nach dem Ablauf des 4. Dienstjahres ($ 3) '%) 
bei der ihm vorgesetzten Behörde eine schriftliche Anzeige 
von dem Eintritt dieses Zeitpunktes zu machen. Diese An- 
zeige ist sofort mit gutächtlichem Berichte über Befähigung, 
Fleiss und Sittlichkeit des betreffenden Beamten dem Erzb. 
Ordinariate vorzulegen, welches sodann die vorgelegten und 
etwa noch sonst erhobenen Zeugnisse prüfen und ein Gut- 
achten dem Erzbischof erstatten wird, worauf dieser vor Ab- 
lauf des 5. Dienstjahres die Anstellung als unwiderruflich in 
einer besonderen Urkunde auszusprechen sich vorbehält ($ 29 
Abs. 2). Die Unterlassung der vorgeschriebenen Anzeige be- 
wirkt die Unterbrechung des Laufes des 5. Probejahres; wird 
jedoch diese Anzeige späterhin nachgebracht, so hört die Unter- 
brechung auf, und der Lauf des 5. Probejahres beginnt mit 
dem Tage, an welchem die verspätete Anzeige einkommt ($ 29 
Abs. 3). 

Stellt sich dagegen heraus, dass der betreffende Beamte 
die ihm als solchem unumgänglich notwendigen Eigenschaften 


13) Sofern nicht gemäss $ 30 D.P. die Probezeit verlängert worden ist. 

14) Diese Verweisung auf $ 3 deutet darauf hin, dass die im $ 29 
Abs. 2 D.P. genannten 14 Tage nach dem Ablaufe des 4. Dienstjahres 
in dasjenige begonnene 5. Dienstjahr verlegt werden, welches sich in der 
Regel nach dem Datum der Anstellungsurkunde, ausnahmsweise aber, 
„wenn die Signatur ausdrücklich ein Anderes bestimmt hat“, nach diesem 
bestimmt. 
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nicht in sich vereinigt, so ist spätestens 3 Monate vor Ablauf 
seines 5. Probejahres dem Erzbischof Vortrag zu erstatten, 
damit er darüber entscheiden kann, ob der Beamte zu ent- 
lassen sei, oder ob, falls etwa noch der Hoffnung besserer 
Qualifikation Raum gegeben werden kann, vorerst der milderen 
Massregel einer Verlängerung der Probezeit stattgegeben und 
demnächstige weitere Vortragserstattung vorbehalten werden 
soll ($ 30 Abs. 1). 

Bei Beamten, deren Untauglichkeit oder Unwürdigkeit 
früher schon hervortritt, ist die in $ 29 vorgeschriebene An- 
zeige nicht abzuwarten, sondern es sind dergleichen Fälle von 
den betreffenden Behörden sogleich zur Kenntnis des Erzb. 
Ordinariats zu bringen. Von diesem ist alsbald Vortrag dem 
Erzbischof zu erstatten ($ 30 Abs. 2). 


2. Höhere und niedere Erzb. Beamte. Eine Unter- 
scheidung zwischen höheren und niederen Erzb. Beamten ist 
rechtlich bedeutungslos, da die Dienerpragmatik selbst einen 
solchen Gegensatz nicht statuiert, vielmehr auf beide Arten 
gleichmässig Anwendung findet. 


$4. 


Begründung des Erzbischöflichen Beamtenverhältnisses. 


Die Begründung des Erzb. Beamtenverhältnisses erfolgt 
durch gegenseitigen Vertrag!). Dass die Kirche selbst die 
Anstellung ihrer Beamten nicht als einseitigen Akt ihres Ver- 
treters (des Erzbischofs), sondern als Vertrag ?) zwischen diesem 


!) Dieser Vertrag ist, wie S. 68 dargetan, ein contractus commix- 
tus. Das über die Vertragsnatur der Anstellung der Erzb. Beamten 
S. 68 f. Gesagte gilt auch hier. 

?) Was dieErklärung des Vertragswillens der beiden Kontrahenten 
anlangt, so ist die des anzustellenden Beamten an keine bestimmte 
Form geknüpft, also sowohl ausdrücklich wie stillschweigend möglich, 
während die Erklärung des Erzbischofs in schriftlicher Form, d. h. in 
der Anstellungsurkunde erfolgen muss. 
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und dem anzustellenden Beamten aufgefasst haben will, geht 
unzweideutig aus $ 2 Abs. 2 hervor, wonach durch die An- 
nahme der Anstellungsurkunde (Signatur) der Dienstvertrag als 
abgeschlossen gelten soll?). 

Das Rechtsverhältnis der Erzb. Beamten ist nur nach 
dem Inhalt der Anstellungsurkunde und etwaigen weiteren 
vom Erzbischof ausgehenden Urkunden) zu beurteilen ($ 2 
Abs. 2). Was aber der Inhalt dieser Urkunden sei, das ist 
eine Frage der Auslegung’). 

Jeder Erzb. Beamte erhält bei seiner Anstellung vom 
Erzbischof eine Anstellungsurkunde, worin ihm 

1. der Dienst übertragen, 


. die Besoldung. und 


> D 


. der Anfangstermin der Dienstzeit und der Besoldung 
bestimmt wird ($ 2 Abs. 1). 


Das Erzb. Beamtenverhältnis beginnt mit der Annahme 
der Anstellungsurkunde als dem Zeitpunkt der Perfektion des 
Vertrages ($ 2 Abs. 2)°%). Mit diesem Zeitpunkt entstehen 
die Rechte und die Pflichten des Beamten, soweit nicht aus 
der Anstellungsurkunde ein Anderes sich ergibt. Von dem 
Datum der Anstellungsurkunde an laufen die Dienstjahre, 
wenn nicht in der Signatur ausdrücklich abweichende Be- 
stimmungen getroffen sind (8 3) °). 


3) Vgl. zit. Urteil Gr. Oberlandesgerichts Karlsruhe vom 23. De- 
zember 1901 (unten Anh. II S. 160), in welchem von dem durch Annahme 
der Signatur als abgeschlossen geltenden Dienstvertrag als von einem 
„zweiseitigen Rechtsgeschäft“ gesprochen wird. 

4) Voraussetzung ist aber, dass die Urkunden zur Kenntnis des be- 
treffenden Beamten gelangt sind. 

5) Für diese kommt neben den allgemeinen Auslegungsregeln haupt- 
sächlich der $ 157 B.G.B. in Betracht. 

6) „Durch die Annahme der Anstellungsurkunde gilt der Dienst- 
vertrag als abgeschlossen“. 

7) Vgl.84 St.D.E.: Die Dienstjahre werden nach dem Anfangstermin, 
der in dem Anstellungspatent oder in dem statt des Patents dienenden 
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Bei seiner Anstellung hat jeder Erzb. Beamte den vor- 
geschriebenen Diensteid: 


„Ich schwöre einen Eid zu Gott dem Allmächtigen 
und Allwissenden, dass ich der katholischen Kirche, ihrer 
Verfassung und ihren Gesetzen treu, dem Erzbischof 
von Freiburg und dessen rechtmässigen Nachfolgern in 
allen kirchendienstlichen Angelegenheiten gehorsam sein 
und dass ich mich hierwegen der Disziplin des Herrn 
Erzbischofs unterziehen will. 

„Ich schwöre, dass ich das mir übertragene Amt nach 
den bestehenden kirchlichen Gesetzen, der Erzb. Diener- 
pragmatik und meiner Dienstinstruktion getreulich und 
fleissig versehen und die gebührende Dienstverschwiegen- 
heit beobachten will. So wahr mir Gott helfe und sein 
heiliges Evangelium.“ 


dem Bevollmächtigten des Erzbischofs zu leisten ($ 4 Abs. 1)®). 
Da der Diensteid nur eine feierliche Bekräftigung bereits vor- 
handener Pflichten enthält — denn diese beginnen schon mit 
der Annahme der Anstellungsurkunde als dem Zeitpunkt, wo 
der Vertrag perfekt geworden ist —, so hat die Unterlassung 
der Beeidigung auf die Rechtsverhältnisse des betreffenden 
Erzb. Beamten keinen Einfluss. 

Bei der Uebertragung eines anderen kirchlichen Amtes 


genügt eine Verweisung auf den früher geleisteten Eid ($ 4 
Abs. 2). 


Protokollauszug ausgedrückt ist, oder wenn kein Anfangstermin aus- 
drücklich bestimmt ist, nach dem Datum des Patents oder des Protokoll- 
auszugs gerechnet. 

8) Diese Vorschrift ist keine Muss-, sondern eine Sollvor- 
sehrift. So wurde beispielsweise der Erzb. Baudirektor Meckel, dessen 
Signatur vom 14. Dezember 1893 datiert ist, erst im Jahre 1900 auf- 
gefordert, den im $ 4 Abs. 1 D.P. vorgeschriebenen Diensteid zu leisten 
(vgl. zit. Urteil Gr. Landgerichts Freiburg vom 21. Dezember 1900 
unten Anhang I S. 137 Ziff. 5). 
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S 5. 


Inhalt des Erzbischöflichen Beamtenverhältnisses. 
A. Pflichten der Erzbischöflichen Beamten. 


Den Erzb. Beamten liegen folgende Pflichten ob: 


I. Positive Pflichten)): 1. Erfüllung der Dienst- 
obliegenheiten. Der Beamte hat den übertragenen Dienst 
nach den Gesetzen der Kirche und nach den Anordnungen 
seiner Vorgesetzten, sowie nach seiner Dienstinstruktion treu 
und fleissig zu besorgen. Insbesondere muss er sich, soweit 
seine Zeit und seine Kraft reichen, eine Erweiterung seines 
Geschäftszweiges, ferner auch die Uebertragung eines anderen 
gleichartigen, mit seinem gewählten Berufe verwandten Dien- 
stes gefallen lassen, ohne dafür eine Besoldungserhöhung zu 
fordern, ohne aber auch im letzteren Falle eine Verminde- 
rung an der Besoldung oder eine Zurücksetzung im Range zu 
erleiden ($ 6). 


2. Beobachtung eines achtungswürdigen Verhal- 
tens in und ausser dem Dienste, das den Vorschriften 
der Sittlichkeit, der Würde und dem Zwecke des Amtes ent- 
spricht (8 7). 

3. Amtsverschwiegenheit. Ueber die auf dienstlichem 
Wege dem Beamten zur Kenntnis gekommenen, ihrer Natur 
nach oder kraft geschehener Anordnung geheim zu haltenden 
Angelegenheiten hat dieser gegen jedermann Verschwiegenheit 
zu beobachten, selbst im Falle der Auflösung des Dienst- 
verhältnisses. Umgekehrt ist er auch schuldig, die ihm auf 
eine nicht vertrauliche Weise zur Kenntnis gekommenen, 
auf dienstliche Verhältnisse sich beziehenden Tatsachen seinen 
dienstlichen Vorgesetzten auf deren Anfordern mitzuteilen 


(9). 


!) Vgl. Teil III S. 71 unten. 
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4. Amtsanwesenheit. Ohne Urlaub seines Vorge- 
setzten darf sich der Beamte nicht von seinem Posten ent- 
fernen oder seine Dienstführung einstellen ($ 10 Abs. 1). Bei 
jedem eigenmächtigen Verlassen des Dienstes ist der Beamte 
— abgesehen von den Folgen des hierdurch veranlassten Dis- 
ziplinarverfahrens — verbunden, die Kosten der Verwaltung 
seines Amtes wie überhaupt der Besorgung seiner Dienst- 
geschäfte aus seiner Besoldung zu bezahlen, welche übrigens 
mit dem Tage, an welchem der Dienst aufhört, sistiert wird 
(S 28 in Verb. mit & 26 lit. b). 


II. Negative Pflichten?). Kein Erzb. Beamter darf 
ohne Genehmigung seiner vorgesetzten Dienstbehörde einen 


andern Erwerbszweig oder ein Nebengeschäft be- 
treiben (8 9). 


B., Rechte der Erzbischöflichen Beamten. 


I. Recht auf ein Amt. 


Ein klagbares Recht auf ein Amt kommt einem Erzb. 
Beamten nicht zu, denn der Erzbischof kann jederzeit auf 
die Dienste seiner Beamten verzichten, ohne dass aber 
damit seine Pflichten, die er bei der Anstellung den 
Beamten gegenüber in vermögensrechtlicher Hinsicht über- 
nommen hat, zessieren. Die vermögensrechtlichen Ansprüche 
(z. B. Anspruch auf volle Besoldung) eines solchen Beamten 
bleiben ungeschmälert fortbestehen. Ebensowenig hat ein Erzb. 
Beamter einen Anspruch auf Belassung in demselben Amte. 
Er muss sich vielmehr auch die Uebertragung eines anderen 
gleichartigen, mit seinem gewählten Berufe verwandten Dienstes 
gefallen lassen, ohne dafür eine Besoldungserhöhung zu fordern, 
ohne aber auch im letzteren Falle eine Verminderung an der 
Besoldung oder eine Zurücksetzung im Range zu erleiden 


($ 6 Satz 2). 


2) Vol. Teil IH 8. 72 oben. 
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II. Persönliche Rechte !). 


Die persönlichen Rechte der Erzb. Beanıten sind: 

1. der mit dem übertragenen Amte verbundene Titel, wel- 
cher bei disziplinärer Entlassung verloren geht, während 
er bei anderweitiger Beendigung des Beamtenverhält- 
nisses mit einem entsprechenden, das ausserdienstliche 
Verhältnis bezeichnenden Zusatz belassen werden kann, 

2. der das Verhältnis der Ueber- oder Gleichordnung von 
Behörden zu anderen Behörden bezeichnende Rang. In 
Bezug auf den Verlust des Ranges gilt dasselbe wie beim 
Titel. 


III. Vermögensrechte ?). 


1. Das Recht auf Besoldung. Dieses umfasst den An- 
spruch auf Gehalt und Wohnungsgeld °) ®). 

Die Besoldung, deren Höhe und Anfangstermin in der 
Anstellungsurkunde (Signatur) festgesetzt wird, ist vierteljähr- 
lich und zwar im Laufe des dritten Monats im Vierteljahr 
zahlbar. Dieselbe darf ausser dem Falle gerichtlicher Be- 
schlagnahme oder Einweisung nur mit Genehmigung des Erzb. 
Ordinariats an Dritte abgetreten werden ($ 5). 

Bei einer über 6 Monate andauernden Krankheit kann, 
wenn eine Pensionierung nicht gerechtfertigt erscheint, ein 
Dienstverweser auf Kosten des erkrankten Beamten aufgestellt 


!) Da die Dienerpragmatik weder über Titel noch über Rang der 
Erzb. Beamten Bestimmungen getroffen hat, so wird man die im allge- 
meinen über Titel und Rang der Staatsbeamten geltenden Rechtssätze 
auch auf die Erzb. Beamten ohne Bedenken anwenden dürfen (vgl. 
Eckert 8. 68 u. 69). 

Vol: TeilsllIısr 82. 

®) Hat ein Erzb. Beamter eine Dienstwohnung oder bezieht er 
statt solcher eine Mietzinsentschädigung, so entfällt sein Anspruch auf 
Wohnungsgeld. 

278541 Abs s12Satz Er D.R, 
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ud 


werden, jedoch darf der desfallsige Abzug an der Besoldung 
!'s derselben nicht übersteigen ($ 10 Abs. 2). 
Die Besoldung hört auf (8 26): 
a) bei Dienstentlassung mit dem Tage der Entlassungs- 
verfügung, 
b) bei eigenmächtigem Verlassen des Dienstes’) mit dem 
Tage des Aufhörens der Dienstleistung, 
c) bei Versetzungen mit dem Tage des Antritts des 
neuen Dienstes ®), 
d) bei Pensionierungen mit dem Tage des Aufhörens 
des aktiven Dienstes, 
e) bei Sterbfällen mit dem Ablaufe des Vierteljahres, 
welches auf den Todestag fällt’). 
2. Das Recht auf Pension. 
a) Voraussetzungen: 
Der Anspruch auf lebenslänglichen Ruhegehalt steht nur 
den unwiderruflich angestellten Erzb. Beamten zu °). 
Voraussetzung für diesen ist die Versetzung in den 
Ruhestand, die auf Ansuchen des Beamten oder auch 
ohne solches erfolgen kann (8 31 u. 32)°): 
o) wegen Altersschwäche !°), 
3) wegen anderer körperlicher Gebrechen 1), 
) wegen geistiger (rebrechen !), 


>) Vgl. $ 26 lit. b in Verb. mit $ 28 D.P., sowie S. 23. 
6) Vgl. auch $ 6 D.P., sowie S. 22. 
”) Vgl. auch $ 42 Ziff. 4 D.P., sowie 8. 29 u. 45 Anm. 9. 


°) Die Pension darf ausser dem Falle gerichtlicher Beschlagnahme 
oder Einweisung nur mit Genehmigung des Erzb. Ordinariats an Dritte 
abgetreten werden. 
°®) St.D.E.: Die Versetzung in den Ruhestand tritt ein wegen: 
1. Altersschwäche, 
2. körperlicher Gebrechen, f 
3. organischer Einrichtungen, 
4. sonst irgend einer Ursache ($ 6 Abs. 1). 
1%) Sofern hierdurch der Beamte zur Erfüllung der Dienstpflichten 
unfähig ist. 


auf Ansuchen oder ohne solches, 
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ö) wegen organischer Einrichtungen !}), 
e) aus irgend einem anderen Grunde !}), 
Widerruflich angestellte Erzb. Beamte haben 
keinen Anspruch auf Pension. Sind sie dagegen 
wegen unverschuldeter körperlicher oder geistiger 
(tebrechen dienstuntauglich geworden, so kann ihnen 
nach billigem Ermessen ihrer Verhältnisse und Er- 
wägung der Ursachen der Gebrechen, welche die 
Dienstuntauglichkeit zur Folge hatten, im Falle be- 
sonderer Verdienstlichkeit und Bedürftigkeit eine zeit- 
weilige Unterstützung bewilligt werden ($ 35) '?). 
Sollte der Grund der Untauglichkeit des Beamten 
in der Folgezeit aufhören, so tritt dessen Verbindlich- 


keit zum aktiven Kirchendienst wieder ein ($ 36 
Abssl)22)2>) 


11) D.P.: Die wegen organischer Einrichtungen oder aus anderen 
Ursachen in den Ruhestand versetzten Beamten können jederzeit wieder 
zum aktiven Kirchendienst berufen werden ($ 36 Abs. 2). Ist ein Be- 
amter noch fähig, einen Teil seines Dienstes zu versehen, oder ist anzu- 
nehmen, dass die Unfähigkeit nicht dauernd sein werde, so kann ein 
Hilfsarbeiter auf seine Kosten beigeordnet werden. Diese von dem 
Beamten zu tragenden Kosten dürfen jedoch den Betrag des Besoldungs- 
teils nicht überschreiten, welchen er im Falle seiner Pensionierung ver- 
lieren würde ($ 37). St.D.E.: Die wegen organischer Einrichtungen oder 
aus anderen Ursachen in Ruhestand versetzten Diener können jederzeit 
wieder zum aktiven Dienst berufen werden ($ 8 Abs. 2). 

12) St.D.E.: Die widerruflich angestellten Zivilstaatsdiener haben 
keinen rechtlichen Anspruch auf einen Ruhegehalt ($ 3 Abs. 2). 

Auf diejenigen Staatsdiener, die nicht fünf volle Dienstjahre zurück- 
gelegt haben und wegen unverschuldeter körperlicher Gebrechen dienst- 
untauglich werden, soll nach billigem Ermessen ihrer Verhältnisse und Er- 
wägung der Ursachen der körperlichen Gebrechen, welche die Dienstuntaug- 
lichkeit zur Folge hatten, Rücksicht genommen werden ($7 in Verb. mit$ 3). 

18) St.D.E.: Sollte der physische Grund der Untauglichkeit des 
Dieners in der Folgezeit aufhören, so tritt dessen Verbindlichkeit zum 
aktiven Staatsdienst wieder ein ($ 8 Abs. 1). 

14) $36 Abs. 1 D.P. gilt für widerruflich wie unwiderruflich ange- 
stellte Erzb. Beamte. 
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b) Berechnung der Pension: 
Der Ruhegehalt leidet, wenn die Versetzung in den 
Ruhestand vor der Vollendung des 10. Dienstjahres 1?) 
erfolgt, einen Abzug von 30° an der Besoldung !®), 
die der Beamte zur Zeit der Zuruhesetzung bezog. 
Mit jedem weiteren Dienstjahr vermindert sich der 
Abzug um 1°, so dass mit dem zurückgelegten 
40, Dienstjahr jede Schmälerung der Besoldung ausser 
der im $ 33 erwähnten aufhört ($ 32). Bei der Er- 
mittlung der Pension ist von der fixen Besoldung 
15 17) ausser Rechnung zu lassen, sowie auch alle 
Funktionsgehalte, Nebeneinkünfte u. s. w. In keinem 
Falle aber soll der Ruhegehalt unter 1400 M. (Minimum 
der Pension) und über 7000 M. (Maximum der Pen- 
sion) betragen ($ 33) 18) 1?). 


15) Die Dienstjahre laufen, wenn in der Signatur nicht ausdrücklich 
ein anderes bestimmt ist, von dem Datum der Anstellungsurkunde ($ 3 D.P.). 

16) In die Besoldung ist eingeschlossen das Wohnungsgeld (als Be- 
standteil derselben) mit dem Durchschnittsbetrage der Sätze des Wohnungs- 
geldzuschusses für die drei Ortsklassen der betreffenden Rangklasse (vgl. 
$41 Abs. 1 D.P., sowie Ges.- u. V.-O.-Bl. für das Grossherzogtum Baden 1874 
S. 4). Dieser Satz gilt auch für diejenigen Beamten, welche eine Dienst- 
wohnung innehaben oder eine Mietzinsentschädigung beziehen ($ 41 
Abs. 2 D.P.). 

1?) Vgl. Art. 1u.2 des Ges. vom 3. August 1844, die Besoldungen 
und Funktionsgehalte der Staatsdiener betr. 

18) Vgl. Erzb. Verordnung vom 1. März 1894 Nr. 1940 (Anzeigebl. 
1894 Nr. 6). 

10) St.D.E.: Der Ruhegehalt leidet, wenn der betreffende Beamte 
in einer Dienstperiode vom zurückgelegten 5. bis zum vollendeten 
10. Dienstjahr steht, einen Abzug von 30% an dem Gehalte, den er zur 
Zeit der Zuruhesetzung bezogen ($ 6 Abs. 1). Dieser Abzug vermindert sich 
mit jedem weiteren Dienstjahre um 1°/ und zwar so, dass mit zurück- 
gelegtem 40. Dienstjahre jede Schmälerung des Gehalts aufhört, wenn 
dieser nicht die Summe von 4000 fl. übersteigt, welche als Maximum 
bestimmt wird, über das sich eine rechtliche Ansprache auf Ruhegehalt 
nicht erstreckt ($ 6 Abs. 2). Der gesetzmässige Ruhegehalt soll in keinem 
Falle 4000 fl. übersteigen ($ 9 Ziff. 3). 
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Beamte, welche durch Anstrengungen im Dienste 
oder durch einen Unglücksfall, der sie in oder wegen 
der Ausübung ihrer Dienstpflicht getroffen hat, dienst- 
untauglich geworden sind und welche nach ihrem 
Dienstalter noch nicht die volle Besoldung ansprechen 
können, sollen eine angemessene Erhöhung ihrer ord- 
nungsmässigen Pension erhalten ($ 34) 2°). 

c) Die Pension wird durch Uebernahme eines nicht kirch- 
lichen oder eines Dienstes ausserhalb der Erzdiözese 
in der Weise vermindert, dass die Einnahme aus 
dem neuen Dienste an dem Ruhegehalt in Abzug ge- 
bracht wird (8 39). Ebenso kann der Ruhegehalt aus 
denselben Gründen, aus welchen eine Dienstentlassung 
eintritt, gemindert werden ($ 38 Abs. 2) ?)). 

d) Die Pension erlischt: 

o) aus denselben Gründen und nach demselben Ver- 
fahren, aus und nach welchen eine Dienstentlassung 
eintritt ($ 38) ?)), 

ß) mit dem Todestage des Pensionierten ($ 40) ??), 

‘) durch Verzicht ?°). 

3. Das Recht auf Witwen- und Waisenpension?*). 
a) Voraussetzung: Berechtist die Witwenpension zu 


?°) St.D.E.: Diener, welche durch Anstrengungen im Dienste oder 
durch einen Unglücksfall, der sie in Ausübung ihrer Dienstpflicht ge- 
troffen hat, dienstuntauglich geworden sind und welche nach ihrem 
Dienstalter noch nicht ihren vollen Gehalt ansprechen können, sollen 
eine angemessene Erhöhung ihrer reglementmässigen Pension erhalten 
($ 6 Abs. 3). 

I) VE 8435. 1270027). 

2°) In dem darauffolgenden Vierteljahr soll das Ratum der vollen 
Besoldung, mit welcher der Pensionierte in die kirchliche Witwenkasse 
immatrikuliert war, ausbezahlt werden ($ 40 nach zitierter Verordnung 
von 1894). 

?®) Dieser Fall ist zwar in der D.P. nicht angeführt, aber selbst- 
verständlich auch möglich. 


24) Vgl. Teil III S. 96 £. 
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verlangen ist die Witwe eines Erzb. Beamten, der in 
die kirchliche Witwenkasse immatrikuliert war ?°). 

b) Die Leistungen der Kirche an die Hinter- 
bliebenen: 

0) Das Sterbquartal: Die Witwe oder die Kinder 
eines verstorbenen Erzb. Beamten erhalten den 
vollen Besoldungsbetrag (auch für den Fall, dass 
der verstorbene Beamte schon pensioniert war) des- 
jenigen Quartals, in welchem dieser gestorben 
1864 (8:42> Abs. I Satz 1)29) 27), 

ß) Die Witwenpension: Jede Witwe eines ver- 
storbenen Erzb. Beamten erhält ohne Unterschied, 


25) Kirchliches Recht: Die Aufnahmstaxe in die kirchliche Witwen- 
kasse beträgt 8%, das Eintrittsgeld 3'/ %/, die Meliorationstaxe 4%, 
der jährliche ordentliche Beitrag 3% vom Jahresgehalt inkl. Wohnungs- 
geld ($ 42 Abs. 2 nach zit. V.O. v. 1894). Auch hier gilt ferner das 
S. 27 Anm. 16 Gesagte. 

Staatliches Recht: Dienst-Rezeptions-Kanzlei-Taxe von 8°) von der 
Besoldung, Meliorations-Kanzlei-Taxe von 4°/o von der Besoldung, Ein- 
trittsgeld von 3!/2 % von der Besoldung, jährlicher Beitrag 1'/ %/o von 
der Besoldung ($ 12 Abs. 1, $ 20 u. 19 der [älteren] Statuten des Zivil- 
dienerwitwenfiskus vom 28. Juni 1810 Nr. 30 des Reg.-Blattes). 

$ 19 zit. Statuts wurde durch $4 der (neueren) Statuten des Zivil- 
dienerwitwenfiskus vom 23. Juni 1876 (Ges. u. V.-O.-Bl. Nr. 27 S. 180) 
dahin abgeändert, dass „als Jahresbeiträge der Mitelieder 3° der im- 
matrikulierten Besoldung an Stelle der in $ 19 der (älteren) Statuten 
bestimmten 1'/ %/o erhoben werden“. 

26) Es wird nämlich, wenn einer unserer Diener stirbt und derselbe 
eine Witwe oder Kinder hinterlässt, an solche der volle Besoldungsbetrag 
desjenigen Quartals, in welchem er gestorben ist, ausbezahlt. Dieses ist 
unter dem Namen Sterbquartal bekannt ($ 14 der [älteren] Statuten). 

27) D.P.: Ausser diesem Sterbquartal wird an die kirchliche Witwen- 
kasse der gleiche Betrag, ein Viertel der Besoldung ausbezahlt ($ 42 
Abs. 1 Satz 2 in Verb. mit $ 40 zit. V.O. v. 1894). 

Staatliches Recht: Ausser diesem Sterbquartal soll aber auch ein 
weiteres Quartal, oder der 4. Teil von eines jeden verstorbenen Dieners 
genossenen fixen Besoldung ....... an die Witwenkasse ..... ab- 
gegeben werden ($ 14 der [älteren] Statuten). 
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ob der Verstorbene sich in Diensttätigkeit oder 
in Pension befand, als Witwenpension 33° von 
dem immatrikulierten Jahresgehalt (Besoldung 
und Wohnungsgeld) ihres Gatten ($ 42 Abs. 3 
Datz )22): 

Y) Die Waisenpension: Die Kinder eines verstorbe- 
nen Beamten erhalten bis zu ihrem zurückgelegten 
18. Lebensjahre, solange ihre Mutter lebt, je 5 %o 
vom immatrikulierten Einkommen des Vaters ($ 42 
Abs. 3 Satz 1). Lebt die Mutter nicht mehr, so 
erhält jedes Kind, welches das Pensionsalter noch 
nicht überschritten hat: 

0%.) beim Vorhandensein von einem oder zwei Kin- 
dern je 12%, 

ßß) beim Vorhandensein von drei Kindern je 8°%, 

x) beim Vorhandensein von vier oder mehr Kin- 
dern je 6° des väterlichen Einkommens als 
Waisenpension (8 42 Abs. 3 Satz 2) ?°). 

ö) Die ausserordentlichen Unterstützungen, die so- 
genannten „Gnadengaben“: Nach $ 44 soll ein 
ausserordentlicher Unterstützungsfond ausgeschieden 
werden, der jedoch 8000 fl. (13600 M.) nie über- 


2°) St.D.E.: Jede Witwe eines verstorbenen weltlichen Staatsdieners, 
welcher in dem Witwenfiskus immatrikuliert war, erhält ohne Unter- 
schied, ob der Verstorbene sich in Diensttätigkeit oder in Dienstruhe 
befand, nebst dem aus der gesellschaftlichen Witwenkasse ihr statuten- 
mässig gebührenden Witwenbenefizium noch 50 °/o von dem Betrag dieses 
Benefiziums als Pension ($ 20 Abs. 1). 

29) St.D.E.: Die Witwe erhält für die aus der Ehe mit dem ver- 
storbenen Diener erzeugten Kinder bis zu ihrem 18. Lebensjahr einen 
Zuschuss, der für jedes Kind auf 20° von dem Betrage jenes Bene- 
fiziums bestimmt wird ($ 20 Abs. 1). Lebt die Witwe des verstorbenen 
Staatsdieners nicht mehr oder stirbt dieselbe, ehe sämtliche hinterblie- 
benen Kinder das 18. Lebensjahr erreicht haben, so soll jedes Kind, 
welches das Pensionsalter noch nicht überschritten hat, eine Pension von 
30 °/o vom Betrag des Witwenbenefiziums erhalten ($ 21). 
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übersteigen darf. Dieser ausserordentliche Fond 

soll verwendet werden: 

99.) zur Unterstützung für ältere nahrungslose le- 
dige Töchter verstorbener Kirchendiener, 

SB) für ältere Söhne solcher Diener, insofern sie bei 
unverschuldeter Erwerbs- und Arbeitsunfähig- 
keit notwendig einer Unterstützung bedürfen, 

yy) für Witwen, deren Männer sich im Kirchen- 
dienst besonders ausgezeichnet und allgemein 
anerkannte Verdienste um die Kirche erworben 
haben, 

56) für Witwen, die nach den individuellen Ver- 
hältnissen ihrer verstorbenen Gatten einer ihrem 
Stande angemessenen weiteren Unterstützung 


bedürfen (8 44) 3°) °"), 


30) St.D.E.: Aus dem bisherigen Pensionsfond soll ein ausserordent- 
licher Unterstützungsfond ausgeschieden werden, der jedoch 25 000 fl. nie 
übersteigen darf. Dieser ausserordentliche Fond soll, soweit die für ein- 
zelne Landesteile oder einzelne Klassen bestehenden besonderen Stiftungs- 
oder sonstige Unterstützungsfonds nicht reichen, verwendet werden: 

1. zur Unterstützung für ältere nahrungslose ledige Töchter ver- 
storbener Zivildiener; 

2. für ältere Söhne solcher Diener, insofern sie bei unverschuldeter 
Erwerbs- und Arbeitsunfähigkeit notwendig einer Unterstützung 
bedürfen; 

. für Witwen, deren Männer sich im Staatsdienst besonders aus- 
gezeichnet und allgemein anerkannte Verdienste um den Staat 
erworben haben; 

4. für Witwen, die nach den individuellen Verhältnissen ihrer 
verstorbenen Gatten einer ihrem Stande angemessenen weiteren 
Unterstützung bedürfen ($ 23). 

>») D.P.: Bezüglich der Dauer der nach ao, BB und 55 stattfindenden 
Unterstützungen trifft $ 45 die Bestimmung, dass diese nur für solange 
als bewilligt zu betrachten sind, als nicht in den Vermögensumständen 
der Personen, denen sie erteilt wurden, eine solche Besserung eingetreten 
ist, wodurch der Grund der Bewilligung hinwegfällt. 

St.D.E.: Die ausserordentlichen Unterstützungen, die nach Abs. 1, 
2 u.4 des $ 23 stattfinden, werden nur für solange als bewilligt be- 


[d%) 
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c) Beginn der Witwen- und Waisenpension: Der Ge- 
nuss der Witwen- und Waisenpension fängt an vom 
Ende des Quartals, welches auf den Todestag des Be- 
amten folgt ($ 42 Abs. 4) 3?) 33). 

d) Dauer der Witwen- und Waisenpension: 

o) Die Pension einer Witwe dauert nur für die Zeit 
ihres Witwenstandes, 

ß) die Waisenpension sowie die Zuschüsse für die Kin- 
der nur bis zu deren zurückgelestem 18. Lebens- 
jahre ($ 43) °%). 


8 6. 


Die Dienstpolizei. 
I. Disziplinarfälle. 


Wenn Erzb. Beamte Ordnungswidrigkeiten oder ge- 
ringere Verstösse gegen das vorgeschriebene Verhal- 
ten sich zu Schulden kommen lassen, haben die vorgesetzten 
Dienstbehörden dieselben durch Erinnerungen und Verweise zu 
rügen ($ 11 Abs. 1). 

Bleiben diese Erinnerungen oder Verweise (Rügen) 


trachtet, als nicht in den Vermögensumständen der Personen, denen 
sie erteilt wurden, eine solche Besserung eingetreten ist, wodurch der 
Grund der Bewilligung hinwegfällt ($ 24 Abs. 1). 

32) Mit diesem Zeitpunkt hört die eigentliche Besoldung auf ($ 26 
lit. e D.P.). 

3?) Der Genuss der Witwen- u. Waisenpension fängt von dem Ende 
des Quartals an, in welchem der Mann oder Vater gestorben ist ($ 35 
Abs. 2 der [älteren] Statuten). 

®4) St.D.E.: Die Pension der Witwe dauert nur für die Zeit ihres 
Witwenstandes, jene der Kinder sowie die Zuschüsse für die Kinder 
bis zum zurückgelegten 18. Lebensjahr derselben ($ 22). 

!) Dasselbe haben die Vorgesetzten der einzelnen Kirchenbehörden 
hinsichtlich der Mitglieder und Angestellten desselben zu tun ($ 11 
Abs. 2). 
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ohne Erfolg, oder liegt ein Dienstvergehen im Sinne des 

$ 13 vor, so ist eine Disziplinarstrafe zu verhängen (8 12) 2). 

Zu den Dienstvergehen ?) werden gerechnet: 

1. irreligiöses, unsittliches oder Aergernis erregendes Be- 
tragen in oder ausser dem Dienste, 

2. wiederholte Trunkenheit, 

3. leichtsinniges und mutwilliges Schuldenmachen, be- 
sonders wenn dem Beamten keine anderen Mittel als 
sein Diensteinkommen zur Bezahlung seiner Schulden 
zu Gebot stehen, 

4. Spielsucht, 

. fortdauernde Unverträglichkeit in dienstlicher Be- 
ziehung, 

6. unangemessene oder willkürliche Behandlung seiner 
Untergebenen oder anderer mit ihm bei Erfüllung 
seines Dienstes in Berührung kommender Personen, 

. ein seiner dienstlichen Stellung widersprechendes Be- 
tragen gegen seine Vorgesetzten oder wiederholter 
Ungehorsam gegen die dienstlichen Anordnungen der- 
selben oder der vorgesetzten Behörde, 

8. Verletzung der schuldigen Dienstverschwiegenheit, 

. wiederholte Verletzung der die dienstliche Ordnung 
bezweckenden Dienstinstruktion, 


OT 


1 


co 


2) Der $ 12 D.P. heisst wörtlich: „Bleiben diese Erinnerungen oder 
Rügen ohne Erfolg und (muss heissen „oder“, da ebenso erfolglose Er- 
innerungen oder Rügen wie die im $ 13 lit. g u. k genannten Dienst- 
vergehen schon für sich allein eine Disziplinarstrafe nach sich ziehen 
können) liegt eine bedeutendere Verwahrlosung oder Verletzung der 
Dienstpflichten oder ein der amtlichen Stellung widersprechendes Be- 
tragen gegen Vorgesetzte vor, so ist eine Disziplinarstrafe zu verhängen.“ 
Was von „und liegt eine bedeutendere Verwahrlosung“ bis „gegen 
Vorgesetzte vor“ gesagt ist, deckt sich inhaltlich vollständig mit dem 
in 8 13 lit. g u. k (bier Ziff. 7 u. 10) Angeführten, ist daher hier über- 
flüssig und nur irreführend. 

3) Dienstvergehen sind Vergehen, welche ein Disziplinarverfahren 
veranlassen und infolgedessen zu einer Disziplinarstrafe gegen den Erzb. 
Beamten und schliesslich zur Dienstentlassung führen können. 
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10. Verletzung seiner Dienstobliegenheiten überhaupt, ins- 
besondere fortgesetzte Dienstnachlässigkeit (8 13) %) °). 


4) St.D.E.: 

1. Unsittliches Betragen, wodurch der Diener die für seine Dienst- 
verrichtungen nötige öffentliche Achtung und das erforderliche 
Ansehen und Vertrauen verliert ($ 10 Ziff. 2), 

2a 

3. leichtsinniges und mutwilliges Schuldenmachen, besonders wenn 
dem Diener keine anderen Mittel als sein Diensteinkommen zur 
Bezahlung seiner Schulden zu Gebot stehen ($ 10 Ziff. 5), 

A 

5. eine in den verschiedenen Dienstverhältnissen, in welchen ein 
Diener gestanden hat, erprobte Unverträglichkeit ($ 10 Ziff. 7)» 

6. Willkürlichkeiten gegen Untertanen, die nicht von der Natur 
sind, dass sie zur kriminellen Behandlung sich eignen ($ 10 Ziff. 3), 

7. ein beharrlicher Ungehorsam gegen die Anordnungen der vor- 
gesetzten Behörden ($ 10 Ziff. 6), 

8. — 

9. öfters wiederkehrende Verletzung der die Ordnung im Dienste 
bezweckenden Dienstinstruktion ($ 10 Ziff. 4), 

10. eine bis zur Unverbesserlichkeit steigende Dienstnachlässig- 

keit ($ 10 Ziff. 1). 

°) D.P.: In den im $ 13 angeführten Fällen, die sich zur Behand- 
lung nach dem bürgerlichen Strafgesetzbuche nicht eignen, die aber doch 
von der Beschaffenheit sind, dass der Beamte, welcher sich derselben 
schuldig macht, das erforderliche Vertrauen verliert und nicht im Dienste 
bleiben kann, ohne diesen zu gefährden oder seine Würde zu verletzen, 
sollen stufenweise Besserungsmittel angewendet werden, um den Beamten, 
welchem dergleichen Vergehen zur Last fallen, wieder auf den Weg der 
Ordnung und der Pflicht zurückzuführen ($ 14). 

St.D.E.: Zu den Dienstvergehen und unwürdigen Handlungen, welche 
sich zur strengrechtlichen Untersuchung nach dem Strafedikt nicht eignen, 
die aber doch von der Beschaffenheit sind, dass der Diener, welcher sich 
derselben schuldig macht, das erforderliche Vertrauen verliert und nicht im 
Dienste bleiben kann, ohne dessen Würde zu verletzen oder den öffentlichen 
Dienst zu gefährden, wird namentlich gerechnet: (wie oben $ 10 Ziff. 1—7). 

In den in $ 10 Ziff. 1—7 genannten Fällen sollen stufenweise 
Korrektionsmittel angewendet werden, um den Diener, welchem der- 
gleichen Vergehen zur Last fallen, wieder auf den Weg der Ordnung 
und der Pflicht zurückzuführen ($ 11 Abs. 1). 
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II. Disziplinarmittel. 


Die in den $$ 15 und 19 D.P. genannten stufenweisen 
Besserungsversuche bezw. die Disziplinarstrafen sind: 


T; 


9) 


[77 


OL 


jez 


schriftlicher Verweis, 
Konstituierung zu Protokoll mit persönlichem Ver- 
weis, 


. Geldstrafen bis zu 30 fl. (61 M.)®), 
. Herabsetzung der Besoldung im Gesamtbetrage von 


höchstens 200 fl. (340 M.), 


. Suspension von Dienst und Besoldung, jedoch nicht 


über 3 Monate, in Verbindung mit Androhung der 
Entlassung (8 15 Abs. 1), 

Versetzung in deterius, auf welche in schwereren Fällen 
des 8 13 lit. a—e inkl. und h (vgl. oben I. 1—5 
u. 8) neben den unter 1—5 inkl. genannten Strafen 
erkannt werden kann ($ 15 Abs. 2 Satz 1)”), 


. Dienstentlassung. Diese tritt ein, wenn auf die Ent- 


lassungsandrohung keine Besserung erfolgt oder der 
mit dem 5. Dienergrade (vgl. oben 5) belegte Be- 
amte sich eines der im $ 13 (vgl. oben I. Ziff. 1—10 
inkl.) bezeichneten Vergehen schuldig macht und nach?) 
vorhergegangenem Disziplinarverfahren auf Dienst- 
entlassung erkannt und die Erzb. Entschliessung dar- 
über eingeholt ist ($ 18 u. 21) ?). 


6) Verweise und Geldstrafen (vgl. oben 1—3) gelten nur dann für 
Besserungsversuche im Sinne des $ 15, wenn sie unter ausdrücklicher 
Hinweisung auf diesen $ 15 erkannt werden ($ 16). 


o 


?) Doch darf vor Erkennung der drei ersten Grade (vgl. oben 1—3 
inkl.) dadurch die Besoldung nicht über 200 fl. (340 M.) geschmälert 
werden ($ 15 Abs. 2 Satz 2). 

®) Gemäss der $$ 18—22 inkl. D.P. 

°) St.D.E : Die stufenweisen Besserungsversuche sollen bestehen: 

1. in einer schriftlichen Erinnerung, 
2. in einem schriftlichen Verweise, 
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III. Disziplinarverfahren. 
A. Beiden im $ 15 Abs. 1 D.P.!°) genannten Strafen !!). 


1. Verfahren: Keine der im $ 15 Abs. 1 genannten 
Strafen und Besserungsversuche kann ohne vorhergegangene 
Einvernahme des Beteiligten angewendet werden (8 17 
Abs. 1)!1?). Die Untersuchung wird von der dem Beamten 
unmittelbar vorgesetzten Dienstbehörde geführt ($ 17 Abs. 2). 

2. Erkenntnis: In jedem Falle ist ein kollegialisches, 
auf die Untersuchung gebautes Erkenntnis dieser Behörde oder, 
wenn der Beamte unmittelbar unter dem Erzbischof steht, ein 
Erkenntnis des Erzb. Disziplinargerichts erforderlich ($ 17 
Abs. 3). Das Erkenntnis muss auf den $ 15 und 17 (vgl. 
oben II. 1—6 inkl. und III. A) dieser Pragmatik hinweisen 
und jedesmal die Besserungsstufe namentlich ausdrücken ($ 17 
Abs. 4) 19). 


3. in einer Konstituierung zum Protokoll mit persönlichem Ver- 
weis, 

4. in Arreststrafen bei Subalternen, 

. in Androhung der Entlassung ($ 11 Abs. 2), 

6. in Versetzung in deterius, auf welche bei mutwilligem und 
leichtsinnigem Schuldenmachen oder bei erprobter Unverträg- 
lichkeit erkannt werden kann ($ 12 u. 13), 

7. in Dienstentlassung. Diese tritt ein, wenn auf die Entlassungs- 
androhung keine Besserung folgt und nach vorhergegangenem 
Disziplinarverfahren vom Grossherzoglichen Staatsministerium 
auf Dienstentlassung erkannt und die höchste Entschliessung 
darüber eingeholt ist ($ 11 Abs. 7 u. $ 14 Abs. 3). 

10) Vgl. II. 1—5 inkl. 

'!) D. h. wenn nur auf die im $ 15 Abs. 1 genannten Strafen er- 
kannt werden kann. 

'?) Keiner derim$ 11 Abs.2 D.P. genannten Besserungsversuche kann 
ohne vorhergegangene Vernehmung des Beteiligten angewendet werden, 

ı®) St.D.E.: In jedem Fall ist ein kollegialischer Beschluss der vor- 
gesetzten mittleren oder, wenn der Fall zur höheren Kenntnis gelangt 
oder der Diener unmittelbar einer höheren Stelle untergeben ist, dieser 
höheren Behörde erforderlich. Der Beschluss muss notwendig auf diesen 


or 
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B. Bei Versetzungindeteriusoder Dienstentlassung !%). 


1. Zuständig zur Entscheidung in den im $ 13 ge- 
nannten Fällen (vgl. oben I. 1—10 inkl.), worin auf Versetzung 
in deterius oder Dienstentlassung erkannt werden kann, ist das 
Erzb. Disziplinargericht (d. i. das Erzb. Offizialat) für die 
Erzdiözese Freiburg ($ 19 Abs. 1) 19). 

2. Voruntersuchung: Ist auf die Entlassungsandrohung 
keine Besserung erfolgt, oder hat sich der mit dem 5. Diener- 
grade belegte Beamte eines der im $ 13 (vgl. I. 1—10 inkl.) 
bezeichneten Vergehen schuldig gemacht, so ist der Ange- 
schuldigte von der ihm unmittelbar vorgesetzten Behörde: 

a) über alle Tatumstände, welche die vorhergegangenen 
stufenweisen Bedrohungen herbeigeführt haben, sowie 
b) über den neuesten Fall zu Protokoll zu vernehmen und 

ihm beim Schlusse des Protokolls noch ein Termin zur 
allenfallsigen schriftlichen Verteidigung anzuberaumen, 
auch ihm innerhalb dessen Akteneinsicht zu gestatten. 

Sobald die Verteidigung eingekommen ist!‘), oder von 

dem Beschuldigten ausdrücklich oder stillschweigend 

darauf verzichtet wird, muss ein schriftlicher Vortrag 
bei der demselben unmittelbar vorgesetzten Kollegial- 


$ (11) des Gesetzes hinweisen und jedesmal die Korrektionsstufe nament- 
lich ausdrücken ($ 11 Abs. 4). 

14) D. h. wenn auf Versetzung in deterius oder Dienstentlassung 
erkannt werden kann (vgl. oben III. 2). 

15) St.D.E.: In allen in den $$ 11 Abs. 7, 12 u. 13 erwähnten Fällen, 
worin Dienstentlassung und Versetzung in deterius erkannt werden kann, 
entscheidet das Grossherzogliche Staatsministerium ($ 14 Abs. 1.). 

6%) D.P.: d. h. sobald der beschuldigte Beamte bezüglich des ihm 
zur Last gelegten Vergehens mit seinen schriftlichen Entschuldigungs- 
und Rechtfertigungsgründen ordnungsmässig gehört worden ist. 

St.D.E.: d. h. sobald der beschuldigte Staatsdiener bezüglich des 
ihm zur Last gelegten Vergehens mit seinen schriftlichen Entschuldigungs- 
und Rechtfertigungsgründen ordnungsmässig gehört worden ist ($ 14 Abs. 2 
Satz 1). 
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behörde erstattet werden ($ 18 und 19 Abs. 2) 1%). Da- 

mit schliesst die Voruntersuchung !?). 

3. Beschlussverfahren!?): Der auf die stattgehabte 
Voruntersuchung von der dem Beschuldigten unmittelbar vor- 
gesetzten Kollegialbehörde gefasste Beschluss ist mit moti- 
viertem Antrage: 


a) wenn der Beamte nicht unmittelbar dem Erzbischof 
untergeordnet ist, von der ihm zunächst vorgesetzten 
Dienstbehörde, 

b) wenn er aber dem Erzbischof unmittelbar untergeordnet 
ist bezw. einer dem Erzbischof unmittelbar untergebenen 
Stelle angehört, von dieser dem Erzb. Disziplinargerichte 
zur endlichen Entscheidung vorzulegen ($ 19 Abs. 2 
Zatselgunde2)e.022)3 


‘7) In diesem schriftlichen Vortrag hat sich die dem Beschuldigten 
unmittelbar vorgesetzte Behörde jeweils auch darüber zu äussern, ob 
etwa dem zu entlassenden Beamten oder seiner Familie ein Sustentations- 
beitrag und in welchem Betrage derselbe zu bewilligen sei ($ 20 Abs. 2). 

18) St.D.E.: Folgt auf die Entlassungsandrohung keine Besserung, so 
ist der Angeschuldigte von der ihm unmittelbar vorgesetzten Behörde über 
alle Tatumstände, welche die vorhergegangenen stufenweisen Bedrohungen 
herbeigeführt haben, und über den neuesten Fall zum Protokoll zu kon- 
stituieren, und ihm beim Schluss des Protokolls noch ein Termin zur 
allenfallsigen schriftlichen Verteidigung anzuberaumen und, sobald diese 
eingekommen ist oder von dem Beschuldigten darauf ausdrücklich oder 
stillschweigend verzichtet sein wird, schriftlicher Vortrag bei der dem- 
selben unmittelbar vorgesetzten Administrativstelle zu erstatten ($ 11 
Abs:7 u. 14 Abs. 2). 

19%) In Anlehnung an den Strafprozess und in Ermanglung einer 
zutreffenderen Bezeichnung so genannt. 

2°) St.D.E.: Der durch Stimmenmehrheit gefasste Beschluss ist mit 
motiviertem Antrage: 

a) wenn der Staatsdiener einer Mittelbehörde untergeordnet ist, der 
höheren Administrativbehörde und von dieser mit weiterem An- 
trag dem Grossherzoglichen Staatsministerium, 

b) wenn er aber einer oberen Behörde zunächst subordiniert ist, 
sogleich von dieser oberen Behörde dem Grossherzoglichen Staats- 
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4. Verhandlung und Erkenntnis des Disziplinar- 
gerichts: Die Verhandlung vor dem Erzb. Disziplinargericht 
beginnt mit der Erstattung eines schriftlichen Referats und 
Korreferats, sodann folgt mündlicher Vortrag des Referenten 
und Korreferenten und hierauf wird das Erkenntnis durch 
Stimmenmehrheit ??) gefällt ($ 21) ?). 

5. Einholung der Entschliessung des Erzbischofs: 
Ueber jedes vor dem Erzb. Disziplinargerichte gefällte Urteil 
muss die Entschliessung des Erzbischofs eingeholt werden 
($ 21). Wenn das Erkenntnis auf Dienstentlassung ausfällt, 
soll dem Erzbischof von dem Erzb. Disziplinargerichte jedes- 
mal ein Gutachten erstattet werden, ob dem zu entlassenden 
Beamten oder seiner Familie ein Sustentationsbeitrag und von 
welchem Betrage zu verwilligen sein dürfte. Dieser Susten- 
tationsbeitrag soll in keinem Falle die Hälfte desjenigen Ruhe- 
gehalts übersteigen, welchen der zu entlassende Beamte nach 
seiner Besoldung und seinen Dienstjahren zu erwarten gehabt 
hätte, wenn er wegen unverschuldeter Dienstunfähigkeit in 
Pensionsstand gesetzt worden wäre ($ 22) °%). 


ministerium zur endlichen Entscheidung vorzulegen (8 14 Abs. 2 
ZN 1rur2). 

2?!) Die Kirchenbehörden, welche beim Erzb. Disziplinargericht die 
Entlassung oder Versetzung in deterius eines Beamten beantragen, haben 
darauf Bedacht zu nehmen, dass die für derlei Fälle vorgeschriebenen 
Förmlichkeiten pünktlich beachtet und darüber, dass dieses ($ 17 bis 19 
inkl.) wirklich geschehen sei, die nötigen Nachweisungen in die Akten 
gebracht werden ($ 20 Abs. 1). 

22) Bei Stimmengleichheit entscheidet die dem Angeklagten gün- 
stigere Meinung. 

23) St.D.E.: Im Grossherzoglichen Staatsministerium muss nach An- 
hörung eines aufgestellten Referenten und Korreferenten der Beschluss 
durch Stimmenmehrheit gefasst und die höchste Entschliessung darüber 
eingeholt werden ($ 14 Abs. 3). 

24) St.D.E.: Wenn der Beschluss des Staatsministeriums auf Dienst- 
entlassung ausfällt, so soll von demselben jedesmal sogleich ein Gutachten 
beigefügt werden, ob dem zu entlassenden Staatsdiener oder seiner 
Familie ein Sustentationsbeitrag und von welchem Betrage zu bewilligen 
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6. Rechtsmittel: 
a) Beschwerden ($ 25 Abs. 1): 

a) Zulässigkeit: Beschwerden können gegen Strafver- 
fügungen oder Besserungsversuche der dem Be- 
amten unmittelbar vorgesetzten Dienstbehörde ein- 
gelegt werden. 

ß) Beschwerdegericht ist das Erzb. Disziplinargericht. 

b) Appellationen ($ 25 Abs. 2): 

a) Zulässigkeit: Appellationen können gegen Straf- 
verfügungen oder Erkenntnisse des erst- oder zweit- 
instanzlichen Disziplinargerichts eingelegt werden. 

ß) Appellationsgerichte ?°) sind: 
+4) für die 2. Instanz das kirchliche Appellations- 

gericht in Rottenburg, 
ßß) für die 3. Instanz das kirchliche Oberappellations- 
gericht in Köln. 
7. Vollstreckung des Erkenntnisses: Hier finden die 
allgemeinen Bestimmungen über die Vollstreckung kirchlicher 
Erkenntnisse und Verfügungen Anwendung ?®). 


IV. Disziplinarverfahren im Fall eines vorangegangenen straf- 
gerichtlichen Erkenntnisses: 


1. eines freisprechenden: Wenn ein Beamter, der nach 
vorangegangener Disziplinaruntersuchung und nach Entschlies- 
sung des Erzbischofs wegen eines im Kirchendienste be- 
gangenen Verbrechens vor das bürgerliche Strafgericht 
gestellt worden ist, oder wenn er von diesem wegen eines 
sonstigen gemeinen Verbrechens in Kriminaluntersuchung ge- 


sein dürfte. Dieser Sustentationsbeitrag soll in keinem Falle die Hälfte 
desjenigen Ruhegehalts übersteigen, welchen der zu entlassende Staats- 
diener nach seinen Dienstjahren zu erwarten gehabt hätte, wenn er 
wegen unverschuldeter Dienstunfähigkeit in Pensionsstand gesetzt worden 
wäre ($ 15). 

25) Vgl. S. 116 Anm. 74. 

26, Vgl. $ 16 des Ges. vom 9. Oktober 1860, sowie 8. 119 Ziff. 7. 
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nommen worden ist, durch das kriminalgerichtliche Urteil zwar 
nicht für schuldig oder zur Dienstentlassung oder Dienst- 
entsetzung geeignet, aber nach den Entscheidungsgründen 
auch nicht für durchaus unschuldig erklärt worden ist, 
so sollen die Untersuchungsakten von der ihm unmittelbar 
vorgesetzten kirchlichen Dienstbehörde requiriert und, wenn 
gemäss $ 13 und 15 (vgl. 1. 1—10 und II.) ein rechtlicher 
Grund zu seiner Entlassung oder zur Anwendung eines Besse- 
rungsversuches vorliegt, von dieser das für solche Fälle 
(SS 13, 15, 17) vorgeschriebene Verfahren eingeleitet werden 
($ 23)°9); 

2. eines verurteilenden: Wenn sich ein Beamter 
durch ein gemeines Kriminalverbrechen, welches keine 
Beziehung auf seine Dienstverhältnisse hat, oder durch ein 
im Amt begangenes gemeines Verbrechen eine pein- 
liche Strafe zuzieht, so kann zugleich die Dienstentlassung 
vom Erzb. Disziplinargerichte über den Beamten bezüglich 
seiner kirchlichen Dienstverhältnisse ausgesprochen werden. 
Das Erzb. Disziplinargericht wird vor der Fällung seines 
Entlassungserkenntnisses die Untersuchungsakten requirieren 
und nach $ 21 und 22 (vgl. oben III. 4 und 5) verfahren 


29. 


2?) St.D.E.: Wenn ein Staatsdiener, der nach vorangegangener dienst- 
polizeilicher Untersuchung und nach Beschluss der obersten Staatsbehörde 
wegen Dienstverbrechen vor Gericht gestellt worden ist, durch das Hof- 
gerichtliche Erkenntnis zwar nicht zur Dienstentsetzung geeignet, aber 
auch nicht für unschuldig erklärt wird, so sollen die Untersuchungsakten 
an die ihm unmittelbar vorgesetzte Administrativstelle abgegeben und, 
wenn ein gesetzlicher Grund zu seiner Entlassung oder zur Anwendung 
eines weiteren Verbesserungsversuchs vorliegt, von dieser das für solche 
Fälle vorgeschriebene Verfahren eingeleitet werden ($ 16). 

28) St.D.E.: Wenn sich ein Staatsdiener durch ein Verbrechen, welches 
keine Beziehung auf seine Dienstverhältnisse hat, eine peinliche Strafe zu- 
zieht, welche in einer Zucht- oder Korrektionshaus- oder in einer anderen, 
dieser nach den gesetzlichen Bestimmungen gleichkommenden Strafe be- 
steht, so hat solche zugleich auch die Dienstentlassung zur Folge, die 
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StR 
Veränderung und Beendigung des Erzb. Beamten- 
verhältnisses. 


I. Veränderung. 


Als mögliche Veränderungen -in dem Erzb. Beamten- 
verhältnis kommen nach der Dienerpragmatik in Betracht: 

1. Versetzung, d.h. Uebertragung eines anderen gleich- 
artigen, mit seinem gewählten Berufe verwandten Dienstes 
($ 6 Satz 2). Dieselbe kann jederzeit verfügt werden, ohne 
dass der Erzb. Beamte berechtigt wäre, eine Besoldungser- 
höhung zu verlangen, ohne dass er aber auch verpflichtet wäre, 
eine Verminderung an der Besoldung oder eine Zurücksetzung 
im Range sich gefallen zu lassen ($ 6 Satz 2) !)?). Erfolgt je- 
doch eine Versetzung auf einen Posten mit einer anderen 
Besoldung, die entweder höher ist oder aus einer anderen 
Kasse fliesst, so hört die alte Besoldung mit dem Tage des 
Antritts des neuen Dienstes auf ($ 26 lit. c in Verb. mit $ 6 
Satz 2). 

2. Versetzung in deterius, d. h. Uebertragung eines 
anderen Amtes mit niedrigerem Range und geringerem Ge- 


aber nur von der höchsten Verwaltungsbehörde auf das Gutachten der 
Justizstelle über die Natur eines solchen Verbrechens ausgesprochen 
werden kann. Es sind jedoch in solchen Fällen jedesmal von den Justiz- 
Stellen den schon früher bestehenden Verordnungen gemäss die Unter- 
suchungsakten mit projektiertem Urteil vor dessen Eröffnung an die 
oberste Staatsbehörde tinzusenden ($ 17). 

!) Zugskostenforderungen werden eintretenden Falls nach dem Zugs- 
kostenregulativ für Zivilstaatsdiener vom 26. Februar 1852 (Reg.-Blatt 
Nr. 9 8. 45 ff) und den dazu im Regierungsblatt gegebenen Erläute- 
rungen bemessen ($ 6 Abs. 2). 

?2) St.D.E.: Eine Versetzung von einer Stelle auf eine andere kann 
jederzeit verfügt werden, jedoch ohne Verkürzung des Gehalts und ohne 
Zurücksetzung im Range auch gegen Vergütung der Zugskosten ($ 1 
Abs, 3). 


halte. 
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Auf diese. kann erkannt werden in schwereren Fällen 
des 8 13 lit. a bis e inkl. und h°) (vgl. S6 L1 


neben den im $ 15 lit. a bis e inkl. (vgl. 6 I. 1—5 inkl.) 
genannten Strafen *). Doch darf vor Erkennung der drei ersten 


®) D.P.: Diese sind: 


1: 


irreligiöses, unsittliches oder Aergernis erregendes Betragen in 
oder ausser dem Dienste ($ 13 lit, a), 


. wiederholte Trunkenheit ($ 13 lit. b), 
. leichtsinniges und mutwilliges Schuldenmachen, besonders wenn 


dem Beamten keine anderen Mittel als sein Diensteinkommen 
zur Bezahlung seiner Schulden zu Gebote stehen ($ 13 lit. ec), 


. Spielsucht ($ 13 lit. d), 


5. fortdauernde Unverträglichkeit in ne Beziehung ($ 13 
lit. e), 
6. Verletzung der schuldigen Dienstverschwiegenheit ($ 13 lit. h). 
St.D.E.: 
1. — 
2. — 
3. Wenn ein Diener erweislich mutwillig und leicht- 


6. 


sinnig Schulden kontrahiert, ohne andere Mittel zu deren 
Bezahlung als sein Gehalt zu besitzen, so soll zwar in der 
Regel das angeordnete Korrektionsverfahren beobachtet werden. 
Da indessen das Interesse und die Sicherheit des Dienstes die 
schleunige Entfernung eines solchen Dieners von seiner Stelle 
erfordern kann, so soll in solchen dringenden Fällen nach Be- 
fund der Umstände und des Grades der Schuld sogleich eine 
Versetzung in deterius stattfinden können ($ 12). 


. Gegen unverträgliche Diener, die sich in den verschiedenen 


Dienstverhältnissen, in denen sie standen, durchaus als unver- 
träglich erwiesen haben, kann nach Anwendung der Korrektions- 
versuche der wirklichen Entlassung noch ein weiterer Versuch 
durch Versetzung auf einen geringeren Dienst vorangehen ($ 13). 


*) Diese sind: 


Pr ww — 


. schriftlicher Verweis ($ 15 lit. a), 

. Konstituierung zu Protokoll mit persönlichem Verweis ($ 15 lit. b), 
. Geldstrafen bis zu 30 fl. bezw. 51 M. ($ 15 hit. ce), 

‚ Herabsetzung der Besoldung im Gesamtbetrage von höchstens 


200 fl. bezw. 340 M. ($ 15 lit. d), 
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Grade dadurch die Besoldung nicht über 200 fl. (340 M.) ge- 
schmälert werden (8 15 Abs. 2 in Verb. mit $ 15 Abs. 1,$ 13 
lit. a bis e inkl. und h)?). 

Zuständig zur Entscheidung über Versetzung in deterius 
ist das Erzb. Disziplinargericht ($ 19 Abs. 1)®). 

3. Suspension, d. h. zeitweilige Enthebung von Dienst 
und Besoldung ($ 15 lit. e). Die Suspension kann in zwei- 
facher Anwendung vorkommen: 


a) als Strafe, mit welcher eine völlige Entziehung der Be- 
soldung verbunden ist, 


b) als provisorische Massregel, welche gegen einen 
Beamten verhängt wird, der sich in einer gericht- 


lichen oder disziplinären Untersuchung oder in Strafhaft 
befindet. 


Die Dienerpragmatik kennt die Suspension nur als Strafe. 
Dieselbe kann nicht über 3 Monate hinaus und stets nur in 
Verbindung mit Androhung der Entlassung entweder von der 
dem betreffenden Beamten unmittelbar vorgesetzten Behörde 
oder, wenn der Beamte direkt dem Erzbischof untersteht, durch 
ein Erkenntnis des Erzb. Disziplinargerichts verhängt werden 
(3.15 lıt. e in Verb.,mit. $ 17) 9.2). 

Die Suspension kommt in Wegfall: 

a) mit der Entlassung des Beamten, 

b) mit dem Wiedereintritt desselben in Dienst und Be- 

soldung. 


5. Suspension von Dienst und Besoldung, jedoch nicht über 
3 Monate in Verbindung mit Androhung der Entlassung ($ 15 
ht. e). 
5) Vgl. auch $ 20 Abs. 1 D.P. 
°) St.D.E.: In allen Fällen, worin Versetzung in deterius erkannt 
werden kann, entscheidet das Gr. Staatsministerium ($ 14 Abs. 1). 
”) In beiden Fällen ist das Erkenntnis ein kollegialisches ($ 17 
Abs. 3). 
9) Vgl. auch S 17. Abs. 1-0. 4 D.P. 
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II. Beendigung. 


Das Erzb. Beamtenverhältnis wird beendigt: 
1. durch den Tod des Beamten, vorbehaltlich der etwaigen 
Ansprüche der Hinterbliebenen (auf das Sterbquartal, die 
Witwen- und Waisenpension) ?), 
2. durch Kündigung und zwar: 
a) seitens des Beamten: Jeder Erzb. Beamte!') kann 
unter Verzicht auf einen Ruhegehalt und unter der 
Bedingung, dass er 
0.) wenigstens ein Vierteljahr vor seinem Austritte den 
Dienst aufsage, 

ß) keine Rückstände in seinen Dienstgeschäften hinter- 
lasse, 

jederzeit den Dienst aufkünden (S 27) !}), 

b) seitens der vorgesetzten Behörde bezw. des Erz- 
bischofs: Diese ist nur möglich bei widerruflich an- 
gestellten Erzb. Beamten und kann jederzeit unter 
Einhaltung einer 3monatigen Kündigungsfrist ohne An- 
gabe eines rundes und ohne dass dem Beamten ferner- 
hin ein Gehalt oder eine Pension verwilligt wird, er- 
folgen ($ 29 Abs. 1) '?), 


°) Die Besoldung hört auf mit dem Ablauf des Vierteljahres, wel- 
ches auf den Todestag folgt ($ 26 lit. e). 
10) Einerlei ob widerruflich oder unwiderruflich angestellt. 
11) St.D.E.: Jeder Staatsdiener kann den Dienst aufkünden, jedoch 
ohne Ansprüche auf einen Ruhegehalt und unter folgenden Bedingungen: 
1. dass er wenigstens ein Vierteljahr vor seinem Austritt den 
Dienst aufsage, 
2. dass er keine Rückstände in seinen Dienstgeschäften hinterlasse, 
. dass derjenige Diener, welcher Unterstützungen zu seiner Aus- 
bildung für den Staatsdienst aus Staatsmitteln erhalten hat, 
wozu jedoch akademische Stipendien nicht zu rechnen sind, 
dieselben zurückerstatte ($ 2). 
12) St.D.E.: Widerruflich angestellte Zivilstaatsdiener können ohne 


co 
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3. durch disziplinäre Dienstentlassung!°): Diese hat 
zur Folge, dass mit dem Tage der Entlassungsverfügung 
die Besoldung aufhört ($ 26 lit. a). Ausserdem zieht sie 
den Verlust des Titels sowie des Anspruchs auf Ruhe- 
gehalt, Sterbegeld, Witwen- und Waisenpension nach 
sich. 


Angabe eines Motivs und ohne Pension jederzeit entlassen werden ($ 3 
Abs. 2). 

13) Bezüglich der Gründe der disziplinären Dienstentlassung vgl. $ 13 
bezw. 23, sowie & 24 D.P. (siehe oben 8. 33 f. Ziff. 1—10 bezw. 8. 40 ff. 
ZA LnU.T2): 


II. Teil. 
Das Beamtenstatut. 


88. 


Das Beamtenstatut für die Erzdiözese Freiburg. 


I. Begriff, Zweck und Quellen des Beamtenstatuts. 


Das unterm 23. Januar 1902 von Erzbischof Thomas 
Nörber erlassene und mit dem 12. Februar 1902 in Kraft ge- 
tretene „Beamtenstatut für die Erzdiözese Freiburg“ !) ist 
kraft der vom Staate durch Gesetz vom 9. Oktober 1860 2) 
der katholischen Kirche als öffentlich-rechtlicher Korporation 
gewährleisteten Autonomie?) zur Neuordnung der rechtlichen 


!) Vgl. Anzeigeblatt für die Erzdiözese Freiburg 1902 Nr. 4 vom 
12. Februar 1902. 

®) 8 7 des Ges. vom 9. Oktober 1860, die rechtliche Stellung der 
Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate betr. 

®) Dem Statut wird als Einleitung vorausgeschickt: 

„In Ausübung des mit Unserem oberhirtlichen Amte verbun- 
denen Rechtes der freien und selbständigen Regelung der An- 
gelegenheiten Unserer Erzdiözese im Rahmen und nach Massgabe 
der allgemeinen kirchlichen Gesetze verordnen Wir behufs Neu- 
ordnung der rechtlichen Verhältnisse Unserer Beamten, was folgt.“ 

Diese Eingangsworte setzen sich in ausdrücklichen Widerspruch mit 
den bestehenden tatsächlichen Verhältnissen. Wenn schon für eigent- 
liche Kirchengesetze bezw. Verordnungen spezifisch kirchlichen Inhalts, 
welche in bürgerliche oder staatsbürgerliche Verhältnisse eingreifen, falls 
sie rechtliche, d. h. staatlich-rechtliche Geltung haben sollen, im $ 15 
des (res. vom 9. Oktober 1860 die rechtliche Stellung der Kirchen und 
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Verhältnisse der Erzb. Beamten geschaffen und hat insoweit 
(Geltung, als nicht Gesetze des Staates (Reichs- oder Landes- 
gesetze) entgegenstehen‘). Das Beamtenstatut ist als Norm 
für die Beurteilung des dienstlichen Verhältnisses aller Erzb. 


kirchlichen Vereine im Staate betr. staatliche Genehmigung (Placet) erforder- 
lich ist, so ist vollends ein Statut, das vorwiegend bürgerliche Verhält- 
nisse weltlicher Kirchenbeamten rechtlich wirksam regeln soll, ohne obiges 
Gesetz bezw. dessen Zuteilung der Autonomie einfach undenkbar. 

War es an sich nicht notwendig, im B.St. auf dessen Rechtsgrund 
einzugehen, so hätte immerhin, falls man dieses wollte, auf $7 zit. Ges. 
Bezug genommen werden müssen, wie dies auch Erzbischof Hermann von 
Vicari bei Erlass der D.P. getan hat mit den Worten: 


„Nachdem die Ausübung der mit Unserem oberhirtlichen Amte 
verbundenen Rechte und Pflichten nunmehr (durch das Gesetz 
vom 9. Oktober 1860) geregelt ist, liegt es Uns ob, einerseits die 
Pflichten Unserer Beamten, anderseits deren Rechte festzusetzen.“ 


Jedenfalls kommt die einseitige Betonung eines uneingeschränkten 
kirchlichen Gesetzgebungsrechts einer förmlichen Verwahrung gegen die 
nun einmal tatsächlich bestehenden staatskirchlichen Verhältnisse, ins- 
besondere gegen eine doch zweifellos zu Gunsten der Kirche gemachte 
Anwendung der staatlichen Kirchenhoheit gleich. Hiergegen könnte frei- 
lich eingewendet werden, der $ 7 zit. Ges. schaffe ja keine neue Gesetz- 
gebungsgewalt, sondern übernehme eine objektiv bestehende und erkenne 
sie nur als staatlich wirksam an. Diesem Einwurf ist jedoch entgegen- 
zuhalten, dass die durch $ 7 zit. Ges. geschaffene Rechtslage in gleicher 
Weise für den Staat wie für die Kirche erheblich über die rechtliche 
(d. h. staatlich-rechtliche) Anerkennung eines schon längst bestehenden 
tatsächlichen Zustandes hinausgeht. Die selbständige Regelung der kirch- 
lichen Angelegenheiten im Sinne des angezogenen Gesetzes geht zwar 
nicht so weit als die schlichte Hinnahme des ganzen kirchenrechtlich 
begründeten bischöflichen Gesetzgebungsrechts, weil ja dessen Ausübung 
im Widerspruch zu staatlichen Gesetzen und Verordnungen ausgeschlossen 
ist; anderseits geht sie jedoch insofern wieder weiter, als sie zu der 
kirchenrechtlich begründeten Gesetzgebungsgewalt ein Stück staatlicher, 
privater und öffentlicher Gesetzgebungsgewalt hinzutut, welche an sich 
in der bischöflichen Jurisdiktion nicht begründet liegt, oder von welcher 
es immerhin zweifelhaft sein kann, ob man ihren Grund darin zu finden 
vermag. 

*) Vgl. Wielandt, Staatsrecht S. 315, sowie $ 13 Abs. 2 zit. Ges. 
vom 9. Oktober 1860. 
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Beamten, der geistlichen °) wie der Laienbeamten gesetzt. Dies 
erhellt einmal aus der Ueberschrift) sowie ganz besonders aus 
8 5°) des Statuts. 

Quellen des am 12. Februar 1902 in Kraft getretenen 
Beamtenstatuts für die Erzdiözese Freiburg sind: 

1. die Dienerpragmatik vom 20. Februar 1862 °), 


5) Dass das B.St. auch die geistlichen Beamten ausdrücklich 
in seinen Geltungsbereich zieht (vgl. $ 5), ist eine Neuerung gegenüber 
der D.P. Die D.P. enthält keine Bestimmung, aus der gefolgert werden 
könnte, dass ihre Anwendung auch auf geistliche Beamte in der Absicht 
des Gesetzgebers gelegen habe. Im Gegenteil, sie stellt sich als aus- 
gesprochenes Laienbeamtenrecht dar. 

Möglich ist allerdings [mit Bestimmtheit lässt sich dies freilich aus 
dem uns zur Verfügung stehenden Material nicht entnehmen], dass die D.P. 
hinterher analog auch auf die geistlichen Beamten angewendet wurde. 

6) „Beamtenstatut für die Erzdiözese Freiburg.“ 


?) Vgl. 8. 66 £. 


ADSENSE MAN al 
$ 6 Abs. 1 = 8.2 Abs, 1 
Se IFAbSEl 11.22 = SS 4 
s 10 = Ss Zk 
sı = $ 6 Abs. 1 
8 12 = $ 6 Abs. 1 
8°18. Abs. 21.0.2 = $ 8 Abs. 1 
Ss 14 = $ 8 Abs. 2 
8 16 Abs. 1 - 8 9. 
8 19 Abs. 1 = 8 10 Abs. 1. 
$ 20 = 8:10 Abs. 2.: , 
$ 23 Abs. 1 — $ 29 Abs. 1. 
$ 26 — 8 29 Abs. 2. 
$ 27 — $ 30 Abs. 1. 
$ 28 Abs. 1 = 829 Abs. T. 
8 29 = 8:27 lit. a. 
8 81 Abs. 2 = 897 hit b. 
SI324Ahs. 1 u. 2 = $ 28. 
ga - S 5 
8 42 Abs. 1 = S 5 
8 44 Abs. 1 = Ss 3l 
$ 45 Abs. 1 = Ss 31. 
$ 46 Abs. 1 = 8 35. 
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2. das Staatsdieneredikt vom 30. Januar 1819°), 
3. das badische Beamtengesetz vom 24. Juli 188819), 


B.St. $ 50 = D.P. $ 33 Abs. 2. 
$ 52 = $ 34. 
8 55 — $ 36. 
$ 56 = $ 39. 
$ 59 — $ 40. 
S 61 = $ 42 Abs. 1. 
$ 62 — $ 42 Abs. 1. 
$ 65 = S 43. 
$ 68 Abs. 1 — $ 42 Abs. 3 Satz 1. 
$ 69 lit. b = $ 42 Abs. 3 Satz 2. 
$ 71 Abs. 1 _ $ 42 Abs. 4 
$ 71 Abs. 2 = $ 43. 
8 75 z $ 18. 
8 76 = $ 11 Abe. 1. 
Se = 88 12 u 17 Abs 
$ 78 Abs. 2 = S IM AbSIER 
$ 79 = 8 18. 
$ 87 Abs. 4 = Seo: 
$ 88 Abs. 1 = s2. 
$ 90 Abs. 1 = S 25’ Abs. 2, 
$ 91: Abs. 1 lit!a, cw.e = 815. ltr a, yosesd. 
$ 91 Abs. 2 = $ 38. 
8 94 Abs. 2 u. 3 = S 23. 


®) Vgl. oben S. 13. 


10) Ges.- u. V.O.Bl. v. 1888 Nr. 34 8. 399 ff., abgedruckt in Wie- 
landts Bürgerbuch Bd. 1 8. 142 fi. 


B.Su.S 8 = .D.G28 2.19A a2 
$ 6 Abs. 3 = $ 16. 
$. 8/Abs. 2 = $$ 39 u. 40. 
$ 9 Abs. 1 = $ 8 Abs. 2, 
$ 9 Abs. 2 == $ 8 Abs. 3. 
$ 9 Abs. 3 - $ 8 Abs. 4. 
$ 11’ Abs. 1 2 $ 8 Abs. 1. 
$ 19 "- $ 5 Abel. 
S18 Absel u..2 = Se 
$ 15 Abs. 1 — $ 11 Abe. 1 
$ 16 Abs. 1,2 u.4 = $ 12 Abs.1,2Ziff.1u.Abs.3. 
$ 16 Abs. 3 — $ 10. 
$ 18 — SEE 


c 


4. die Landesherrliche Verordnung 
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vom 27. Dezember 


1889, die Pflichten der Beamten betreffend !)), 


B.St. 


$ 19 Abs. 
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OT 
DD 


. die Gehaltsordnung vom 24. Juli 183812), 

. das kanonische Recht 1°), 

. die instructio congregationis episcoporum vom 11. Juni 
1850125), 

8. das Bürgerliche Gesetzbuch vom 18. August 1896 1°), 

9. die Zivilprozessordnung in der Fassung vom 17. Mai 


-1 Oo 0 


1828752); 
10. die Strafprozessordnung in der Fassung vom 1. Februar 
13712), 
B.St. $ 97 — B.G. $ 121 Abs. 1u. 2. 
s 98 $ 127 Abs. 3. 


11) Ges.- u. V.O.Bl. 1889 Nr. 34 3 535 ff., abgedruckt in Wie- 
landts Bürgerbuch Bd. 1 S. 246 ff. 


B.St. $ 15 Abs. 1 = V.0.88.Absl 
S 15 Abs 2 = $ 8 Abs, 2 
$ 15 Abs. 3 _ $9. 
$ 16 Abs, 1 = $ 12 in Verb. mit $12 Abs. 1 B.G. 


$ 16 Abs. 3 z $ 6 Abs. 1in Verb. mit $ 10 B.G. 
12) Ges.- u. V.O.Bl. 1883 Nr. 34 8. 450 ff., abgedruckt in Wie- 
landts Bürgerbuch Bd. 1 S. 186 ft. 


B.St. $ 34 Abs. 2 UTOFSEL STANDEN 
S 36 = 8.9 Abs. 1. 
SATA = $ 10 Abs. 1. 
S 38 = $ 9 Abs. 2. 
$ 39 Abs. 3 — SELL I G 


'®») Vgl. die $$ 10, 11 Abs. 1, 15 Abs. 3 u. 5, sowie die Einleitung 
des B.St. 
14) Abgedruckt im Archiv Bd. 46 8. 3 ft. 


BOSSE — Art. 11 der instructio. 
$ 79 EN 
8 87 Abs. 3 U BR 
8 89 Zub: 
$ 90 Abs. 2 DR 


15) Reichsgesetzblatt 1896 Nr. 21 S. 195 f., vgl. $S 116—124, 133, 
138, 157, 197 u. 411 B.G.B. und Art. 80 u. 81 E.G. zum B.G.B. 
16) Reichsgesetzblatt 1898 Nr. 25 S. 410 ff., bezüglich des $ 42 B.St. 
vgl. $ 850 Z.P.O. 
17) Reichsgesetzblatt 1877 Nr. 8 S. 253 £. 
B.St. $ 83 =486.P.0..8.29 ZUR ara 
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11. das Strafgesetzbuch vom 15. Mai 1871°°), 

12. die Akten des Prozesses des Erzb. Baudirektors Max 
Meckel in Freiburg gegen die katholische Kirche im 
(rossherzogtum Baden, vertreten durch den Erzbischof 
in Freiburg 1°). 


II. Verhältnis des Beamtenstatuts: 


1. Zur Dienerpragmatik: 


Nach 8 100 Abs. 4 B.St. gilt die Dienerpragmatik vom 
20. Februar 1862 mit dem 12. Februar 1902, als dem Tage 
der Verkündigung des Beamtenstatuts im Erzb. Anzeigeblatt, 
insoweit für aufgehoben, als nicht in Abs. 2 und 3 des $ 100 
ein Vorbehalt a ist. 

Der $ 100 Abs. 2 bestimmt nun, dass für alle diejenigen 
Erzb. Beamten, welche auf Grund der Dienerpragmatik die 
Unwiderruflichkeit ihrer Anstellung erlangt haben, die Diener- 
pragmatik nach Massgabe der ihnen erteilten Erzb. Urkunden 
auch fernerhin in Bezug auf die zivilrechtlichen Folgen des 
Anstellungsverhältnisses Geltung haben soll ?®). 

Will jedoch ein unter der Herrschaft der Dienerprag- 
matik unwiderruflich gewordener Beamter der gegenüber der 


B.St. $ 84 18.0224 Abs, Lu.2. 
$ 85 Abs. 1 = $ 24 Abs. 8. 
885 Abs. 2, 3.4 = 8 26 Abs. 2 u. 38. 
$ 85 Abs. 5 = SSTOTr Aber 1 U. 28Absel, 
$ 86 Abs. 3 = 8877 Zith 2, 


18) Reichsgesetzblatt 1876 Nr. 6 S. 40 ff. 
B.St.8 95 = St.G.B.8$ 31, 33 u. 34. 

Die Kirche knüpft hiernach an die Aberkennung der bürgerlichen Ehren- 
rechte für ihre Beamten dieselben Wirkungen wie der Staat. : 

19) Vgl. Urteil Gr. Landgerichts Freiburg vom 21. Dezember 1900 
Nr. 600, sowie Urteil Gr. Oberlandesgerichts Karlsruhe vom 23. Dezem- 
ber 1901 Nr. 825 in Sachen obigen Betreffs (unten Anhang I u. II). 

20) Auf solche Beamte können die Bestimmungen des Beamten- 
statuts über Diensteinkommen, Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgung 
keine Anwendung finden. 
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Dienerpragmatik günstigeren zivilrechtlichen Bestimmungen des 
Beamtenstatuts teilhaftig werden, so bietet ihm $ 100 Abs. 3 
hierzu die Handhabe, falls er sich innerhalb dreier Monate 
vom Tage des Inkrafttretens des Beamtenstatuts diesem durch 
Erklärung an das Erzb. Ordinariat ausdrücklich ?!) in vollem 
Umfang unterwirft. 
Wir haben sonach in Bezug auf die Rechtsverhältnisse der 
Erzb. Beamten vom 12. Februar 1902 an folgenden Rechtszustand: 
a) Soweit das B.St. öffentlichrechtliche ??) Bestimmungen 
trifft, findet es auf sämtliche Erzb. Beamten Anwen- 
dung ??). 
bh) Bezüglich des Geltungsbereiches der privatrechtlichen 

Normen des B.St. ist zu unterscheiden: 

a) zwischen Beamten, die unter dem Beamtenstatut die 
Unwiderruflichkeit ihrer Anstellung erlangt haben — 
auf diese findet das B.St. ohne Einschränkung An- 
wendung — und 

ß) solchen, deren Anstellung schon unter der Diener- 
pragmatik unwiderruflich geworden war. Auf diese 
kann das B.St. nur dann angewendet werden, wenn 


1) Eine schriftliche Erklärung wird nicht gefordert, eine münd- 
liche genügt. 

22) Ob eine Bestimmung Öffentlich- oder privatrechtlicher Natur ist, 
entscheidet der Richter. 

2°) Hieraus folgt, dass auch Tatbestände, die unter der Herrschaft 
der D.P. verwirklicht wurden, nur nach Massgabe des B.St. juristische 
Wirkungen erzeugen. 

So wird beispielsweise ein unter der D.P. unwiderruflich geworde- 
ner Beamter, der vor dem 12. Februar 1902 ein Dienstvergehen 
im Sinne des $ 13 der D.P. begangen hat, welches aber erst nach 
dem 12. Februar 1902 geahndet wird, nur nach Massgabe des B.St. 
diszipliniert werden können. 

Um obigen Rechtssatz, der freilich unserer modernen Rechtsanschauung 
nicht mehr entspricht, überhaupt noch verstehen und würdigen zu können, 
muss man vor allem in Betracht ziehen, dass die Kirche in ihrem Straf- 
recht den Grundsatz nulla poena sine lege nicht kennt (vel. Hinschius 
Bd. 6 S. 21 ff.). 
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sie unter den Voraussetzungen des $ 100 Abs. 3?!) 
sich demselben unterworfen haben; andernfalls bleibt 
für sie die D.P. im genannten Umfang weiter in 
Geltung. 


2. Zur Anstellungsurkunde und anderen förmlich 
ausgestellten Urkunden: 


Da nach $ 2 B.St. die Anstellung der Erzb. Beamten aus- 
schliesslich nach Massgabe des B.St. erfolgt, so sind Anstel- 
lungs- oder andere Urkunden, die eine Abänderung oder Auf- 
hebung des B.St. für den einzelnen Fall bezwecken, künftighin 
rechtlich wirkungslos ?°). Es werden hiernach neben dem B.St. 
für die diesem unterworfenen Beamten nur noch solche Urkunden 
als Interpretationsmaterial dienen können, auf die im B.St. 
selbst verwiesen ist und die lediglich zur rechtlichen Wirksam- 
keit einzelner statutarischer Bestimmungen ausgestellt sind ?®). 


III. Auslegung des Beamtenstatuts und der nach Massgabe 
desselben erteilten Urkunden. 


Das Rechtsverhältnis der Erzb. Beamten ist nur nach den 
Bestimmungen des B.St. und den nach Massgabe desselben 
dem Beamten ausgestellten Urkunden zu beurteilen’). Was 
aber der Inhalt der Bestimmungen des B.St. bezw. der auf 
Grund desselben ausgestellten Urkunden sei, ist eine Frage 
der Auslegung. Zur Auslegung müssen neben den allgemeinen 
Auslegungsregeln insbesondere, soweit das Beamtenstatut pri- 


=, Vel28.531. 2rAnders!D.BvolareoE 13.2151: 

26) So die Anstellungsurkunde ($ 7 Abs. 1), der Revers 
(S 7 Abs. 2), die Urkunde behufs Genehmigung einer Nebenbeschäfti- 
gung, des Gewerbebetriebs der Ehefrau oder der im Hausstande des Beamten 
befindlichen Angehörigen oder Bediensteten desselben, sowie zur Er- 
stattung eines aussergerichtlichen Sachverständigengutachtens ($ 16), ferner 
die Urkunde behufs Erklärung der Unwiderruflichkeit ($S 23 Abs. ]). 

2258 77, Ab3.2: B.St. 
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vatrechtliche Bestimmungen enthält, die S$ 133 u. 157 B.G.B.°°) 
herangezogen werden. 
Interpretationsinstanz ist der Ordinarius??). Seiner authen- 
tischen Auslegung unterliegen: 
1. Zweifel über den Sinn der Bestimmungen des 
Statuts, 
2. Zweifelüberden Sinn der erteilten Urkunden?°°). 


Nach der Stellung, welche die katholische Kirche im 
(rossherzogtum Baden als Korporation des öffentlichen Rechts?!) 
einnimmt, ist der Erzbischof als deren höchster Vertreter 
zweifellos befugt, nach Massgabe des Gesetzes vom 9. Oktober 
1860 (aber nicht weiter, insbesondere nicht gegen bestehendes 
zwingendes staatliches Recht) für die Angehörigen der katho- 
lischen Kirche objektives Recht (öffentliches und privates) in 
Gestalt von Satzungen zu setzen. In Ausübung dieser Be- 
fugnis hat er das Beamtenstatut erlassen und ist er auch 
zu dessen authentischer Interpretation durchaus berechtigt °?). 


28) 8 133: „Bei der Auslegung einer Willenserklärung ist der wirk- 
liche Wille zu erforschen und nicht an dem buchstäblichen Sinn des 
Ausdrucks zu haften.“ 

$ 157: „Verträge sind so auszulegen, wie Treu und Glauben mit 
Rücksicht auf die Verkehrssitte es erfordern.“ 

Auf demselben Gedanken wie der $ 157 beruhen die $$ 226 und 
242 B.G.B. 

$ 226: „Die Ausübung eines Rechtes ist unzulässig, wenn sie nur 
den Zweck haben kann, einem andern Schaden zuzufügen.“ 

$ 242: „Der Schuldner ist verpflichtet, die Leistung so zu be- 
wirken, wie Treu und Glauben mit Rücksicht auf die Verkehrssitte es 
erfordern. * 

22)7877 Abs. 3/8atz’1 B.St, 

>02) 87 Abs. 3 Satz 1, B.St. vgl. auch Anm, 26. 

sh Vgl. $ 1a. a. O. zit. Ges. vom 9. Oktober 1860. 

°2) Das Wesen der authentischen Interpretation ist die Auslegung 
einer Rechtsquelle (Gesetz, Statut u. s. w.) durch eine Rechtsquelle mit 
zwingender Kraft. Die authentische Interpretation eines kirchlichen 
Gesetzes oder eines kirchlichen Statuts ist daher nur durch ein kirch- 
liches Gesetz oder Statut zulässig (vgl. bezüglich der authentischen Inter- 
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Als Kontrahent des Vertrages hingegen, welche Stelle er 
bei der Anstellung eines Erzb. Beamten einnimmt, ist der 
Ordinarius nicht Rechtsquelle, sondern dem Beamten koordi- 
niert. Eine Vertragspartei aber kann niemals authentisch 
interpretieren °°), da streitiges Privatrecht nicht durch Privat- 
personen, sondern ’*) stets im ordentlichen Rechtsweg durch 
den staatlichen Richter festgestellt wird ?°). Bei Zweifeln über 
den Sinn der erteilten Urkunden wird hiernach der Beamte 
jederzeit den ordentlichen Rechtsweg beschreiten können, der 
auch nicht durch vertragsmässige Vereinbarung ausgeschlossen 
werden kann °®). 

Die weitere Bestimmung des $ 7 Abs. 3 B.St., dass 
„Beschwerden gegen die Auslegung des Ordinarius an den 
hl. Stuhl gehen“, ist in zweifacher Hinsicht juristisch unhaltbar. 

Soweit sich nämlich die Beschwerde gegen die authentische 
Auslegung der Bestimmungen des Statuts richten soll, ent- 
behrt sie jeder rechtlichen Grundlage, da eine Beschwerde 
gegen authentische Interpretation, der schlechthin zwingende 
Kraft innewohnt ?°), ein Nonsens ist. 

Eine Beschwerde vollends an den hl. Stuhl gegen die 
Auslegung einer Vertragsurkunde durch den ordent- 
lichen Richter wäre sowohl durch die badische Verfassung wie 
auch durch das deutsche (Grerichtsverfassungsgesetz ?®) aus- 
geschlossen. 


pretation eines Reichs- oder Landesgesetzes Dernburg, Bd. 1 S. 82 
Anm. 4), wobei man jedoch zu berücksichtigen hat, dass im Bereich der 
katholischen Kirche der Unterschied von Gesetz im formellen und im 
materiellen Sinn nicht besteht. 

®®) Vgl. Dernburg a. a. O. S. S1f. 

>43) Wenn nicht durch Schiedsrichter. 

5) Vol. $$ 13 u.15 G.V.G., $ 14 der bad. Verfassung vom 22. Au- 
gust 1818, R.G, Bd. 2 Nr. 82 u. R.O.H.G. Bd. 21 Nr. 31. 

6) Vgl. die in Anm. 35 zitierte R.G. u. R.O.H.G. 

In Vol, Dernburg.a, 3,0.8.5817. 

»°) Siehe Anm. 35. 
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Begriff und Rechtsnatur des Erzb. Beamtenverhältnisses. 


I. Begrifi. 


Erzb. Beamter im Sinne des Beamtenstatuts ist jede Per- 
son, welcher durch eine Entschliessung des Ordinarius oder 
einer vom Ordinarius hierzu ermächtigten kirchlichen Behörde 
ohne Verleihung eines Kirchenamtes im Sinne des kanonischen 
Rechts eine dauernd errichtete und mit bestimmt geordneten 
Bezügen ausgestattete Dienststelle der kirchlichen Verwaltung 
übertragen wird, und welche nicht zugleich die Eigenschaft 
eines Staatsbeamten besitzt !). 

Der Begriff des Erzb. Beamten erfordert demnach: 

1. positiv: 

a) die Uebertragung einer Dienststelle der kirchlichen 

Verwaltung ?), die 
o) dauernd errichtet, 
£) mit bestimmt geordneten Bezügen ausgestattet ist, 

b) eine Entschliessung des Ordinarius oder einer vom 
Ordinariat hierzu ermächtigten kirchlichen Behörde °), 
die auf Uebertragung einer solchen Dienststelle ge- 
richtet ist, 

2. negativ: 

a) die Uebertragung einer Dienststelle der kirchlichen 
Verwaltung hat nicht den Charakter der Ver- 
leihung eines Kirchenamtes im Sinne des kanonischen 
Rechts *), 


DS slEB.Sc 

?) Nach $4 B.St. kann die Uebertragung einer derartigen 
Dienststelle nur an Katholiken erfolgen. 

®) Sede vacante tritt an Stelle des Ordinarius der Kapitelsvikar und 
an Stelle des Ordinariats das Kapitelsvikariat ($ 99 B.St.). 

*) Freilich verleiht die unwiderrufliche Anstellung eines Erzb. Be- 
amten so etwas wie subjektive Perpetuität. Doch was gerade das Wesen 
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b) der anzustellende Beamte darf zur Zeit der Anstel- 
lung die Staatsdienereigenschaft nicht besitzen. Ein 
Staatsdiener, der Erzb. Beamter werden will, muss 
daher zuerst aus dem Staatsdienst ausscheiden °). 

Keine Erzb. Beamten im Sinne des B.St. sind die- 

jenigen, die nur zu bestimmten Dienstleistungen für die Kirche 
lediglich auf Grund eines Werk- oder Dienstvertrags ange- 
nommen sind. Die Dienstverträge für solche Personen, deren 
Dienstverhältnis auf längere Zeit als 1 Jahr eingegangen oder 
verlängert werden soll, bedürfen der Genehmigung des Erzb. 
Ordinariats. Die vom Ordinariat genehmigten Dienstverträge 
können seitens der Kirche nur mit Genehmigung des Ordina- 
riats gekündigt werden ®). 


II. Rechtsnatur. 


Das Erzb. Beamtenverhältnis ist weder ein rein öftentlich- 
rechtliches noch auch ein ausschliesslich privatrechtliches Ver- 
tragsverhältnis‘). Dasselbe ist vielmehr ein eigenartiges 


dieser ausmacht, nämlich das Recht auf dauernde Belassung in dem ein- 
mal bekleideten Amt, d. h. das Recht auf dieses Amt selbst, fehlt der 
unwiderruflichen Anstellung; denn auch der unwiderruflich angestellte 
Beamte kann nach $ 25 B.St. jederzeit, jedoch unbeschadet seines Ranges, 
seines Titels und seiner vermögensrechtlichen Ansprüche, seiner Amts- 
geschäfte enthoben wie auch auf eine andere gleichwertige Stelle versetzt 
werden. Es lässt sich daher das Amt eines unwiderruflich angestellten 
Erzb. Beamten nicht mit einem „Kirchenamt“ im Sinne des kanonischen 
Rechts identifizieren (vgl. auch 8. 1 £.). 

5) Vgl. 8 6 des B.G. 

225.3.b.St2u,8:1 Abs 22760: 

?) Die Bestimmung des $ 1 Abs. 2 B.St., dass das Erzb. Beamten- 
verhältnis ein Öffentlichrechtliches ist, das privatrechtliche Ansprüche nur 
in vermögensrechtlicher Hinsicht erzeugt, ist rechtlich bedeutungslos. 
Eine derartige Bestimmung zu treffen, ist: 

1. nichtSache des Gesetzgebers; denn über die öffentlich- 
oder privatrechtliche Natur eines Rechtsverhältnisses hat nicht 
der Gesetzgeber, sondern die Wissenschaft und der Richter zu 
entscheiden, 
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Rechtsverhältnis, das Beziehungen bietet, die dem Privat- 
recht, und solche, die dem öffentlichen Recht angehören. Es 
ist in Anbetracht der der katholischen Kirche als öffentlich- 
rechtlicher Korporation durch das Gesetz vom 9. Oktober 1860 
gewährleisteten Autonomie °) ein Analogon zum staatlichen Be- 
amtenverhältnis. In die private Rechtssphäre des einzelnen 
gehört das Erzb. Beamtenverhältnis hinsichtlich aller ver- 
mögensrechtlichen Ansprüche der Erzb. Beamten’). Dahin 


2. auch völlig überflüssig; kann es doch nicht dem geringsten 
Zweifel unterliegen, dass das Beamtenstatut ebensowohl Ööffent- 
liches Recht erzeugt, weil die katholische Kirche eine Korpo- 
ration des öffentlichen Rechts ist, wie es auch anderseits Privat- 
recht erzeugt, weil die Kirche ein privatrechtliches Verhältnis 
mit dem Beamten eingeht (vgl. $ 7 B.St.). 

°) Das Recht einer öffentlichen Korporation, welches der kathol. 

Kirche tatsächlich von jeher zugestanden, ist ihr durch das Gesetz vom 

9. Oktober 1860 ($ 1) ausdrücklich gewährleistet worden. Als Ausfluss 

des Rechtscharakters der kathol. Kirche als öffentlicher Korporation ist 

hier besonders hervorzuheben: 

1. Das Verhältnis der Mitglieder der Kirche zur Kirche oder zu 
deren Organen gehört nicht dem Privatrecht, sondern dem 
öffentlichen Recht an. 

2. Die innere Organisation und Ordnung der kathol. Kirche, so- 
weit sie in die äussere Erscheinung innerhalb des Staates tritt, 
ist Öffentlichen, nicht privaten Rechts. 

3. Die Organe der katholischen Kirche haben den Charakter von 
Behörden, die Diener der kath. Kirche den Charakter von öffent- 
lichen Beamten und geniessen als solche besonderen Staats- 
schutz. Ihre etwaigen Gesetzesübertretungen sind strafrecht- 
lich besonders ausgezeichnet. Vgl. Art. 14 des Ges. v. 28. De- 
zember 1871, den Vollzug der Einführung des R.St.G.B. im 
Grossherzogtum Baden betr., in der Fassung v. 5. Juli 1888, 
wonach die Erzb. Beamten als Kirchenbeamte öffentliche Be- 
amte im Sinne von $ 31 Abs. 2 und $ 359 R.St.G.B. sind 
(Friedberg 8.165, Note 5). Folgerichtig finden daher auch 
auf die Erzb. Beamten die 88 811 Ziff. 7 u. 8 und 850 Ziff. 8 
Z.P.O. Anwendung. Vgl. ferner Wielandt, Staatsrecht S. 310 
u. 31l in Verb. mit S. 119. 

°) Aus dem privatrechtlichen Charakter dieser Ansprüche ergibt 
sich, dass es dem Beamten freisteht, im Falle einer Verletzung derselben 
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zählen insbesondere die Ansprüche auf Diensteinkommen, Ruhe- 
gehalt und Hinterbliebenenversorgung !°). Soweit also die Siche- 
rung der wirtschaftlichen Stellung der Person des Beamten in 
Frage steht, haben wir es mit einem privatrechtlichen, aber 
durch normative Bestimmungen objektiven Rechts, nämlich 
autonomer Satzung bestimmten Vertragsverhältnis zu tun. In 
allen übrigen Beziehungen untersteht das Erzb. Beamtenver- 
hältnis dem öftentlichen Recht!!). So begründet sein Inhalt 
ein Gewalt- und Herrschaftsverhältnis der Kirche über die 
Person des Beamten, eine besondere Gehorsams-, Treue- und 
Dienstpflicht des letzteren !?), wogegen die Kirche wieder als 
Entgelt Gewährung des nötigen Lebensunterhalts zusichert ??). 
Die Erfüllung der Pflichten eines Erzb. Beamten ist danach 
nicht Vertragserfüllung, sondern Erfüllung der übernommenen 
(sehorsams-, Treue- und Dienstpflicht, und deren Verletzung 
dementsprechend nicht ein Vertragsbruch, sondern ein (Dis- 
ziplinar-) Vergehen. 


Sell: 
Arten der Erzb. Beamten. 


Die Erzb. Beamten zerfallen in: 


I. widerruflich und unwiderruflich angestellte 
Beamte. 


1. Widerruflich angestellt sind: 


den ordentlichen Rechtsweg zu beschreiten (vgl. auch $ 83 B.G.). Bei 
Beurteilung der Ansprüche sind jedoch Disziplinarerkenntnisse der Prü- 
fung der Gerichte entzogen (vgl. S. 117). 

10) Anwendung finden hier auch $S 197 u. 411 B.G.B., sowie Art. 80 
u. 81 E.G. zum B.G.B. 

11) So die Anstellung, die Entlassung, die dienstlichen Verrichtungen 
der Erzb. Beamten u. s. w. 

12) Vgl. den Diensteid S. 70 f. 

28)" Vol. Laband Bd. 18.337. . 
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a) alle Erzb. Beamten während der ersten vier wirk- 
lichen !) Dienstjahre, 

b) nach diesem Zeitpunkt alle diejenigen, deren Anstel- 
lung nicht vom Ordinarius in förmlicher Urkunde ?) 
ausdrücklich für unwiderruflich erklärt worden ist?). 

Unter den widerruflich angestellten Erzb. Beamten unter- 
scheidet das Beamtenstatut 2 Arten: 

a) provisorische, 

b) definitive ®). 

Der Unterschied zwischen diesen beiden Kategorien ist 
kein rechtlicher, sondern ein tatsächlicher. Erstere erhalten 
ihre Amtsstelle nur vorübergehend, während sie letzteren end- 
gültig übertragen wird’). Die widerruflich angestellten Be- 
amten können jederzeit mit Genehmigung des Ordinariats ohne 
Angabe eines Grundes auf Schluss eines Kalendervierteljahres 
unter Einhaltung einer Smonatigen Kündigungsfrist‘) entlassen 
werden ”). 

2. Unwiderruflich angestellte Erzb. Beamte sind die 
vom Ordinarius in förmlicher Urkunde ®) ausdrücklich auf Lebens- 
zeit angestellten Beamten, die gegen ihren Willen nur in den 
im Beamtenstatut bestimmten Fällen und Formen entlassen 
werden können). 

Das Verfahren zur Erlangung der Unwiderruflichkeit ist 


!) Angerechnete Dienstjahre können hier nicht in Betracht kommen 
($ 8 Abs. 2 in Verb. mit $ 23 Abs. 2, sowie $ 26 Abs. 1 B.St.). 

aeVols Beils lese 1nar 

RSE23 Fr Abs EB. St 
4) 8 23 Abs. 2 B,St. 
358 287 Absu2 B.St, 

©) Ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist mit sofortiger Wirkung 
kann ein widerruflich angestellter Beamter entlassen werden, wenn er 
den Diensteid bezw. die Berufung auf denselben verweigert ($ 9 Abs. 4 
B.St.). 


77828 AbsalB.St.,2529-Abs. 1 D.P. 
s) Vgl. Teil ILS. 17. 
») 8 23 Abs. 1 in Werb. mit $ 24 Abs. 2 B.St. 


Freiburger Erzb. Beamtenrecht. 63 


in den SS 26 und 27 B.St. geregelt. Zunächst hat der Be- 
amte nach Umfluss seines vierten wirklichen Dienstjahres seiner 
zunächst vorgesetzten Dienstbehörde ein Gesuch um Erteilung 
der Unwiderruflichkeit einzureichen. Dieses Gesuch wird als- 
dann mit einem gutächtlichen Bericht über die bisherige dienst- 
liche und ausserdienstliche Führung und die Befähigung des 
Beamten unter Anschluss der Dienstzeugnisse und der Per- 
sonalakten dem Erzb. Ordinariat von der vorgesetzten Dienst- 
behörde vorgelegt. Das Ordinariat stellt nach Prüfung und 
etwaiger Ergänzung des vorgelesten Berichts an den Ordi- 
narius die geeignet scheinenden Anträge !®). Stellt sich vor 
Erteilung der Unwiderruflichkeit heraus, dass der Beamte die 
ihm als solchem notwendigen Eigenschaften nicht in sich ver- 
einigt, so ist dies von der zunächst vorgesetzten Dienstbehörde 
alsbald zur Kenntnis des Erzb. Ordinariats zu bringen, welches 
nach Prüfung des Falles die Entschliessung des Ordinarius 
einholen wird !}). 

Nur der Ordinarius kann die Unwiderruflichkeit verleihen. 
In sein Ermessen ist es gestellt, dem Gesuche stattzugeben 
oder es abzuweisen. Die Abweisung kann formlos und ohne 
Angabe eines Grundes erfolgen, während die Verleihung der 
Unwiderruflichkeit an ganz bestimmte Formen gebunden ist. 
Der Ordinarius kann nur in förmlicher Urkunde und nur aus- 
drücklich die Anstellung des Beamten für unwiderruflich er- 
klären. Eine stillschweigende Erklärung, selbst wenn sie den 
Willen der Verleihung der Unwiderruflichkeit unzweideutig 
kundgäbe, würde nach dem B.St. die Unwiderruflichkeit nicht 
bewirken !?). 


26 B.St. u. $ 29 Abs. 2-D.P. 
827 B.St. u. 8.30 Abs. 1 D.P. 
In der verschiedenen Art der Verleihung der Unwiderruflich- 
keit liegt einer der Hauptunterschiede zwischen der Dienerpragmatik und 
dem Beamtenstatut. Während nach der D.P. der Ordinarius ohne Rück- 
sicht auf eine bestimmte Anzahl zurückgelegter Dienstjahre und 
in jeder Urkunde (selbst in der Anstellungsurkunde) auf jede Weise, 
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Die Wirkungen der Unwiderruflichkeit sind folgende: 
a) Sie begründet für den Inhaber einen Anspruch auf 


lebenslängliche materielle Versorgung nach Massgabe 
des B.St. und der auf Grund desselben von dem Be- 
amten erlangten besonderen vermögensrechtlichen ur- 
kundlichen Zusicherungen. 


b) Das unwiderruflich gewordene Beamtenverhältnis kann 


nur in den im B.St. bestimmten Fällen 1?) und For- 


die den Willen der Verleihung der Unwiderruflichkeit unzweideutig kund- 
gibt, die Unwiderruflichkeit verleihen konnte, ist nach dem B.St. die 
Erlangung derselben vordem Ablaufdesvierten wirklichen Dienst- 
Jahres überhaupt unmöglich ($ 23 u. 26 Abs. 1 in Verb. mit $ 2 
B.St.), nach diesem Zeitpunkt aber ist sie immer noch an eine in förm- 
licher Urkunde (die nicht die Anstellungsurkunde sein darf) erfolgte 
ausdrückliche Erklärung des Ordinarius geknüpft (vgl. $ 23 
Abs. 1 B.St. u. $29 Abs. 1u.83 D.P., sowie zit. Urteil Gr. Landgerichts 
Freiburg vom 21. Dezember 1900 [Anhang I S. 148 ff.] und Gr. Oberlandes- 
gerichts Karlsruhe vom 23. Dezember 1901 [Anhang II S. 161 fk.]). 
13 Fälle: 


1. 


2. 


Nichtbeobachtung der Vorschriften der katholischen Kirche bei 
der Eheschliessung ($ 15 Abs. 5). 

Eigenmächtiges Verlassen des Dienstes ohne Urlaub oder ohne 
Kündigung und Unterlassen der Rückkehr binnen 30 Tagen 
($ 32 Abs. 1 u. 4) oder Einstellung der Dienstleistungen vor 
Ablauf der Kündigungsfrist ($ 32 Abs. 2 u. 5). 


. Rechtskräftige Verurteilung wegen eines Verbrechens oder Ver- 


gehens, bei welchem das R.St.G.B. die Aberkennung der bürger- 
lichen Ehrenrechte zulässt ($ 73). Es ist nicht erforderlich, 
dass diese auch tatsächlich aberkannt wurden; es genügt die 
Möglichkeit ihrer Aberkennung. — Vgl. R.St.G.B. 88 161, 181, 
302 d u. e, sowie 49a, 108, 109, 133, 142, 143, 150, 160, 161, 
164, 168, 173, 175, 180, 181 a, 183, 184, 248, 256, 262, 263, 266, 
230, 284, 289, 294, 302, 302 a, b u. c, 304, 329, 333, 350; ferner 
die $$ 45 u. 76. 


. Dienstvergehen im Sinne der $$ 15 Abs. 3 u. 4, 32 Abs. 2 in 


Verb. mit Abs. 1, sowie 74 u. 75. 


. Handlungen gemäss $ 92. 
. Verweigerung des Diensteides bezw. der Berufung auf den- 


selben bei Uebertragung eines neuen Dienstes ($ 9 Abs. 4). 
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ment) gekündigt bezw. aufgelöst werden. Ebenso 
kann auch die Unwiderruflichkeit der Anstellung in 
bestimmten Fällen !?) entweder für sich allein oder in 
Verbindung mit anderen Strafen 1°) durch Disziplinar- 
erkenntnis entzogen werden !”). 

c) Die Unwiderruflichkeit bewirkt aber nicht einen An- 
spruch auf Belassung in der Ausübung kirchendienst- 
licher Funktionen. Der Ordinarius kann jederzeit jeden 
kirchlichen Beamten — jedoch unbeschadet seines 
Ranges, Titels und seiner vermögensrechtlichen An- 
sprüche nach Massgabe des B.St. — aus wichtigen 
dienstlichen Gründen seiner Amtsgeschäfte entheben !°). 

II. Etatmässige!’) und nicht etatmässige Be- 
amte: 

Etatmässig angestellt sind alle diejenigen Erzb. Beamten, 
denen eine im (ehaltsetat des kirchlichen Voranschlags auf- 
geführte Amtsstelle ?°) übertragen ist; nicht etatmässig alle 
übrigen Erzb. Beamten. Die etatmässigen Beamten können 


14) Formen: 

1. Sofortige Auflösung des Dienstverhältnisses in den Fällen der 
88 9 Abs. 4, 15 Abs. 5, 32 Abs. 1, 4 u. 5 u. 73. 

2. Entlassung nach vorangegangenem Disziplinarverfahren mit oder 
ohne Kündigungsfrist in den Fällen der $$ 15 Abs. 3 u. 4, 
82 Abs) 2 in Verb. mit’Abs. 1,33, 74,.75 u. 92. 

15) D. h. in den Fällen der 88 15 Abs. 3 u.4, 32 Abs. 2 u. 4 (falls 
der Beamte binnen 30 Tagen nach seiner eigenmächtigen Entfernung 
vom Dienste sich seiner Dienstbehörde stellt), $$ 74 u. 75 B.St. 

16%) D. h. mit den im $ 91 Abs. 1 lit. a—f B.St. genannten Strafen. 

1278 91 Abs. 1 it. & B.St. (S. 110). 

18) Dieser Fall ist zu unterscheiden von dem des $ 45 Abs. 1 Ziff. 4 
B.St. (vgl. S. 91 Zft. 4. 

1%) Der Ausdruck „etatmässig“ kommt im B.St. nur im $ 34 Abs. 1 
vor: „Das Diensteinkommen eines etatmässigen Beamten besteht aus 
Gehalt und Wohnungsgeld.“ 

2°) D. h. eine dauernd errichtete und mit bestimmt geordneten 
Bezügen ausgestattete Dienststelle der kirchlichen Verwaltung ($ 1 
Abs. 1 B.St.). 
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widerruflich ?!) oder unwiderruflich angestellt sein. Die etat- 
mässige Anstellung als solche bewirkt weder die Unwider- 
ruflichkeit??) noch auch einen Anspruch auf Ruhegehalt und 
Hinterbliebenenversorgung °?), sondern lediglich einen solchen 
auf Diensteinkommen (Gehalt und Wohnungsgeld) ?®). 


III. Höhere und niedere Beamte: 


Die höheren Erzb. Beamten unterscheiden sich von den 
niederen durch die verschiedene Art ihrer Anstellung. Während 
die höheren Beamten ihre Signatur vom Ordinarius erhalten, 
wird diese den niederen vom Ordinariat erteilt ?°). 

Zu den höheren Beamten gehören: 

1. die Kollegialmitglieder des Ordinariats ?°) und zwar: 

a) die geistlichen. Diese sind: 

0) die wirklichen geistlichen Räte ?”), 
ß) der Assessor; 
b) die weltlichen. Diese sind: 
o) der Justitiar, 
ß) der Finanzrat; 

2. die Kollegialmitglieder des katholischen Oberstiftungs- 
rats und zwar: 

a) die geistlichen ?°), 

2!) Aber nur definitiv, nicht auch provisorisch. 

22) Vgl. & 23 B.St. (8. 62). 

23) Vol. 8 43 B.St. (8. 90 u. 97). 

24, Vgl. 8 34 Abs. 1 B.St. (S. 84). 

25) 8 5 B.St., anders $$ 1 u. 2 D.P., wonach alle Erzb. Beamten 
ihre Signatur vom Ordinarius erhalten. 

26) Soweit sie nicht Domkapitulare sind. Auf diese — weil im 
Besitze einer Präbende — kann das B.St. keine Anwendung finden. Vgl. 
$ 1 Abs. 1 B.St. (8. 58). 

27) Zur Zeit nur einer. Dieser ist zugleich Kanzleidirektor (vel. 
Schematismns 1903 8. 5). 

22) Vgl. 88 Abs. 2u.4 der ldh. V.O. vom 20. November 1861, die 
Verwaltung des kathol. Kirchenvermögens betr. (abgedruckt in Heiners 
Gesetzen S. 109 f.). Zur Zeit ist nur das geistliche Mitglied des Ober- 
stiftungsrats Erzb. Beamter. 
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b) die Laienmitglieder, soweit solche vom Erzbischof ge- 
wählt und ernannt sind und die Staatsdienereigenschaft 
nicht besitzen ?°), 

3. die Vorstände der Erzb. Bauämter, 

4. der Vorstand der Erzb. Stiftungsverwaltung, 

5. die Hilfsarbeiter und der Sekretär des Ordinariats. 

Niedere Beamte sind alle übrigen Erzb. Beamten ??) 
und zwar: 

1. beim Ordinariat ?®): 

a) der Kanzleisekretär ®!), 
b) der Revisor, 

c) der Revident, 

d) der Registrator, 

e) der Expeditor, 

f) der Buchhalter, 

g) der Kanzleiassistent, 
h) der Kanzleidiener; 


2. bei den Bauämtern °?): 
a) die technischen Assistenten, 
b) die Architekten, 
c) die Bautechniker, 
d) die Bureauassistenten, 
e) die Kanzleigehilfen ; 
3. bei der Erzb. Stiftungsverwaltung °>): 
a) der Buchhalter, 
b) der Gehilfe. 


22) Sämtliche Subalternbeamte des Oberstiftungsrats sind staatlich 
angestellt und somit dem B.G. unterworfen. 

0) Vgl. Schematismus 1903 8. 5. 

®ı) Zu den ÖOrdinariatsbeamten sind auch die Kanzleibeamten zu 
zählen. 

2) Vgl. Schematismus 1903 S. 8 u. 9. 

3?) Vgl. Schematismus 1903 8. 6. 
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841 
Begründung des Erzb. Beamtenverhältnisses. 


Die Begründung des Erzb. Beamtenverhältnisses erfolgt 
durch gegenseitigen Vertrag, d. h. durch gegenseitig frei- 
willige Willenseinigung!) zweier voneinander vollständig 
unabhängiger Rechtssubjekte über Eintritt in den Erzb. Dienst. 
Da sich die Natur des Vertrags aus dem Inhalt des zu be- 
sründenden Rechtsverhältnisses ergibt, dieser aber, wie oben 
dargetan ?); von öffentlichrechtlich-privatrechtlich gemischtem 
Charakter ist, so ist auch der Vertrag ein gemischter, ein con- 
tractus commixtus. Die Auffassung, dass der Begriff „Ver- 
trag“ nur auf dem Gebiete des Privatrechts seine Berechti- 
gung habe, ist irrig. Vertrag ist vielmehr ein allgemeiner 
Rechtsbegriff), eine allgemeine Rechtsform, anwendbar zur Er- 
zeugung von Rechten und Pflichten, gleichviel, welcher Rechts- 
sphäre dieselben angehören, der öffentlichen oder privaten ®). 


!) Wie von jedem Rechtsgeschäft, so gilt auch vom Anstellungsver- 
trag der allgemein rechtliche Grundsatz, dass dieser nur dann rechts- 
gültig ist, wenn er in richtigem Bewusstsein von der Lage der Dinge, 
in ernstlicher Absicht und mit dem freien Entschluss, eine rechtliche 
Wirkung hervorzurufen, eingegangen wird. Demgemäss finden auch hier 
die Rechtssätze über Mentalreservation, Simulation, Dissimulation, Scherz, 
Irrtum, arglistige Täuschung und Drohung (vgl. B.G.B. $$ 116 bis 124) 
entsprechende Anwendung (vgl. Rehm, Die rechtliche Natur des Staats- 
dienstes nach deutschem Staatsrecht in den Annalen des Deutschen Reiches 
1885 8. 65 fl.). 

ZyE Vol 84991. 

>) „Es gibt eine Anzahl grundlegender Rechtssätze, welche sowohl 
für das öffentliche als für das Privatrecht gelten. Hierher gehören unter 
anderem auch die Grundsätze über die Entstehung der Rechtsverhält- 
nisse.“ (Leuthold in den Annalen des Deutschen Reiches 1884 
3..857.U 907]. 

*) „Eine Dienstpflicht, einerlei ob dem Staate, der Gemeinde, der 
Kirche oder einer anderen Korporation oder Anstalt gegenüber, kann 
nicht anders begründet werden als durch Willensübereinstimmung dessen, 
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Da weiter jeder Vertrag eine Betätigung des Willens in 
der Aussenwelt ist, so müssen zu dem Willensentschluss des 
Ordinarius bezw. des Ordinariats, eine bestimmte Person als 
seinen Beamten anzunehmen, und zu dem Entschlusse dieser 
Person, Erzb. Beamter zu werden, falls ein Vertrag zu stande 
kommen soll, zwei den Eintschlüssen vollkommen entsprechende 
Willenserklärungen treten. Die Erklärung des Ordinarius 
bezw. des Ordinariats erfolgt in der Anstellungsurkunde ’°), 


dem Dienst geleistet werden soll. Ein Rechtsgeschäft zwischen 2 Rechts- 
persönlichkeiten zu dem Zwecke und mit der Wirkung geschlossen, dass 
einseitig oder beiderseitig Rechte und Pflichten entstehen, hat man, so- 
lange es eine Rechtswissenschaft gibt, Vertrag genannt. Mag der eine 
so hoch (Staat, Kirche etc.), der andere so nieder gestellt sein wie immer, 
sofern beide Teile in Bezug auf dieses Geschäft frei in ihrem Tun und 
Lassen waren, sind sie Vertragsteile und als solche sich gleich.“ (Rehm, 
8.2.0.8. 120.£.). 

„Die einzig mögliche Begründungsform für ein Öffentliches Dienst- 
verhältnis da, wo eine gesetzliche Verpflichtung (wie z. B. bei den zur 
Erfüllung ihrer Wehrpflicht dienenden Militärpersonen oder bei Ehren- 
beamten) zu dessen Uebernahme mangelt, ist also der Vertrag.“ „Die 
neuere Entwicklung der Wissenschaft hat zu der Erkenntnis geführt, 
dass Öffentlichrechtliche und Vertragsnatur eines Verhältnisses sich gegen- 
seitig nicht ausschliessen. Hiernach ergibt sich für das öffentliche Dienst- 
verhältnis die Möglichkeit, dass es auf Vertrag und öffentlichem Recht 
zugleich beruhe.“ (Seydel, Bd. 3 8. 321 ff.). 

5) Die Anstellungsurkunde (Signatur) wird für die höheren 
Beamten vom Ordinarius, für die niederen vom ÖOrdinariat erteilt (8 5 
B.St. bezw. S. 66). In derselben wird näher bezeichnet: 

1. die übertragene Dienststelle, 
2. der Amtstitel, 
3. die Bezüge und deren Anfangstermin ($ 6 Abs. 1 B.St. u.$ 2 
Abs. 1 D.P.). Dabei werden entweder: 
a) Höchstgehalt, Höhe und Frist der Zulagen ziffermässig an- 
gegeben, oder es wird 
b) die anzuwendende Abteilung und Ordnungsziffer des kirchlichen 
oder staatlichen Gehaltstarifs benannt ($ 6 Abs. 2 B.St.). 

Falls in der Anstellungsurkunde ein bestimmter Termin für den 
Beginn des Gehaltsbezugs nicht angegeben ist, so gilt als solcher der Tag 
des Dienstantritts ($ 6 Abs. 3 B.St., S 16 B.G.). Ebenso laufen die Dienst- 
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während die des anzustellenden Beamten in einem „Revers“ ©) 
ihren Ausdruck findet. Die Anstellungsurkunde wird dem Be- 
amten zugefertigt, nachdem dieser den Revers unterschrieben 
hat. Als abgeschlossen gilt der Anstellungsvertrag aber erst 
durch den Zug um Zug erfolgten Austausch der Anstellungs- 
urkunde und des Reverses ?). 

Bei seiner Anstellung hat der Beamte dem Bevollmächtigten 
des Ordinarius folgenden Diensteid zu leisten °): 


„Ich schwöre einen Eid zu Gott dem Allmächtigen 
und Allwissenden, dass ich der katholischen Kirche, ihrer 
Verfassung und ihren Gesetzen treu, dem Ordinarius der 
Erzdiözese Freiburg in allen kirchendienstlichen Ange- 
legenheiten gehorsam sein und dass ich mich hierwegen 
der Disziplin des Ordinarius unterwerfen will. 

„ich schwöre, dass ich das mir übertragene Amt nach 
den allgemeinen Kirchengesetzen, den geltenden Diözesan- 


jahre, wenn in der Anstellungsurkunde nicht ausdrücklich ein anderes 
bestimmt ist, von dem Tage des Dienstantritts ($8 Abs. 1 B.St., anders 
D.P. $ 3, vgl. S. 20). Eine Anrechnung von Dienstjahren, welche nicht 
im kirchlichen Dienste nach Massgabe des B.St. oder der D.P. verbracht 
wurden, hat nur Bedeutung für die Bemessung der etwaigen künftigen 
Ansprüche auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgung ($ 8 Abs. 2 
B.St. u. $ 39 Abs. 1 Ziff. 3, sowie $ 40 Abs. 1 Ziff. 2 B.G.). 

6%) Unter „Revers im Sinne des B.St.“ hat man eine schriftliche 
Erklärung des Inhalts zu verstehen, dass sich der Erklärende allen Be- 
stimmungen des die Grundlage des Anstellungsvertrags bildenden Be- 
amtenstatuts unterwirft. Diese Erklärung kann selbstverständlich für den 
Beamten nur insoweit verbindlich sein, als es sich im B.St. um Bestim- 
mungen handelt, die nicht gegen geltendes zwingendes Recht verstossen 
(vgl. in dieser Hinsicht S. 48 u. 56). Trotz des Reverses können daher auch 
als lex contractus Bestimmungen des B.St., die mit zwingendem staat- 
lichen Recht im Widerspruch stehen, rechtliche Beachtung nicht finden. 

8 7 Abs. 2 B.St., anders $2 Abs. 2 D.P.: hier wird schon durch 
die Annahme der Anstellungsurkunde seitens des Beamten der Anstellungs- 
vertrag perfekt. 

®) Diese Vorschrift ($ 9 Abs. 1 B.St.) ist keine Muss-, sondern eine 
Sollvorschrift (vgl. auch $ 4 Abs. 1 D.P., sowie $ 8 Abs. 2 B.@.). 
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vorschriften, dem Beamtenstatut für die Erzdiözese Frei- 
burg, den besonderen für meinen Dienst erlassenen und 
noch zu erlassenden Bestimmungen und den besonderen 
Weisungen meiner Vorgesetzten?) treu und fleissig ver- 
sehen und die gebührende Dienstverschwiegenheit be- 
obachten will. 

„So wahr mir Gott helfe und sein heiliges Evangelium.“ 


Da der Diensteid nur eine feierliche Bekräftigung bereits 
vorhandener Pflichten enthält, diese aber schon mit der Per- 
fektion des Anstellungsvertrags, d. h. mit dem Austausch der 
Anstellungsurkunde und des Reverses beginnen, so hat das 
etwaige Unterbleiben der Eidesabnahme auf die Pflichtstellung 
des Beamten keinen Einfluss!°). Bei der Uebertragung eines 
anderen kirchlichen Dienstes genügt eine Verweisung auf den 
früher geleisteten Eid!!). Verweigerung des Diensteides bezw. 
der Berufung auf denselben hat zur Folge, dass: 

1. bei. widerruflich angestellten Beamten das Dienstver- 
hältnis als mit sofortiger Wirkung aufgelöst, 

2. bei unwiderruflich Angestellten als mit 3monatiger Frist 
vom Tage der Eidesverweigerung ab gekündigt gilt !?). 


& 12. 
Inhalt des Erzb. Beamtenverhältnisses. 


A. Pflichten der Erzb. Beamten. 


Die Pflichten der Erzb. Beamten können sein: R 
1. positive, d.h. solche, die vom Beamten ein bestimmtes 


?) Obiger Diensteid hat gegenüber dem der D.P. eine Erweiterung 
erfahren, indem der Beamte nunmehr sich auch verpflichtet, seinen Dienst 
nach den noch zu erlassenden Bestimmungen und den besonderen Wei- 
sungen seiner Vorgesetzten zu versehen (vgl. auch 8. 21). 

10) 89 Abs. 3-B.St. w S 8 Abs. 4 B.G. 

859 Ah. 2 B.St,,18. ArAbs. 27D.P} u. S 8 Abs, 3’ B.G: 

227879 7Abs. 4° B.St. 
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Handeln !), oder negative, d. h. solche, die von ihm 
gewisse Unterlassungen fordern ?); 

dienstliche, d. h. unmittelbar), oder ausserdienst- 
liche, d.h. mittelbar den Dienst betreffende Pflichten °). 


m 


I. Dienstliche Pflichten. 


1. Pflicht zur Beobachtung eines achtungswürdigen 
Verhaltens im Dienste, welches den Gesetzen der 
Kirche, den Vorschriften der Sittlichkeit, der Würde und 
dem Zwecke des Amtes entspricht?). Verletzung dieser 
Pflicht hat disziplinäres Einschreiten, eventuell sogar 
Dienstentlassung zur Folge). 
. Erfüllung der Dienstobliegenheiten ’). Jeder Be- 
amte übernimmt bei seiner Anstellung die Verpflichtung, 
den ihm übertragenen Dienst 
a) nach den allgemeinen Kirchengesetzen, d. h. nach ge- 
meinem Kirchenrecht, 

b) nach den geltenden Diözesanvorschriften, d. h. nach 
partikulärem Kirchenrecht, 

c) nach dem Beamtenstatut für die Erzdiözese Freiburg, 

d) nach der Dienstinstruktion, d. h. nach den besonderen 
für seinen Dienst erlassenen und noch zu erlassenden ®) 
Bestimmungen und 

e) nach den besonderen Weisungen seiner Vorgesetzten 

treu und fleissig zu besorgen. Der Beamte hat seinem 


D 


-1) Z. B. Erfüllung der Dienstobliegenheiten. 

?) Z. B. Besorgung von Nebenbeschäftieungen, Annahme von Be- 
lohnungen und Geschenken u. s. w. 

3) Z. B. Residenzpflicht, Pflicht zur Amtsanwesenheit u. s. w. 

*) Vgl. oben Anm. 2. 

23:8°103B.8138:7, D.R5 8:87 Abss1, B.G. u. 874 Abs 21a: 

2,8775 Ht.talu.’g.D.St 

NS 1FABS 21: DB. Stau SH AÄbSE DD, 

?) Die Worte „noch zu erlassenden“ fehlen in $ 11 B.St., vgl. da- 
gegen den Wortlaut des Diensteides (S. 70 £.). 
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Dienst seine volle Kraft und Tätigkeit zu widmen und, 
soweit seine Zeit und Kraft dies gestatten, ohne Gehalts- 
erhöhung sich eine Erweiterung seines Dienstes oder eine 
Aushilfeleistung in anderweitigen seinem Berufe ent- 
sprechenden Dienstzweigen gefallen zu lassen ?). 

. Pflicht zur Amtsverschwiegenheit. Diese Pflicht 
bezieht sich auf die Beobachtung von Verschwiegenheit 
über die vermöge oder gelegentlich seines Dienstes 1%) 
dem Beamten ‘bekannt gewordenen kirchendienstlichen 
Angelegenheiten, deren Geheimhaltung ihrer Natur nach 
erforderlich oder von den Vorgesetzten angeordnet ist 1), 
und besteht auch fort, nachdem das aktive Dienstverhält- 
nis durch Vertragsauflösung, Entfernung aus dem kirch- 
lichen Beamtenverhältnis oder Versetzung in den Ruhe- 
stand aufgehoben ist!?). Die Verletzung des Amts- 
geheimnisses zieht nach sich: 


co 


a) für einen aktiven Beamten disziplinargerichtliche Ahn- 
dung ??), 
b) für einen nicht mehr im aktiven Dienst befindlichen 
Beamten: 
#) die Verwirkung einer Vertragsstrafe, deren Höhe 
im einzelnen Fall vom Erzb. Ordinariat festgesetzt 
wird 1%), sowie eventuell ausserdem 


PS LApSS 2 B.SL.7 8.6, Abs. 1. Sat222>DP.u.8 75. Abs, 1/D.O; 
‘0% Auch durch die Mitteilung seitens eines andern Erzb. Beamten. 
1!) Selbstverständlich kann sich die Pflicht zur Amtsverschwiegen- 
heit nicht auf solche Tatsachen beziehen, über die schon öffentlich ver- 
handelt wurde. 

27815. Abel u. 9. BStH SE SAbSSUWD.B, 8:9 B.G7u..87 DO. 

3) D. h. eine Ordnungs- bezw. Disziplinarstrafe ($ 75 lit. k in Verb. 
mit SS 78, 81 bezw. 91 Abs. 1 B.St.). 

14) Die verwirkte Vertragsstrafe darf jedoch die Höhe eines Monats- 
betrags seines zuletzt bezogenen Gehalts bezw., wenn er Ruhegehalt be- 
zieht, seines Ruhegehalts nicht übersteigen ($ 13 Abs. 3 B.St.). Gibt der 
hierdurch Betroffene sich mit der vom Erzb. ÖOrdinariat festgesetzten 
Vertragsstrafe nicht zufrieden, so kann er gemäss $ 343 B.G.B. durch den 


74 


4. 


ST 
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ß) disziplinargerichtliche Ahndung °°). 
Pflicht zur Mitteilung. Auf dienstliche Verhältnisse 
sich beziehende Tatsachen, die dem Beamten auf nicht 
vertrauliche Weise zur Kenntnis gekommen sind, hat 
dieser den sachlich zuständigen dienstlichen Vorgesetzten 
auf Verlangen mitzuteilen !®). 


. Residenzpflicht. Mit der Pflicht zu wirklicher Tätig- 


keit ist die Verpflichtung zur Amtsanwesenheit eng ver- 
knüpft. Diese Pflicht fordert von dem Beamten, dass er 
an dem ihm von der vorgesetzten Behörde angewiesenen 
örtlichen Mittelpunkt der Amtsstelle seinen dauernden 
Aufenthalt (dienstlichen Wohnsitz) nehme und ohne Ge- 
nehmigung der zuständigen vorgesetzten Behörde diesen 
Ort (bezw. den Bezirk der amtlichen Tätigkeit) nicht 
verlasse !”). Zur vorübergehenden Entfernung von seinem 
Posten wie auch zur vorübergehenden Einstellung seiner 
Dienstführung bedarf der Beamte des Urlaubs !°). War 
aus einer dringenden Ursache eine vorgängige Urlaubs- 
erwirkung nachweisbar nicht möglich, so hat der Beamte 
hiervon spätestens auf den 3. Tag nach seiner Entfernung 
Anzeige zu erstatten und um den etwa weiter erforder- 
lichen Urlaub nachzusuchen!?). Die Verletzung der 
Residenzpflicht, d. h. die Einstellung der Dienstführung 
und die Entfernung des Beamten vom Dienstsitze (bezw. 
Dienstbezirke) äussert folgende Wirkungen ?°): 


Richter die Herabsetzung der rechtlich verwirkten Strafe mittels Urteils 
verlangen. 


15) 875 lit.k in Verb. mit $$ 13 Abs. 4, 78, 81 bezw. 91 Abs. 2 B.St. 
IS ISTIASB SHEU. SI SFAbaN 22T: P2 

7) Vgl. Begründung zu $ 14 des Entw. zum B.G., sowie Eckert 8. 61. 
18) Die Grundsätze für den Anspruch der Erzb. Beamten auf regel- 


mässigen Erholungsurlaub sollen in einer besonderen (bislang noch nicht 
publizierten) Verordnung festgestellt werden ($ 19 Abs. 3 B.St.). 


29) 8.19 Abs. 1’u.:2 B.St., $ 10 Abs: 1.D.P. 8 14 Abs 0m: 
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20) Dieselben Folgen hat schon die blosse Einstellung der Dienst- 
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a) Sistierung des Diensteinkommens mit dem Tage des 
Aufhörens der Dienstleistungen ?'), 


b) Haftung des Beamten für die Kosten der Verwaltung 
seines Dienstes, auch soweit das sistierte Dienst- 
einkommen sie nicht deckt, sowie für allen Schaden, 
welcher der Kirche aus der eigenmächtigen Einstel- 
lung seiner Dienstleistungen erwächst ??), 


c) Rückersatz des für die Zeit nach der Einstellung der 
Dienstleistungen schon verabfolgten Diensteinkom- 
mens ??), 


d) Einleitung eines Disziplinarverfahrens ?*). 


6. Kautionsleistung’). Bei der Uebertragung eines 
Dienstes kann dem Beamten die Pflicht zur Leistung 
einer (Dienst-)Kaution, deren Höhe das Erzb. Ordi- 
nariat festsetzt, auferlegt werden ?°). Die Kaution haftet 
für alle vermögensrechtlichen Ansprüche, welche sich aus 
der Dienstführung des Beamten ergeben ??), einschliesslich 
des Anspruchs auf Ersatz der durch die Schadensermitt- 


führung, sowie jede eigenmächtige Entfernung eines Beamten vom Dienste 
ohne Kündigung ($ 32 Abs. 1, 2, 3 u. 6 B.St.). 

21) 8 32 Abs. 1 B.St,, $ 28 D.P. u. $ 14 Abs. 3 B.G. 

2757828 Ah342 4,06 BiSL, 

22) 8 32 Abs, 3 B.St. 

2) 8 32 Abs. 2 B.St. u. $ 28 D.P. 

25) 8 21 Abs. 1 B.St., anders $ 7 Abs. 1 B.G. u. $ 10 Abs. 1 D.O. 
Die D.P. enthält keine Bestimmungen über „Kautionsleistung“. 

26) Hierdurch setzt sich die Kirchenregierung in einen auffälligen 
Gegensatz zur staatlichen Praxis. Während der Staat schon seit ge- 
raumer Zeit (vgl. Idh. V.O. vom 24. Dezember 1896 die kautionspflich- 
tigen Beamten betr.) die Pflicht, Kaution zu leisten, auf diejenigen Be- 
amten, welche mit der unmittelbaren Verwaltung und Aufbewahrung 
von Geldern und sonstigen Vermögenswerten betraut sind, beschränkt 
hat, führt die Kirche diese neu ein und zwar ohne Beschränkung auf 
gewisse Beamtenkategorien und ohne Festsetzung eines Maximums. 

??7) Bezüglich der Aktivlegitimation vgl. S. 129. 
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lung und die Geltendmachung der Forderung erwachsenen 
Kosten ?®) 2°), 


II. Ausserdienstliche Pflichten. 


1. Beobachtung eines achtungswürdigen Verhal- 
haltens ausserhalb des Dienstes, das den Gesetzen 
der Kirche, den Vorschriften der Sittlichkeit, der Würde 
und dem Zwecke des Amts entspricht ®). Zuwiderhand- 
lungen hiergegen unterliegen disziplinargerichtlicher Ahn- 
dung’). 

2. Anzeige der beabsichtigten Verehlichung°?). Der 
Beamte hat spätestens 6 Wochen vor dem der Ehe- 
schliessung vorangehenden ersten Aufgebot dem Erzb. 
ÖOrdinariat von seiner Absicht, eine Ehe einzugehen, 
schriftliche Anzeige°’) zu erstatten, worüber ıhm eine 
Bescheinigung ausgestellt wird. Das Erfordernis einer 
rechtzeitigen Anzeige gewährt dem Ördinariat die 
Möglichkeit, zu prüfen, ob etwa die beabsichtigte 
Verehlichung nach den persönlichen Verhältnissen des 
Beamten und insbesondere nach denen der Braut zu 
Beanstandungen vom Standpunkt der kirchlichen Gesetze 
und der dienstlichen Interessen ’*) Anlass gibt. Zu- 


23'891 Abs. 2 B.St., 8 7.Abs. 2/B.Gru2 8710 Abs2EDa 

>) Nicht aber auch der Kosten der etwaigen Untersuchung und 
Straferstehung. 

»9),810: B.St,, 827 DR. 88 Abs.21 B.G- u./S7ATApSBEE 

>31) 8 75 lit. a in Verb. mit $$ 78, 81 u. 91 B.St. 

»2) 8 15 Abs. 1 B.St. u. $ 11 Abs. 1 B.G. in Verb. mit $ 8 Abs. 1 
u. 2 der ldh. V.O. vom 27. Dezember 1889 die Pflichten der Beamten betr. 

3) In der Anzeige ist anzugeben: 

1. Name, Alter, Konfession und Wohnort der Braut, 

2. Namen, Beruf und Wohnort der Eltern der Braut ($ 15 Abs. 2 

B.St., ähnlich $ 8 Abs. 2 oben zit. V.O.). 
»+) 7. B. die Verehelichung mit einer sittlich bescholtenen Person 
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treftendenfalls macht das Ordinariat dem Beamten ent- 
sprechende Eröffnung und stellt dem unwiderruflich 
angestellten Beamten disziplinäres Einschreiten, dem 
widerruflich angestellten Kündigung für den Fall in 
Aussicht, dass er die Ehe dennoch eingeht ??), bezw. dass 
sich infolge der Eingehung der Ehe Unzukömmlichkeiten 
ergeben ’®). Im einzelnen bestimmt nun das Statut: 


a) Unterlässt ein Beamter die vorgeschriebene An- 
zeige, so steht seinen Hinterbliebenen ?°) selbst dann 
ein Anspruch auf Versorgungsgehalt nicht zu °®), wenn 
seine Ehe auch nachträglich zu Bedenken im Sinne 
von 815 Abs. 3 nicht Anlass gegeben hat. 

b) Hat ein Beamter eine Ehe eingegangen, gegen 
welche vor ihrem Abschluss das Ordinariat unter 
Angabe der Gründe den Einwand erhoben hat, dass 
sie den Interessen der Kirche oder des Dienstes wider- 
streite, ohne dass jedoch ein Anlass zu disziplinärem 
Einschreiten im Sinne von $ 15 Abs. 3 vorgelegen 
hätte, so sind dadurch seine Hinterbliebenen ?”) des 
Anspruchs auf Versorgungsgehalt verlustig gegan- 
gen ??). 

c) Unterlässt ein Beamter die vorgeschriebene An- 
zeige und gibt seine Ehe nachträglich zu den *°) 


würde zweifellos das im Beruf erforderliche Ansehen des Beamten 
schädigen. 

»5) Dass die Ehe dennoch eingegangen, genügt zu disziplinärem 
Einschreiten bezw. zur Kündigung; es ist nicht erforderlich, dass sich 
infolge der Eingehung der Ehe Unzukömmlichkeiten ergeben haben ($ 15 
Abs. 3 B.St.). 

20178515 Abs. 8°B.St. n2.8 9916. V.O. 

®7) Aus dieser Ehe. 

3%) $ 66 Abs. 2 B.St. (wohl aber einen Anspruch auf Sterbe- 
gehalt). 

22) 8 66 Abs. 8 B.St. 
40) 8 15 Abs. 3 B,St. 
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erwähnten Bedenken Anlass, so entfallen für seine 
Hinterbliebenen ?”’) die Ansprüche auf Sterbe- und 
Versorgungsgehalt *?) #?). | 

d) Werden bei der Eheschliessung die Vorschriften 
der katholischen Kirche nicht beobachtet*®®), 
so gilt das Beamtenverhältnis in allen Fällen **) als 
mit sofortiger Wirkung aufgelöst *°). 


3. Die Besorgung von Nebenbeschäftigungen‘*®°), die 
mit der Uebernahme von Verpflichtungen gegen Dritte 
verbunden sind, ist ohne ausdrückliche und besondere 
urkundliche Genehmigung des Erzb. Ordinariats unter- 
sagt*‘). Besteht die Nebenbeschäftigung in dem Be- 
triebe eines «ewerbes*®) irgendwelcher Art, so ist 


2,8115 Abs.4 B.St: 

#2) Ob gegen einen solchen Beamten auch disziplinär vorgegangen 
werden kann, ist eine Frage der Auslegung (vgl. $7 Abs. 3 B.St. bezw. 
S. 56).: Arg. a minore ad maius ist sie zu bejahen (vgl. $ 15 
Abs. 3 B.St.). 

3) Z. B. falls die Braut akatholisch sein sollte, die Vorschriften 
der katholischen Trauung und der katholischen Kindererziehung. 

#4) Bei unwiderruflich wie bei widerruflich angestellten Beamten. 

45) & 15 Abs. 5 B.St. 

#6) Unter Nebenbeschäftigung versteht man eine ausserhalb des 
dienstlichen Pflichtkreises stattfindende Betätigung der Arbeitskraft. Ob 
die Besorgung eines Nebenamtes, d.h. die nicht auf einer Uebertragung 
seitens der Dienstbehörde beruhende Versehung einer ausserhalb des 
dienstlichen Pflichtenkreises gelegenen Stelle z. B. im Kommunal- und 
Korporationsdienst ebenfalls genehmigungspflichtig ist, wird im B.St. 
nicht gesagt. Jedenfalls bedarf ein Erzb. Beamter, der kraft öffent- 
lichen Rechts zur Uebernahme bestimmter ehrenamtlicher Verrichtungen 
z. B. als Vormund, Schöffe, Geschworener verpflichtet ist, einer Genehmi- 
gung im Sinne von $ 16 Abs. 1 B.St. nicht. Nach dem Wortlaut des $ 16 
Abs. 1 ist zweifellos auch das Bücherschreiben, soweit es mit Verpflich- 
tungen gegenüber dem Verleger verbunden ist, eine im Sinne von $ 16 
Abs. 1 genehmigungspflichtige Nebenbeschäftigung. 

27) 8 16 .Abs. 1 B.St.,’89 D.P., 812 Abs.1 B.G. in Verb anıasaız 
zu... Qeus8 SeAbsy1EU2270.02 

48) Der Begriff „Gewerbe“ im Sinne von $ 16 Abs. 2 BSt. geht 
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eine Genehmigung im Sinne von $ 16 Abs. 1 auch dann 
erforderlich, wenn dieser Betrieb durch die Ehefrau oder 
einen im Hausstande befindlichen Angehörigen oder Be- 
diensteten desselben stattfinden soll*°) 5%). Die Erstat- 
tung eines aussergerichtlichen Sachverständigengut- 
achtens bedarf in jedem einzelnen Falle der Genehmi- 
gung des Ordinariats°!). Die auf Grund des $ 16 erteilten 
Genehmigungen sind jederzeit widerruflich ??) ?°). Für 
allen Schaden, welcher der Kirche aus einer genehmigten 
oder nicht genehmigten Nebenbeschäftigung erwächst, 
haftet der Beamte °*) 5°). 


über den in der kewerbeordnung hinaus. Er bedeutet jeden zum Zweck 
der Gewinnerzielung in der Absicht der Wiederholung stattfindenden 
Betrieb von Geschäften, welche in der Verarbeitung von Sachen, im 
Handel oder in der Darbietung persönlicher Dienste bestehen, nicht aber 
die Urproduktion, die Jagd, Fischerei und Landwirtschaft. Uebrigens 
ist nicht schon zum Besitz einer gewerblichen Anlage oder zur Teil- 
haberschaft an einem solchen Unternehmen die Genehmigung erforder- 
lich, sondern nur zum wirklichen Betrieb. 

BES I6F Abs 2% BSE,SSW12T Abs. 2 HZ 177 B.GA unde 8128 
Abs. 3 DO. 

50%) Der Betrieb von Nebengeschäften durch einen Erzb. Beamten 
oder einen der in $ 16 B.St. bezeichneten Angehörigen seines Haus- 
standes ohne Genehmigung oder nach deren Widerruf ist ein Disziplinar- 
vergehen im Sinne von 8 75 lit. 1 B.St. und zieht ausser der im $ 17 B.St. 
genannten Haftung eine Ordnungs- bezw. Disziplinarstrafe nach Massgabe 
der $S 78, 81 bezw. 91 Abs. 1 B.St, nach sich. 

BIS 1oHAbs, 3.5.86, 8.10. B.G..und286 zit. V.OF sowie 818 
Abs. 2 D.O. 

SES2162ApE24:.B.86.8 12 Abs. 3 B.G7 US 8 Abs 4>D.0. 

>®) Durch die Bestimmungen des $ 16 B.St. soll verhütet werden, dass 
der Beamte seinen Amtspflichten entzogen werde oder sich in Neben- 
beschäftigungen einlasse, die für seine Amtsstellung unpassend und un- 
schicklich sind. 

54) 8 17 B.St. Eine derartige Bestimmung kennt weder die D.P. 
noch das B.G. noch die D.O. 

55) Auf die im Ruhestand befindlichen Beamten finden die $$ 16 
u. 17 B.St. keine Anwendung. 
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4. Die Annahme von Belohnungen oder Geschen- 


ken, welche Erzb. Beamten‘) von anderen Personen 


als ihren dienstlichen Vorgesetzten im Zusammenhange 
mit dem Dienste oder ihrer dienstlichen Stellung angeboten 
werden, ist ohne &enehmigung des Ordinariats nicht ge- 


En 


stattet?”) 5%). Zuwiderhandlungen gegen dieses Verbot 


werden nach Massgabe von 8 74 bestraft 5”). 


B. Rechte der Erzb. Beamten. 


I. Recht auf ein Amt. 


Ein klagbares Recht auf ein Amt, d. h. auf Belassung 
in der Ausübung kirchendienstlicher Funktionen !) kommt einem 
Erzb. Beamten nicht zu. Der Ordinarius kann jederzeit jeden 
kirchlichen Beamten unbeschadet seines Ranges, seines Titels 
und seiner vermögensrechtlichen Ansprüche aus wichtigen dienst- 
lichen Gründen seiner Amtsgeschäfte entheben ?). Ebensowenig 
hat ein Erzb. Beamter einen Anspruch auf Belassung in dem- 
selben Amt. Jeder Beamte kann vielmehr auf eine andere, 
nach dem Ermessen des Ordinarius seinen Fähigkeiten und 
seiner beruflichen Ausbildung entsprechende Stelle versetzt 
werden, sofern er dadurch keine Minderung seines Dienstranges 
und seiner ihm urkundlich zugesicherten Gehaltsansprüche er- 
leidet °). 


56%) Auch den im Ruhestand befindlichen (vgl. auch $ 15 Abs. 1 
B.G.). 

57) Zweck des $ 18 B.St. ist die Wahrung der Unabhängigkeit 
der amtlichen Stellung. 

SIE S A 32B181,,5218, BG EU2STIID.O: 

5%) Bezüglich der Strafen vgl. $$ 78, 81 u. 91 B.St. 

118,35 7Abst [EB .Staevelsanch ST LIE.rU 8.28: 

2) 8 25 Abs. 2 B.St. 

2, 8 12 B.8t.,0816 Satz’ 27. D.P., 8.50 Abs, ICBGssuerzE 
Abs. 2 D.O. 
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II. Persönliche Rechte. 


1. Titel: Der mit dem übertragenen Amt verbundene 
Titel wird in der Anstellungsurkunde näher bezeichnet). Das 
Recht auf die Führung des Amtstitels erlischt: 


a) bei Kündigung des Beamtenverhältnisses mit dem Ab- 
‚lauf der Kündigungsfrist ?), 

b) bei eigenmächtiger Entfernung vom Dienste %) mit dem 
Tage der eigenmächtigen Entfernung '), 

c) bei Verurteilung des Beamten wegen eines Verbrechens 
oder eines Vergehens, bei welchem das R.St.G.B. die 
Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte zulässt, 
mit der Rechtskraft des Urteils °), 

d) bei Entfernung eines Beamten aus dem kirchlichen 
Beamtenverhältnis im Disziplinarweg mit der Rechts- 
kraft des Disziplinarerkenntnisses ?). 


Bei jeder anderweitigen Beendigung des Beamtenverhält- 
nisses bleibt der Titel mit einem entsprechenden, das ausser- 
dienstliche Verhältnis bezeichnenden Zusatz belassen 1%). 

2. Rang!!): Der Rang ist das Zeichen der hierarchi- 
- schen Abstufung innerhalb des Behördenorganismus und be- 
' zeichnet das Verhältnis der Ueber- oder Gleichordnung von 
Behörden zu anderen Behörden !?). Das Beamtenstatut regelt 


4%) 86 Abs. 1 B.St. 

5) 8 30 in Verb. mit 8$ 28 u. 29 B.St. 

6) Sei es ohne Urlaub oder ohne Kündigung, falls der Beamte sich 
nicht binnen 30 Tagen nach seiner eigenmächtigen Entfernung seiner 
vorgesetzten Behörde stellt, oder sei es vor Ablauf der Kündigungsfrist. 
?) 8 32 Abs. 1,4 u. 5 B.St. 
°) 8 73 B.St., vgl. auch S. 64 Anm. 13 Ziff. 3 
>78,91 ıth BSG 
°) Vgl. auch $ 25 Abs. 2 B.St. (S. S0). 

11) Vom „Rang“ handelt das B.St. in den $$ 5, 12, 25 Abs. 2, 32 
Aus. 4 u. 5, 73 u. 91 lit. h. 
22) Vol. Eckert S. 69. 
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nur das Rangverhältnis der höheren Erzb. Beamten !?). Be- 
züglich der niederen Beamten dient als Ergänzung der Per- _ 
sonalschematismus der Erzdiözese Freiburg !*). Hinsichtlich 
des Verlustes des Ranges gilt dasselbe wie bei dem Titel !°). 
Titel und Rang kommen einem Beamten nicht nur bei Aus- 
übung seines Amtes und im dienstlichen Verkehr zu, ihr Ge- 
brauch steht ihm auch ausserhalb seines Dienstes frei. 


Ill. Vermögensrechte. 


Ausser den persönlichen Rechten gewährt die Kirche ihren 
Beamten zur Sicherung: ihrer wirtschaftlichen Existenz und 
Stellung wie derjenigen ihrer F'amilie vier wichtige Vermögens- 
rechte, und zwar für die Dauer der Bekleidung eines Amtes 
das Recht auf Diensteinkommen (Gehalt und Wohnungsgeld), 
für die Zeit der Zuruhesetzung das Recht auf Ruhegehalt und 
für die Zeit nach dem Tode des Beamten das Recht auf Sterbe- 
und Versorgungsgehalt (Witwen- und Waisengeld). 


1. Recht auf Diensteinkommen. 


Das wichtigste der Vermögensrechte ist das Recht auf 
das Diensteinkommen. Der Anspruch des Beamten auf das 
ihm in der Anstellungsurkunde zugesicherte Diensteinkommen 
ergibt sich aus der Natur dieser Bezüge als Gegenleistung 


3) Nach $ 5 B.St. ist der Rang der höheren Erzb. Beamten fol- 
gender: 

1. die Kollegialmitglieder des Ordinariats, 

2. die Kollegialmitglieder des kathol. Oberstiftungsrats, 
3. die Vorstände der Erzb. Bauämter, 
. der Vorstand der Erzb. Stiftungsverwaltung, 
. die Hilfsarbeiter und der Sekretär des Ordinariats. 

'*) Vgl. Personalschematismus der Erzdiözese Freiburg 1903 8. 5 
bis 9, sowie insbesondere oben 8. 66 f. 

5) Vgl. II. Ziff. 1 lit. a—d (S. 81). 


osr$ u 
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der Kirche für die ihr bewirkten Dienste des Beamten !°). 
Da der Beamte seine ganze Zeit und Kraft dem Amte, das 
er innehat, widmet, bleibt für ihn die Möglichkeit ausge- 
schlossen, durch anderweiten Erwerb den nötigen Lebensunter- 
halt für sich und seine Familie zu verdienen. Die Kirche 
übernimmt darum die Verpflichtung, für den Lebensbedarf des 
Beamten durch Gewährung eines Diensteinkommens Sorge zu 
tragen. Der Anspruch des Beamten auf das Diensteinkommen, 
. der, wiewohl er einem Verhältnis des öffentlichen Rechts 
entspringt, doch zugleich einen privatrechtlichen Charakter 
hat, kann wie jedes andere Vermögensrecht im Weg der Klage 
vor den bürgerlichen Gerichten verfolgt werden 1”). Indessen 
ist der Schutz, den der Beamte in Bezug auf sein Dienstein- 
kommen geniesst, nicht umfassender oder wirksamer, als er 
ihm bezüglich der Belassung in seiner Amtsstelle oder im Be- 
amtenverhältnis überhaupt gewährt ist!®). Wo das Dienst- 
verhältnis auch gegen den Willen des Beamten im Weg der 
Kündigung oder des disziplinären Einschreitens aufgelöst oder 
zum Nachteil des Beamten geändert werden kann, ist ein 
Rechtsanspruch auf Belassung oder Gewährung eines bestimmten 
' Diensteinkommens nicht gegeben. Im einzelnen hat das Be- 


16) Bezüglich der unwiderruflich angestellten Beamten wird im $ 24 
' B.St. sogar ausdrücklich bestimmt, dass diese nach Massgabe des B.St. 
und der auf Grund desselben bezw. der D.P. von dem Beamten erlangten 
besonderen vermögensrechtlichen urkundlichen Zusicherungen einen An- 
spruch auf lebenslängliche materielle Versorgung haben. 

12), Vgl. 8 1 Abs. 2 in Verb. mit $ 22 Abs. 1 u. 2 B.St. 

$1Abs. 2: „Das Erzb. Beamtenverhältnis ist ein öffentlichrechtliches. 
Es wird geregelt durch die kirchlichen Gesetze und Verordnungen und 
erzeugt privatrechtliche Ansprüche nur in vermögensrechtlicher Hinsicht.“ 

$22 Abs. 1u.2: „Gegenüber den vermögensrechtlichen Ansprüchen 
Ges Beamten aus seinem Dienstverhältnis gilt als privatrechtlich Ver- 
pflichteter die Kasse, aus welcher sein Gehaltsbezug entrichtet wird. 
Entbehrt diese Kasse eigener juristischer Persönlichkeit, so gilt die katho- 
lische Kirche des Erzbistums Freiburg als Verpflichtete“ (vgl. auch S. 60 
Anm. 9). 

18, Vol. Eckert S. 71. 
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amtenstatut folgende auf das Diensteinkommen bezügliche Be- 
stimmungen getroffen: | 


a) Das Diensteinkommen im allgemeinen. 


Das Diensteinkommen eines etatmässigen Beamten be- 
steht aus Gehalt und Wohnungsgeld 1?) 2°). Die Summe des 
bewilligten Gehalts und Wohnungsgelds?!) bildet den Ein- 
kommensanschlag??). 

Die Zahlung des Diensteinkommens erfolgt vierteljähr- 
lich ??) bezw. monatlich **). Der Anspruch auf die Zahlung 
des Diensteinkommens, sowie der sonstigen Bezüge des Be- 
amten kann von diesem nur insoweit abgetreten, ver- 
pfändet oder sonst übertragen werden, als diese Bezüge 
der Pfändung unterworfen sind (d. h. soweit sie 1500 M. + !s 
des Mehr übersteigen) ?°) ?°). 

Das Diensteinkommen wird sistiert: 

1. wenn ein Beamter eigenmächtig ohne vorher oder nach- 


DI SSSA Abe WM B.S% 

2°) Naturalbezüge werden bei der Festsetzung des Diensteinkommens 
in Geld angeschlagen und in den Gehalt eingerechnet ($ 34 Abs. 2 B.St,, 
s 13 Abs. 2 der Gehaltsordnung vom 24. Juli 1888 u. $11 Abs. 2 D.O.). 

*”!) Nebengehalt, Funktionsgehalt, etwa bewilligtes Bureauaversum 
und Gebühren bleiben bei dem Einkommensanschlag ausser Betracht 
($ 40 Abs. 2 B.St.). 

22) 8 40 Abs. 1 B.St. u. $ 18 B.G. 

>) Bei den Kollegialmitgliedern des Ordinariats und des kath. Ober- 
stiftungsrats, sowie bei den Vorständen der Erzb. Bauämter und der 
Erzb. Stiftungsverwaltung und zwar auf den 16. des zweiten Monats des 
Kalendervierteljahres ($ 41 B.St., $ 5 D.P. u. $ 86 Abs. 2 B.G.). 

”4) Bei allen in Anm. 23 nicht genannten Beamten und zwar je- 
weils auf den 16. des Monats ($ 41 B.St. u. $ 86 Abs. 1 B.G.). 

25) 8 42 Abs. 1 B.St. in Verb. mit 8 850 Ziff. 8 C.P.O. (nicht $ 811 
C.P.O., auf den das B.St. hinweist) u. $ 1 K.O., $ 5 D.P., $87 Abs. 1 
B.G. u. $ 20 Abs. 1 D.O. (vgl. auch S. 60 Anm. 8 Ziff. 3). 

26) Die Benachrichtigung an die auszahlende Kasse hat durch eine 
der Kasse auszuhändigende öffentliche Urkunde zu geschehen ($ 42 Abs. 2 
B,St.0..8:87 Als.227B:G.). 
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träglich bewirkten Urlaub ?°) oder ohne Kündigung oder vor 

Ablauf der Kündigungsfrist seinen Dienst verlässt ?8) 2°), 
2. wenn gegen einen Beamten ein straf- oder disziplinar- 

gerichtliches Verfahren anhängig ist?®) 3%), 

Der Anspruch auf das Diensteinkommen erlischt: 


1. bei Kündigung des Beamtenverhältnisses mit dem Ab- 
lauf der Kündigungsfrist ??), 

2. bei eigenmächtiger Entfernung eines Beamten vom 
Dienste®®) mit dem Tage seiner eigenmächtigen Ent- 
fernung °%), 

3. bei einem nach $ 25 Abs. 2 B.St.°5) seiner Amtsge- 
schäfte enthobenen noch nicht 65 Jahre alten Beamten, 
der, obwohl der Nachweis vom Eintritt seiner Dienst- 
unfähigkeit ?®) nicht als erbracht angesehen wird, auf Ver- 
langen der zuständigen Stelle ?°) nicht binnen 3 Monaten 
— von der ergangenen Aufforderung an — den Dienst °®) 
wieder antritt, mit dem Ablauf dieser 3 Monate 3°), 


Vol S719FAbs..1 u82.D.8t. 
°) Und zwar hier mit dem Tage des Aufhörens der Dienst- 
leistungen. 

FIR 32 Abs. 1.5.86.10.8923 D.P. 

0%) Hier kann (muss aber nicht!) das Ordinariat die einstweilige 
Sistierung seines Diensteinkommens anordnen. 

1) 8 93 B.St. 22,78730 Bst. 

lovel Anm, 69761). 

34) 8 32 Abs. 1, 4 u. 5 B.St. 

5) Der Ordinarius kann jeden kirchlichen Beamten jederzeit — je- 
doch unbeschadet seiner vermögensrechtlichen Ansprüche — aus wichtigen 
dienstlichen Gründen seiner Amtsgeschäfte entheben. 

36) Die Dienstunfähigkeit ist durch ärztliche Zeugnisse nachzuweisen. 
Die vorgesetzte Dienstbehörde ist befugt, die Untersuchung des betreffen- 
den Beamten durch bestimmte Aerzte anzuordnen. Die Entscheidung 
darüber, ob der Nachweis der Dienstunfähigkeit erbracht ist, bleibt dem 
Ordinarius vorbehalten ($ 44 Abs. 2 B.St.). 

37) Zuständig ist die Stelle, von der die Anstellung ausgegangen ist. 

38) Vgl. Anm. 104 (S. 95). 

#9) 8 55 B.St. (ähnlich $$ 49 Abs. 3 u. 50 Ziff.3 B.G.). 
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4. bei einem nach $ 25 Abs. 2 B.St.*°) seiner Amtsge- 
schäfte enthobenen Beamten, der einen nicht kirchlichen 
Dienst oder einen kirchlichen Dienst ausserhalb der 
Erzdiözese übernimmt, ohne hiervon dem Ordinariat An- 
zeige zu erstatten, mit dem Tage der Uebernahme jenes 
Dienstes *}), 

bei einem Beamten, der wegen eines Verbrechens oder 

Vergehens, bei welchem das R.St.G.B. die Aberken- 

nung der bürgerlichen Ehrenrechte zulässt *?), rechts- 

kräftig verurteilt wird, mit der Rechtskraft?) des Ur- 
teils **), 

6. bei einem Beamten, bezüglich dessen im staatlichen Straf- 
verfahren auf Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
oder im kirchlichen Disziplinarverfahren auf Entfernung 
aus dem kirchlichen Dienste erkannt worden ist5), mit 
dem Tage der Sistierung seines Diensteinkommens 4°) 47), 


OT 


20) Vol: Anm. 39.(9..89). 
AED LEAST SD. St 

42) Vgl. S. 64 Anm, 13 Ziff. 3. 
43) Die Rechtskraft tritt ein: 


1. mit dem Erlass (nicht der Zustellung an den nicht anwesenden 
Angeklagten) einer durch Rechtsmittel nicht mehr anfechtbaren 
Entscheidung, 

2. mit dem Ablauf der Rechtsmittelfrist, 

3. mit dem Verzicht auf das Rechtsmittel, 

4. mit dessen Zurücknahme. 
=) 


$ 73 B.St. 

45) 895 Abs. 1 B.St. Die Einlesung eines Rechtsmittels gegen das 
Strafurteil oder Disziplinarerkenntnis ist auf die einstweilige Sistierung 
des Einkommens ohne Einfluss ($ 95 Abs. 2 B.St.). 

#6) Wurde das Diensteinkommen nicht sistiert (vgl. $ 93 8. 85 
Anm. 30), so erlischt der Anspruch darauf erst mit der Rechtskraft des 
Urteils (vgl. oben Anm. 43) bezw. mit der Entfernung aus dem kirch- 
lichen Beamtenverhältnis. 

ar, 8 95 in Verb. mit $$ 32 Abs. 1 u. 93 B.St. (vgl. Anm. 29 
uasl) 
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b) Der Gehalt. 


Die Höhe und der Anfangstermin des Gehalts werden in 
der Anstellungsurkunde *®) näher bezeichnet*?). Der Höchst- 
gehalt soll regelmässig spätestens mit dem 50. Lebensjahr des 
Beamten erreicht werden °°). Hiernach wird der dem einzelnen 
Beamten zu bewilligende Anfangsgehalt bemessen °}). 

Der Anspruch auf die in der Anstellungsurkunde in Aus- 
sicht gestellten Zulagen gilt mit dem Ablauf der festgesetzten 
Zulagefrist ipso iure erworben, sofern nicht vorher vom Ordi- 
nariat die einstweilige Aussetzung der Zulage verfügt°?) oder 
der Anspruch auf die Zulage durch Disziplinarerkenntnis ab- 
erkannt ist°®). Die Zulagefristen laufen stets vom 1. Tage 
eines Kalendervierteljahres an und zwar, wenn der Beginn des 
Grehaltsbezuges in die ersten 2 Monate eines Kalenderviertel- 
jahres gefallen ist, von dem 1. Tage desselben Kalenderviertel- 
jahres ab; wenn aber der Beginn des Gehaltsbezuges in den 

48) Dabei werden ausserdem entweder Höchstgehalt, Höhe und Frist 
der Zulagen ziffermässig angegeben, oder es wird die anzuwendende Ab- 
teilung und ÖOrdnungsziffer des kirchlichen oder staatlichen Gehaltstarifs 
benannt ($ 6 Abs. 2 B.St.). 

#9) 8 6 Abs. 1 B.St. 50,8 35 Abs. 1 B.St. 

a8 25 Abs. 2 B.St. 

52) Die einstweilige Aussetzung der Zulage kann vom ÖOrdinariat 
verfügt werden, wenn gegen den Beamten ein Disziplinarverfahren oder 
ein staatliches Straf-(Ermittelungs-, Untersuchungs-, Haupt-)Verfahren im 
Laufe ist ($ 37 Abs. 1 B.St. u. $ 10 zit. Gehaltsordnung). Erfolgt in dem 
Disziplinarverfahren oder dem staatlichen Strafverfahren und dem etwa 
nachträglich wegen der den Gegenstand des letzteren bildenden Tatsachen 
eingeleiteten Disziplinarverfahren ein Freisprechungs- oder Einstellungs- 
erkenntnis gegen den Beamten, so entfällt mit dessen Rechtskraft die 
Aussetzung der Gehaltszulage ($ 37 Abs. 2 B.St.). Andernfalls bleibt ein 
Disziplinarerkenntnis über die Bewilligung der Zulage vorbehalten, falls 
dem Ordinariat deren Bewilligung nicht ohne weiteres angezeigt erscheint 
($ 37 Abs. 3 B.St.). 

59) 8 36 in Verb. mit $ 91 Abs. 1 lit.d. B.St..u. $ 9 Abs, 1 zit. 
Gehaltsordnung, anders D.O. 
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3. Monat eines Kalendervierteljahres gefallen ist, von dem 
1. Tage des nächsten Kalendervierteljahres an °*). 

Remunerationen werden für die ordentlichen Dienst- 
leistungen eines Beamten nicht gewährt’°). Für einen 
Nebendienst kann nach dem Ermessen des Ordinariats ein 
Nebengehalt bewilligt werden‘). Bei einstweiliger Ver- 
sehung einer höheren Amtsstelle wird regelmässig eine an- 
gemessene besondere Vergütung — Funktionsgehalt — 
neben dem Gehalt des von dem Beamten bekleideten Amtes 
gewährt”). 

Eine Verminderung des Gehaltes tritt bei einer über 
ein Jahr dauernden Krankheit oder bloss teilweisen Dienst- 
unfähigkeit eines Beamten in der Weise ein, dass ihm von da 
an — wenn die Zuruhesetzung nicht angezeigt erscheint — 
die Kosten eines Dienstverwesers oder Hilfsbeamten insoweit 
auferlegt werden, als dadurch sein Gehalt nicht unter den Be- 
trag des ihm bei Zuruhesetzung nach $ 51 zustehenden Ruhe- 
gehalts°) und jedenfalls nicht unter °'s des Einkommens- 
anschlags verringert wird’°). Eine dauernde Minderung des 
Gehalts 6%) — jedoch um höchstens !;s des bereits erlangten 


38 B.St. u. $ 9 Abs. 2 zit. Grehaltsordnung. 
8 39 Abs. 1 B.St. u. $ 18 Abs. 1 D.O. 

SE)L87397Ab8,22.B,SE: 

5, 8 39 Abs. 3 B.St. u. $ 11 zit. Gehaltsordnung. 

55) 8 51 B.St.: „Wird ein Beamter deshalb dauernd oder einstweilen 
in Ruhestand versetzt, weil dem Ordinarius die Aufhebung der von ihm 
innegehabten Amtsstelle geboten erscheint, so wird, falls die Versetzung 
in den Ruhestand nicht durch ein Disziplinarerkenntnis verfügt wurde, 
zu seinem tarifmässigen Ruhegehalt ($S$ 48 u. 49 B.St.) in den ersten 
9% Jahren nach Aufhören des Bezuges seines Diensteinkommens ein Zu- 
schlag von so viel Prozent des Einkommensanschlags gewährt, als zur 
Erreichung des Betrages von 80% des Einkommensanschlags fehlen.“ 
Vgl. auch $45 Abs. 1 Ziff. 4 B.St. 

59, 8 20 B.St., $ 10 Abs. 2 D.P., anders $ 28 Ziff. 3 B.G. u. $ 28 
Zi. 3 D.O. 

60) Wie auch des Wohnungsgelds (vgl. $ 91 Abs. 1 lit. e B.St.). 


34) S 
55) 


{ 
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— kann auch als Disziplinarstrafe nach vorangegangenem 
Disziplinarverfahren verfügt werden °'). 


c) Das Wohnungsgeld. 


Ein wesentlicher und zugleich veränderlicher Bestandteil 
des Diensteinkommens ist neben dem Gehalt das Wohnungs- 
geld. Dasselbe dient namentlich zur Ergänzung und billigen 
Ausgleichung des Diensteinkommens. Denn da der Beamte 
angewiesen ist, an dem Ort seiner Amtsstelle Wohnung zu 
nehmen ohne Rücksicht darauf, ob die Preise daselbst hoch 
oder nieder sind, und ob der betreffende Ort gross oder klein 
ist, so würden oft Beamte mit gleichem Gehalt je nach der 
Höhe des Mietzinses in Wirklichkeit doch sehr ungleich be- 
soldet sein. Anderseits ist auch die soziale Rangstellung des 
Beamten in Betracht zu ziehen‘?). Allgemeine Grundsätze, 
nach welchen bei der Bemessung der Höhe des Wohnungs- 
gelds verfahren wird, stellt das Beamtenstatut nicht auf. Es 
wird daher das zu gewährende Wohnungsgeld in jedem ein- 
zelnen Fall in der Asnstellungsurkunde festgesetzt‘). Für 
Dienstwohnungen ®*) ist der Beamte zur Entrichtung eines 
mässigen Mietzinses nach Ermessen des ÖOrdinariats ver- 
pflichtet 5). 


6) 891 Abs. 1 lit.e in Verb. mit $95 Abs. 1 B.St., wonach, wenn 
im kirchlichen Disziplinarverfahren auf Einkommensminderung erkannt 
ist, dieses Erkenntnis bezüglich der Ansprüche des verurteilten Beamten 
auf Diensteinkommen bezw. Ruhegehalt ($ 91 Abs. 2 B.St.) vom Beginn der 
einstweiligen Sistierung wirkt. Die Einlegung eines Rechtsmittels gegen 
das Disziplinarerkenntnis ist auf die einstweilige Sistierung des Ein- 
kommens ohne Einfluss. 

62) Vgl. Eckert 8. 75. 

63) 8 6 Abs. 1 B.St.: „in der Anstellungsurkunde werden die dem 
Beamten bewilligten Bezüge (zu denen auch das Wohnungsgeld gehört) 
bezeichnet.“ 

64) Die Gewährung einer Dienstwohnung ist auf die Bemessung des 
Diensteinkommens ohne Einfluss ($ 34 Abs. 3 Satz 2 B.St.). 

65) $ 34 Abs. 3 Satz 1 B.St. 
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2. Recht auf Ruhegehalt. 


Mit der Unwiderruflichkeitserklärung °%) seiner Anstellung 
erwirbt der Erzb. Beamte einen Rechtsanspruch auf Ruhe- 
gehalt 6”), dessen Zahlung der Kasse obliegt, die zur Zeit der 
Zuruhesetzung des Beamten zur Zahlung des Diensteinkommens 
verpflichtet war‘®). Der in den Ruhestand versetzte Beamte 
untersteht der kirchlichen Disziplinargewalt in derselben Weise 
wie der aktive ?). 

Ein Beamter kann die Versetzung in den Ruhestand be- 
antragen’’): 

1. wenn er durch sein Alter in seiner Tätigkeit gehemmt ist, 

2. wenn er vorher wegen eines körperlichen Gebrechens oder 
wegen Schwäche seiner körperlichen oder geistigen Kräfte 
dienstunfähig ?!) geworden ist. 


66) Ein nur widerruflich angestellter Erzb. Beamter hat keinen 
Rechtsanspruch auf Ruhegehalt. Jedoch kann ihm ein nach Lage des 
Falls zu bemessender Ruhegehalt gewährt werden, wenn er 

1. nach mindestens 20 Dienstjahren das 65. Lebensjahr im aktiven 
Dienste erreicht hat, oder 

2. infolge einer Krankheit, Verwundung oder sonstigen Beschädigung, 
die er nachgewiesenermassen bei Ausübung seines Dienstes oder 
aus Veranlassung desselben ohne eigenes Verschulden sich zuge- 
zogen hat, dienstunfähig geworden ist. 

Die Entscheidung, ob die Voraussetzungen von Ziff. 1 oder 2 vor- 
liegen, sowie die Bemessung des Ruhegehalts bleibt dem Ordinarius vor- 
behalten ($ 46 B.St., ähnlich $ 35 D.P., SS 34 Abs. 2 Ziff. 2 u. 46 B.G., 
sowie $30 D.O. Das B.G. und die D.O. nennen einen derartigen Ruhe- 
gehalt „Unterstützungsgehalt“). 

e) 8 43 B.St. SEIEITZIB.SL. 69) 88 60 u. 91 Abs. 2 B.St. 

70,844. Abs. 17B.St. u. 88 28° Ziff. 2 u. 29 Abs. 1 BO Ran 
sionierung auf Ansuchen*). 

1) Die Dienstunfähigkeit ist durch ärztliche Zeugnisse nachzuweisen. 
Die vorgesetzten Dienstbehörden sind befugt, die Untersuchung des die 
Zuruhesetzung begehrenden Beamten durch bestimmte Aerzte anzuordnen. 
Die Entscheidung, ob der Nachweis der Voraussetzungen von Ziff. 1 oder 
2 erbracht sei, bleibt dem Ordinarius vorbehalten ($ 44 Abs. 2 B.St. u. 
$ 29 Abs. 2 B.G.). 


Freiburger Erzb. Beamtenrecht. 91 


Die Versetzung sowohl eines aktiven wie auch eines ??) 
seiner Amtsgeschäfte enthobenen Beamten in den Ruhestand 
kann auch ohne dessen Ansuchen?) erfolgen: 

1. wenn er das 65. Lebensjahr zurückgelegt hat, 

2. wenn er wegen eines körperlichen Gebrechens oder wegen 
Schwäche seiner körperlichen oder geistigen Kräfte nach- 
gewiesenermassen dienstunfähig geworden ist, 

3. wenn er seit mindestens einem Jahr und voraussichtlich 
noch längere Zeit durch Krankheit von der Versehung 
seines Dienstes abgehalten ist, 

4, wenn der Ordinarius die Aufhebung der von dem Be- 
amten innegehabten Amtsstelle für geboten hält, 

5. zur Strafe nach vorangegangenem Disziplinarverfahren 7%). 


Die Grundlage für die Bemessung des Ruhegehalts bildet 
die Anzahl der im aktiven kirchlichen Dienste zugebrachten 
bezw. in der Anstellungsurkunde angerechneten ?°) vollendeten 
Dienstjahre 76) '7). 

1. Ist der Beamte vor seinem vollendeten 35. Lebens- 
jahr in den kirchlichen Dienst eingetreten, so beziffert sich 
der Betrag seines Ruhegehalts: 


a) wenn die Zuruhesetzung vor seinem vollendeten 
30. Lebensjahr erfolgt, auf 40° des Einkommens- 
anschlags, 

b) wenn sie vor seinem vollendeten 35. Lebensjahr er- 
folgt, auf 50% des Einkommensanschlags, 


Gemäss $ 25 Abs. 2 B.St. (vgl. auch Anm. 35 S. 85). 
STAS FA bs. len. 27B.80.,78 31 DIP 8523724 2 U. 37u.80 D.G,, 
sowie $ 28 D.O. („Zwangspensionierung“). 

28:91 Abs.>1 it. 8B.St.(v2l28. 110 Zi 6 Lit..b). 

5,88 Abs. 2 B.St. 

6) Zu denen bei einem gemäss $ 25 Abs. 2 B.St. (vgl. Anm. 35 S. 55) 
B.St. seiner Amtsgeschäfte enthobenen Beamten auch die in dieser 
Stellung zugebrachten Jahre als Dienstjahre hinzuzurechnen sind. 

ZESATD.StaU2S 37. Absı 116. 


°) 
2) 
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c) mit jedem weiteren vollendeten Dienstjahr auf je 

1° des Einkommensanschlags mehr '®). 

2. Ist der Beamte nach seinem vollendeten 35. Lebens- 
jahr in den kirchlichen Dienst eingetreten, so beträgt sein 
Ruhegehalt 50° seines Einkommensanschlags nebst je 1° 
weiter für jedes vollendete bezw. angerechnete Dienstjahr ”?). 

Ergeben sich bei der Berechnung des Ruhegehalts Bruch- 
teile einer Mark, so sind diese auf eine volle Mark auf- 
zurunden®®). Der Minimalbetrag des Ruhegehalts ist 
1400 M. und der Maximalbetrag 80% des Einkommens- 
anschlags °'). 

Eine Erhöhung des Normalbetrags des Ruhegehaie 
tritt ein: { 

1. bei einem Beamten, der infolge der Aufhebung der von 
ihm innegehabten Amtsstelle dauernd oder einstweilen 
in den Ruhestand versetzt wurde °?), in der Weise, dass 
zu seinem tarifmässigen Ruhegehalt®®) in den ersten 
2 Jahren nach Aufhören des Bezugs seines Dienstein- 
kommens ein Zuschlag von soviel Prozent des Ein- 
kommensanschlags gewährt wird, als zur Erreichung des 
Betrages von 80 % des Einkommensanschlags fehlen °*) 35), 

2. bei einem noch nicht zum Bezug eines Ruhegehalts von 
S0 %o seines Einkommensanschlags berechtigten Beamten, 
der durch Anstrengungen im Dienste oder durch einen 


2) 8 48 B,St., anders 832 D.P., 835 Abs. 1u.2 B.G. u. 834D0: 
$ 49 B.St., anders $ 32 D.P., 835 Abs. 1u.2 B.G.u.832D0, 
) $ 51 BSt, $ 48 BG. u. 855 Abs. 3 D.O. 
8 50 B.St., $S 33 Abs. 2 D.P., a S 35 Abs. 3 7B.G7mas 32 
Abs. 3 D.O. 

2) Die Versetzung in den Ruhestand darf aber nicht gemäss $ 91 
Abs. 1 lit. f B.St. durch ein Disziplinarerkenntnis verfügt worden sein ($ 51 
B.St.). 

®3) D. h. der Ruhegehalt nach $$ 48 u. 49 B.St. 

84) S$ 51 Satz 1 B.St. u. 8 36 B. re 

°5) Bei längerer Dauer des Ruhestands entfällt dieser Zuschlag 
wieder ($ 51 Satz 2 B.St.). 
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Unglücksfall, der ihn in oder wegen Ausübung seiner 

Dienstpflicht getroffen hat, dienstunfähig geworden 

ist 86) 87), 

Der Bezug des Ruhegehalts beginnt mit dem Zeit- 
punkte, in welchem der Bezug des Diensteinkommens aufgehört 
hat °8) 8°). 

Der Anspruch auf die Zahlung des Ruhegehalts kann 


von dem Beamten nur insoweit abgetreten, verpfändet 


oder sonst übertragen werden, als er der Pfändung unter- 
worfen ist (d. h. soweit er 1500 M.-- !/; des Mehr über- 


teigt) 2)97), 


Der Ruhegehalt wird vermindert??): 


1. bei einem aus einem anderen Grunde als wegen Auf- 
hebung der von ihm innegehabten Amtsstelle zur Ruhe 
gesetzten Beamten’), der einen nicht kirchlichen oder 
einen kirchlichen Dienst ausserhalb der Erzdiözese über- 
nimmt, um den Betrag, der ihm an Diensteinkommen 
oder Ruhegehalt aus dem neuen Dienst zufliesst ?*), 


»2128752. B.St. 0.8734 D.E: 

8?) Bezüglich des Masses der Erhöhung wird in $ 52 B.St. nur 
gesagt, dass sie „angemessen“ sein soll. Ihre Festsetzung bleibt dem 
Ordinarius vorbehalten. 

62)8 53 Abs. 1 B.St. 

°9) Die Zahlung des Ruhegehalts erfolgt in gleicher Weise wie die 
des Diensteinkommens ($ 53 Abs. 2 in Verb. mit $ 41 B.St., vgl. S. 84). 

»0), 8 42 Abs. 1 B.St. in Verb. mit $ 850 Ziff. 8 C.P.O. u.$S1K.O,, 
EDER. 8 8 @ Abe, 1.B.G-u, 858 Abs.1.D.O. 

°1) Die Benachrichtigung an die auszahlende Kasse hat durch eine 
der Kasse auszuhändigende öffentliche Urkunde zu geschehen ($ 42 Abs. 2 
B.St, u. $ 87 Abs. 2 B.G.). 

22) Vgl. auch $ 95 in Verb. mit $8$ 91 Abs. 1 lit, e u. 91 Abs, 2 
B.St. (S. 89 Anm. 61), wonach auch der Ruhegehalt zur Strafe durch 
Disziplinarerkenntnis bis um "/;s dauernd gemindert werden kann, 

93) Vgl. 88 44 Ziff. 1 u,2, 45 Ziff. 1—3 u. 91 Abs. 1 lit. £ B,St. 

»4) 8 56 Abs. 1 B.St. u. $ 39 D.P., anders und für den Beamten 
günstiger $ 51 Ziff. 3 B.G. u. $ 37 Ziff. 4 D.O. 
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2. bei einem ?5) seiner Amtsgeschäfte enthobenen oder wegen 
Aufhebung der von ihm innegehabten Amtsstelle ?°) zur 
Ruhe gesetzten Beamten, der einen nicht kirchlichen 
oder einen kirchlichen Dienst ausserhalb der Erzdiözese 
übernimmt?”), um den Betrag, um den das Dienstein- 
kommen bezw. der Ruhegehalt und der Bezug aus dem 
neuen Dienst zusammen den letzten kirchlichen Ein- 
kommensanschlag des Beamten übersteigen °°). 

Der Anspruch auf Ruhegehalt erlischt: 

1. bei einem verstorbenen Beamten mit dessen Todestage ??), 

2. bei einem Beamten, der das Beamtenverhältnis !0°) ge- 
kündigt hat, mit dem Tage der Kündigung !°}), 


9) Gemäss $ 25 Abs. 2 B.St. 

96) Gemäss $ 45 Abs. 1 Ziff. 4 B.St. 

97) Die Bestimmung, dass ein seiner Amtsgeschäfte enthobener oder 
gemäss $45 Abs. 1 Ziff. 4 B.St. zur Ruhe gesetzter Beamter eine Minderung 
an seinem Diensteinkommen bezw. Ruhegehalt erleiden soll, wenn er 
einen nicht kirchlichen oder einen kirchlichen Dienst ausser- 
halb der Erzdiözese übernimmt, ist so allgemein gefasst, dass, so- 
bald ein solcher Fall praktisch wird, die verwickeltsten Prozesse daraus 
entstehen können. Es scheint daher notwendig, dem Grundgedanken 
dieser Bestimmung etwas näher zu treten und sich zu fragen: was 
wollte eigentlich der Gesetzgeber mit dem $ 56 Abs. 2 B.St. bezwecken ? 
Offenbar suchte er durch 8 56 Abs. 2 B.St. zu verhindern, dass ein seiner 
Amtsgeschäfte enthobener oder gemäss $ 45 Abs. 1 Ziff. 4 B.St. pen- 
sionierter Beamter bei Verwertung seiner Arbeitskraft in anderem als 
kirchlichem Dienste oder in kirchlichem Dienste ausserhalb der Erzdiözese 
unter Hinzurechnung seines Diensteinkommens ($ 25 Abs. 2 B.St.) bezw. 
Ruhegehalts ($ 45 Abs. 1 Ziff. 4 B.St.) aus dem alten Dienste ein höheres 
Einkommen bezieht, als er während seines aktiven Dienstes als Erzb. 
Beamter bezogen hat. Man wird sonach nicht umhin können, bei sinn- 
gemässer Auslegung des 8 56 Abs. 2 B.St. im Einzelfall gerade von 
diesem Gedanken als der ratio legis auszugehen. 

»®) $ 56 Abs. 2 B.St., 839 D.P., anders und für den Beamten gün- 
stiger $S 51 Ziff. 3 B.G. u. $ 37 Zi. 4 D.O. 

27)78259 Bat 28740, DD 

100) Gemäss $ 29 Abs. 1 B.St. (vel. S. 125 Anm. 19). 

201)787 297 A ber 2, B.SC98 272 DR. us 826 Abs2 238.6. 
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bei einem nach $ 44 Ziff. 2 oder $ 45 Ziff. 2, 3 u. 4192) 
in den Ruhestand versetzten, noch nicht 65 Jahre alten 
Beamten, der, obwohl der Nachweis der Fortdauer 
bezw. des Eintritts seiner Dienstunfähigkeit nicht als er- 
bracht anerkannt wird, der Aufforderung der zuständigen 
Stelle 1°®), ein den Voraussetzungen des $ 12 entspre- 
chendes Amt !°*) zu übernehmen, nicht binnen 3 Monaten 

(von der ergangenen Aufforderung an) nachkommt, mit 

Ablauf der 3monatigen Frist ?05), 

4. bei einem zur Ruhe gesetzten Beamten, der einen nicht 
kirchlichen Dienst oder einen kirchlichen Dienst ausser- 
halb der Erzdiözese übernimmt, ohne hiervon dem Ordi- 
nariat Anzeige zu erstatten, mit dem Tage der Ueber- 
nahme jenes Dienstes 10%), 

5. bei einem Beamten, der wegen eines Verbrechens oder 
Vergehens, bei welchem das R.St.@.B. die Aberken- 
nung der bürgerlichen Ehrenrechte zulässt 1°”), rechts- 
kräftig verurteilt wird, mit der Rechtskraft 108) des Ur- 
teils 109), 

6. bei einem Beamten, bezüglich dessen im staatlichen Straf- 

verfahren auf Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 

oder im kirchlichen Disziplinarverfahren auf Entfernung 
aus dem kirchlichen Beamtenverhältnis erkannt worden 


(sb) 


2 EV ol#Anm.. 7009,..73(8..90:P). 

103) Zuständig ist die Stelle, von der die Anstellung ausgegangen 
ist ($ 55 Abs. 1 B.St.). 

104) D. h. ein Amt, das seinen Fähigkeiten und seiner beruflichen 
Ausbildung entspricht und durch welches sein Dienstrang und seine ihm 
urkundlich zugesicherten Gehaltsansprüche nicht gemindert werden 
($ 12 B.St.). 

205)58,55. B:St... 88.49: Abs. 2. u. 3 u.'50.,21ff,-3 -B.G, 
968 57 B.St. 

Vgl. S. 64 Anm. 13: Ziff. 3. 
ni Anm. 43. 
$ 73 B.St., 8 50 Ziff. 1 B.G. u. $ 36 Ziff. 1 D.O. 
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ist 110), mit dem Tage, an welchem der Ruhegehalt 
sistiert 1!) wurde !??). 


3. Recht auf Hinterbliebenenversorgung. 


Wenn auch an und für sich das Erzb. Beamtenverhältnis 
mit dem Tode des Beamten sein Ende erreicht, so äussert es 
immerhin noch über diesen Zeitpunkt hinaus zu Gunsten der 
Hinterbliebenen des Beamten (der Witwe und der Kinder) er- 
hebliche Wirkungen. Denn nach der Natur dieses Beamten- 
verhältnisses erstreckt sich die Pflicht der Kirche nicht nur 
darauf, ihren weltlichen Beamten eine angemessene Besoldung 
und für den Fall der Dienstunfähigkeit eine entsprechende Pen- 
sion zu gewähren, sondern in hervorragender Weise auch auf 
die Fürsorge für die von dem Beamten hinterlassene Familie, 
wenn anders diese nicht in eine der Stellung des Verstorbenen 
unwürdige Lage geraten soll. Die Fürsorge der Kirche für 
die Hinterbliebenen ihrer Beamten !!?) stellt sich, vom volks- 
wirtschaftlichen Standpunkt aus betrachtet, gewissermassen als 
eine aufgeschobene Gehaltszulage oder als eine Ergänzung des 
Diensteinkommens !!*) dar, welches gerade mit Rücksicht hier- 


210) Vgl, Anm. 45 (S. 86). 

111) Wurde der Ruhegehalt nicht sistiert (vgl. $ 93 [Anm. 30 8. 85]), 
so erlischt der Anspruch darauf erst mit der Rechtskraft des Urteils 
(vgl. Anm. 43 S. 86) bezw. mit der Entfernung aus dem kirchlichen 
Beamtenverhältnis. 

112) 8 95 in Verb. mit $$ 32 Abs. 1 u. 93 B.St. 

1132) D. h. der Sterbegehalt, das Witwen- und Waisengeld. 

114) 1. Elster führt in dieser Hinsicht im Handwörterbuch für 
Staatswissenschaften (2. Aufl. Bd. 7 S. 811) bezüglich der Hinterbliebenen- 
versorgung der Staatsbeamten folgendes aus: 

„Die Hinterbliebenenversorgung (Witwen- und Waisenversorgung) 
der Staatsbeamten zeigt eine ganz bestimmte Entwicklung in der Rich- 
tung, dass der Staat es mehr und mehr als seine Pflicht erkennt, die 
Witwen- und Waisenpension gleichsam als aufgeschobene Gehalts- 
zulagen auf die Staatskasse zu übernehmen. Während anfangs die 
Pensionskassen von den Beiträgen der Staatsdiener selbst erhalten wur- 
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auf entsprechend geringer ist. Mit der Unwiderruflichkeits- 
erklärung erlangt der Beamte den Rechtsanspruch auf Hinter- 
bliebenenversorgung zu Gunsten seiner ihn überlebenden Frau 
und Kinder 115), während diese erst mit dem Tode des Be- 
amten 116) das Recht erwerben, die Hinterbliebenenversorgung 
von der Kasse zu verlangen, welche zur Zeit des Todes bezw. 
der Zuruhesetzung des Beamten zur Zahlung des Dienstein- 
kommens verpflichtet war !1”). 


a) Sterbegehalt. 


Mit dem Tode des Beamten erwerben seine Hinterbliebenen 
den Anspruch auf Sterbegehalt. Als Hinterbliebene im Sinne 
des B.St. gelten die Witwe und die Kinder des Beamten 119) 
aus einer nach den Vorschriften der katholischen Kirche ab- 
geschlossenen Ehe !!?). In Ermangelung anspruchsberechtigter 
Hinterbliebener kann der Sterbegehalt verwendet werden: 

1. zur Unterstützung bedürftiger Eltern, Grosseltern, Ge- 
schwister, @eschwisterkinder, Enkel, Adoptiv-, Stief- oder 


den, gab später der Staat zu diesen Anstalten Zuschüsse; mit der wei- 
teren Ausgestaltung dieser Fürsorge verschwinden die Beiträge der 
Beamten; die besonderen Kassen fallen gleichfalls fort und die Zahlung 
der Witwen- und Waisenpension wird ebenso wie die Zahlung der Ruhe- 
gehalte der Beamten als eine aus dem Staatsdienerverhältnis erwachsende 
Verpflichtung des Staates anerkannt. Es ist der ‚soziale‘ Standpunkt, 
der hier zur Anerkennung gelangt und die ehedem lediglich vom ‚Stand- 
punkt des ökonomischen Individualismus‘ aus erfolgte Regelung dieser 
Fürsorge ändert (Wagner).“ Eine ähnliche Entwicklung zeigt die 
Hinterbliebenenversorgung der Erzb. Beamten. Während noch nach der 
D.P. (vgl. $ 42 Abs. 2 D.P. S. 29 Anm. 25) die Erzb. Beamten in die 
„Witwenkasse“ Beiträge leisten mussten, hört diese Verpflichtung nach 
dem B.St. für alle ihm in vollem Umfang unterworfenen Beamten auf 
(vgl. $ 100 Abs. 3 B.St.). 

115) 8 43 B.St. u. $ 331 B.G.B.. sowie Planck, Bd. 2 hierzu. 

116) Unmittelbar. 117,872 B.St. 

112)862.B.St., $ 427 Abs. 1 7D.P:, 856 Abs. 1 B.G. und’ S’40 
Abs. 1 D.O. 

119) 8 62 B.St. 
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Pflegekinder, deren Ernährer der verstorbene Beamte 
war, oder 

2. zur Deckung der Kosten der letzten Krankheit und der 
Beerdigung, falls der Nachlass hierzu nicht ausreicht !?°). 


Die Entscheidung darüber, ob, zu welchem Zwecke und 
in welcher Höhe in den Fällen 1 oder 2 Sterbegehalt be- 
willigt werden und wer ihn erhalten soll !?!), liegt beim Ordi- 
nariat 122), 

Der Sterbegehalt besteht in dem vollen Betrag des 
Einkommensanschlags 1?3) bezw. des Ruhegehalts während 
3 Monaten vom Todestage des Beamten an !?*), 


Der Anspruch auf Sterbegehalt entfällt: 


l. bei einem Beamten, der die vorgeschriebene Eheanzeige 
unterlassen und dessen Ehe nachträglich zu Bedenken 
vom Standpunkt der kirchlichen Gesetze oder der dienst- 
lichen Interessen gegeben hat!??), 

2. bei einem Beamten, der das Beamtenverhältnis 126) ge- 
kündigt hat, mit dem Tage der Kündigung !?”), 

3. bei einem seiner Amtsgeschäfte enthobenen !?®) oder aus 
einem anderen Grunde als wegen Alters zur Ruhe ge- 
setzten 1?°), noch nicht 65 Jahre alten Beamten, wenn er, 
obwohl die Fortdauer bezw. der Eintritt seiner Dienst- 
unfähigkeit nicht als nachgewiesen anerkannt wird, der 
Aufforderung der zuständigen Stelle 1?°), ein den Voraus- 


120) 8 63 Abs..1.B.St.,.8 56 Abs.- 2 B.6, u. 840 A352 DO! 

121) Wobei auch mehrere in verschiedenem Umfang berücksichtigt 
werden können ($ 63 Abs. 2 B.St.). 

122) 8 63.Abe. 2 B.St., $ 58 Abs. 1 BG. u. 841 D.O. 

123) Soweit er in Geldleistungen bestand ($ 61 B.St.). 

12448 61.D.St,, 842 Abs. 1-D.P., 855 Abs. 10. 3. B.G2u25232D0007 


126) Gemäss $ 29 Abs. 1 B.St. 127).8 29’Absn 27688 


Vgl. $ 25 Abs. 2 B.St. (Anm. 35). 
129, Vo]. 88 44 Ziff. 2 u. 45 Ziff. 2, 3 u. 4 B.St. 
130) Vgl. S. 85 Anm. 37 u. S. 95 Anm. 108. 
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setzungen des $ 12131) entsprechendes Amt zu über- 
nehmen, nicht binnen 3 Monaten (von der ergangenen 
Aufforderung an) nachkommt, mit dem Ablauf der 3mo- 
natigen Frist !??), 

4. bei einem seiner Amtsgeschäfte enthobenen oder zur Ruhe 
gesetzten Beamten, der einen nicht kirchlichen Dienst 
oder einen kirchlichen Dienst ausserhalb der Erzdiözese 
übernimmt, ohne hiervon dem ÖOrdinariat Anzeige zu 
erstatten, mit dem 'Tage der Uebernahme dieses Dien- 
stes 193), 

5. bei einem Beamten, der wegen eines Verbrechens oder 
Vergehens, bei welchem das R.St.G.B. die Aberken- 
nung der bürgerlichen Ehrenrechte zulässt 1?*), rechts- 
kräftig verurteilt worden ist, mit der Rechtskraft!?5) des 
Urteils 136), 

6. bei einem durch Disziplinarerkenntnis aus dem kirchlichen 
Dienste entlassenen Beamten !??) mit der Entfernung aus 
dem kirchlichen Dienste !3®), 


150 Vgl. S.95 Anm. 104. 

132) 8 55 in Verb. mit $44 Abs. 2 B.St. (vgl. auch S. 90 Anm. 71. 

2,8957 B.St. 133). V91.8S. 64 Anm. 13° Zifl. 8. 

135) Vgl. S. 86 Anm. 48. 

136) 8 73 B.St. Dieser lautet zwar: 

„Das Recht auf den Bezug von Diensteinkommen, Ruhegehalt, Ver- 
sorgungsgehalt wie überhaupt jedes aus dem Beamtenverhältnis sich er- 
gebende Recht erlischt ohne weiteres durch rechtskräftige Verurteilung 
wegen eines Verbrechens oder Vergehens, bei welchem das R.St.G.B. 
die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte zulässt.“ Hieraus ergibt 
sich, dass, wenn auch im $ 73 speziell von dem Erlöschen des Rechts 
auf den Bezug von Sterbegehalt nicht gesprochen wird, doch aus den 
Worten „wie überhaupt jedes aus dem Beamtenverhältnis sich ergebende 
Recht“ zu entnehmen ist, dass eine Verurteilung im Sinne von Ziff. 5 
ipso iure auch den Verlust des Anspruchs auf Sterbegehalt nach sich 
zieht. 

137) Gleichviel, ob er sich noch im aktiven Dienst befindet oder 
ob er zur Ruhe gesetzt ist. 

188) 8 9] Abs, 1 lit. h B.St, 
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b) Versorgungsgehalt. 


Zum Bezug von Versorgungsgehalt sind berechtigt: ( 
1. die Witwe aus einer nach den Vorschriften der katho- 
lischen Kirche abgeschlossenen Ehe !??), solange sie sich 
nicht wieder verheiratet !*°), 
die Kinder !*!) aus einer nach den Vorschriften der katho- 
lischen Kirche abgeschlossenen Ehe, jedoch nur, soweit 
sie katholisch sind und das 18. Lebensjahr nicht voll- 
endet haben !??). 


ad 2. Die Frage, ob durch Rechtsgeschäft unter Lebenden 
oder von Todes wegen ein Rechtserwerb an die Bedingung ge- 
knüpft werden kann, dass die berufene Person einer bestimmten 
Konfession angehöre, ist bestritten. Unbestritten ist nur die 
Zulässigkeit von Dispositionen, wonach allgemein der Rechts- 
erwerb von einer bestimmten Konfession ohne Bezugnahme 
auf ein einzelnes Individuum abhängig gemacht wird. So 
können Fideikommisstiftungen, Stipendien und sonstige wohl- 
tätige Stiftungen zu Gunsten einer bestimmten Konfession er- 
folgen. Handelt es sich dagegen um Vermögenszuwendungen 
an bestimmte Personen unter einer derartigen Bedingung, 
so halten manche dieselben allgemein für gültig (so Thibaut, 
Vangerow, Wächter mit Vorbehalt), andere für unzulässig (so 
Savigny, Maurenbrecher, Thudichum, Roth, Gengler). Andere 
wieder wollen unterscheiden: die Bedingung des Beharrens bei 
der bisherigen Religion sei zulässig, die des Uebertritts zu 
einer anderen unzulässig (so Runde, Eichhorn). Am richtig- 


DD 


139) Auch wenn sie einer andern als der katholischen Konfession 
angehört. 

140) 8 65 Abs. 1 u. 2 in Verb. mit $ 15 Abs. 5 B.St. (vgl. S. 78). 

141) Auch die Kinder, die zur Zeit des Todes des Beamten zwar 
noch nicht geboren, aber gezeugt sind. Ihr Anspruch beginnt mit dem 
Tage der Geburt. 

142) 8 65 Abs. 1 u. 3 B.St., anders $S$ 42 Abs. 3 u. 43 D.P., $ 60 
Abe 1U.B.G,.0028 1455 p3.21.1.0. 
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sten scheint uns die Ansicht, dass es auf die Absicht im 
Einzelfall ankomme, so dass sowohl die Bedingung der Bei- 
behaltung wie die des Wechsels der Religion je nach den 
Umständen gültig oder ungültig sein kann (so Mittermaier, 
Bluntschli, Walter, Gerber, Stobbe, Gierke, Unger, Wind- 
scheid u. R.&. Bd. 21 Nr. 51). Ungültig bezw. unzulässig 
oder, wie das B.G.B. sich ausdrückt, unsittlich wird dieselbe 
stets dann sein, wenn durch sie beabsichtigt wird, ein ver- 
mögensrechtliches Motiv für den Entschluss über die 
Beibehaltung oder den Wechsel der Konfession zu schaffen 13). 
In Bezug auf unseren Fall ergibt sich aus dem Gresagten 
folgendes: 

Nach 8 65 Abs. 3 B.St. sind zum Bezug von Waisen- 
geld nur berechtist Kinder eines verstorbenen Beamten, 
soweit sie der katholischen Konfession angehören. Nicht 
berechtigt sind daher alle nicht katholischen Kinder eines ver- 
storbenen Beamten; m. a. W.: diejenigen Kinder, die zur Zeit 
des Todes ihres Vaters nicht katholisch sind, erwerben über- 
haupt keinen Anspruch auf Waisengeld und diejenigen, die 
nach dessen Tode zu einer anderen Konfession übertreten, 
verlieren den bereits erworbenen Anspruch wieder. 

Hiergegen bemerken wir: 


a) Nach der rechtlichen Struktur der Hinterbliebenen- 
versorgung, die sich als eine aufgeschobene Gehalts- 
zulage bezw. als eine Ergänzung des Diensteinkommens 
darstellt '**) und deren Gewährung nicht einem Libe- 
ralitätsakt, sondern einer Rechtspflicht der Kirche 
gegenüber dem Beamten entspringt, scheint es über- 
haupt fraglich zu sein, ob die Geltendmachung des 
mit dem Tode des Vaters von seinen Kindern un- 


145) Vgl. Stobbe, Bd. 1 S. 381 ff.; Gierke, Deutsches Privat- 
recht, Bd. 1 S. 487; Lotmar, 8. 68ff.; Planck, Bd. 1 Note 1 zu 
$ 138 und Gareis, Note 4 zu $ 138. 
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mittelbar erworbenen Anspruchs auf Waisengeld an 
eine andere Bedingung geknüpft werden kann als an 
die, dass der Beamte bei seinem Tode diesen Anspruch 
nicht verloren hatte; denn durch seine Leistungen 
und seine tadelfreie Führung hat dieser sich den An- 
spruch auf Versorgung seiner Hinterbliebenen gewisser- 
massen erdient. 
b) Die Bestimmung des $ 65 Abs. 3 B.St. dürfte aber 
auch abgesehen hiervon gegen $ 138 B.G.B. ver- 
stossen, falls aus ihr gefolgert werden kann, dass sie: 
o) nur bestimmten Personen!*’) gegenüber Gel- 
tung haben und 

ß) ein vermögensrechtliches Motiv für den Ent- 
schluss über die Beibehaltung oder den Wechsel 
der Konfession abgeben soll. 

ad ß. Mag nun das Motiv des Gesetzgebers, das zur Auf- 

nahme genannter Bestimmung ins B.St. führte, gewesen sein, 
welches es wolle, für den Zivilrichter kommt lediglich das Motiv 
in Betracht, das aus dem Inhalt und der Fassung der Bestim- 
mung vernünftigerweise zu entnehmen ist. Und wenn hier- 
nach der Richter unter Berücksichtigung aller Umstände des 
einzelnen Falls die Ueberzeugung gewinnt, dass durch das ver- 
mögensrechtliche Motiv, Waisengeld zu erhalten, auf den Ent- 
schluss des Kindes bezw. der Kinder, katholisch zu bleiben oder 
katholisch zu werden, eingewirkt werden soll, so findet $ 138 
B.G.B. Anwendung, wonach „ein Rechtsgeschäft, das gegen 
die guten Sitten verstösst, nichtig ist“ 146) 147), 


145) Die Kinder des Beamten sind als „bestimmte Personen“ auf- 
zufassen; denn wenn der Beamte den Anstellungsvertrag abgeschlossen 
hat, sind dessen Kinder die unzweideutig bestimmten Personen, auf die 
allein die fragliche Bedingung angewendet werden kann. 

146) Vgl. Planck, Bd. 1 Note 1 zu $ 138 und Gareis, Note 4 
zu $ 138. 

147) So werden also fürderhin u. E. sowohl Kinder eines verstorbenen 
Erzb. Beamten, die nach Vollendung des 16. Lebensjahres — als dem Zeit- 
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Keinen Anspruch auf Versorgungsgehalt haben die 
Witwe und die Kinder aus einer Ehe, 


1. bezüglich welcher die vorgeschriebene Anzeige an das 
Ördinariat unterlassen wurde, 


2. gegen welche die vorgesetzte Dienstbehörde unter An- 
gabe der Gründe den Einwand erhoben hatte, dass sie 
den Interessen der Kirche oder des Dienstes widerstreite, 


3. welche erst nach Versetzung des Beamten in den Ruhe- 
stand eingegangen wurde, 

4. welche zu einer Zeit abgeschlossen wurde, zu der das 
Leben des Beamten infolge von Krankheit ernstlich be- 
droht war, sofern in diesem Fall der Tod des Beamten 


innerhalb 6 Monate vom Eheabschluss an eingetreten 
ist > ©). 


Der Versorgungsgehalt setzt sich zusammen aus dem 
Witwen- und dem Waisengeld !*°): 


1. Das Witwengeld beträgt 33 °/o des Einkommensanschlags 


punkt, wo gemäss $ 5 des Ges. vom 9. Oktober 1860, die Religion der Kinder 
betr., jeder seine Religion frei wählen kann — schon zu Lebzeiten ihres 
Vaters zu einer andern Konfession übergetreten sind, wie auch solche, 
die erst nach dessen Tode diesen Schritt getan haben, falls ihnen der 
Anspruch auf Waisengeld unter Berufung auf $ 65 Abs. 3 B.St. abge- 
sprochen werden sollte, diesen mit Erfolg vor dem Zivilrichter geltend 
machen können. Selbst solchen Kindern, die zu Lebzeiten und im Ein- 
verständnis ihres Vaters zu einer andern Konfession übergetreten sind, 
kann, falls das Ordinariat hiervon erst nach dem Tode des Beamten 
Kenntnis erhält, der S 65 Abs. 3 B.St. nicht entgegengehalten werden. 
Selbstverständlich hätte das Ordinariat einen solchen Beamten, solange 
er noch lebte, gemäss $ 75 lit. a in Verb. mit $ 91 Abs. 1 lit. h B.St. 
mit Verlust sämtlicher aus seinem Beamtenverhältnis abfliessenden Rechte 
(also auch des Rechts auf Waisengeld) aus dem kirchlichen Dienste ent- 
fernen können; allein mit seinem Tode entfällt für die Kirchenbehörde 
jede Möglichkeit, für das Verhalten des Vaters die Kinder entgelten zu 
lassen. 

148) 8 66 B.St., $ 60 Abs. 2 u. 3 B.G. und $ 43 Abs. 2u.3 D.O. 

149) 8 64 B.St., 8 59 B.G. und $ 42 D.O. 
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zur Zeit des Todes des Beamten oder, falls der letztere im 

Ruhestand verstorben ist, zur Zeit seiner Versetzung in 

den Ruhestand, jedoch nicht über 2000 Mark !°°). 

Das Witwengeld wird vermindert: 

a) um "io, wenn die Witwe 30—35 Jahre, 

b) um 210, wenn sie 35—40 Jahre, 

c) um ®Jıo, wenn sie mehr als 40 Jahre jünger war als 
der verstorbene Beamte !5}), 


Das Waisengeld beträgt: 


a) für Kinder, deren Mutter lebt, ?/ıo des Witwengeldes 
für jedes Kind, 
b) für Kinder, deren Mutter nicht mehr lebt, 
o) wenn nur ein Kind berechtigt ist, 12%, 
ß) wenn zwei oder mehr Kinder berechtigt sind, für 
jedes derselben 6 °o des letzten Einkommensanschlags 
des Vaters 152), 


Die Summe der Betrefinisse an Versorgüngsgehalt darf 
Betrag des Ruhegehalts, zu dessen Bezug der Beamte am 


Todestag berechtigt gewesen ist, nicht übersteigen 153) 15%), 


Der Bezug des Versorgungsgehalts beginnt mit dem Zeit- 


punkt, in welchem der Bezug des Sterbegehalts aufhört 5°) 156), 


Der Anspruch auf die Zahlung des Versorgungsgehalts 


150) 8 68 Abs. 1 B,St., 8 42 Abs. 3 Satz’1'D.P. 
151) 8 68 Abs. 2 B.St., $ 65 Abs. 1 B.G. und $ 47 Abs. 1 D.O. 
152) 8 69 B.St., anders $ 42 Abs. 3 D.P., 8 62 B.G. u. $S45 D.O. 


153) 8 70 Abs. 1 B.St., $ 64 Abs. 1 B.G. u. $ 46 Abs. 1 D.O. 
'5°) Bei Anwendung dieser Beschränkung wird sowohl das Witwen- 


als das Waisengeld verhältnismässig gekürzt. Scheiden Bezugsberechtigte 
aus, so wird das gekürzte Witwen- bezw. Waisengeld der verbleibenden 
Berechtigten vom Beginn des nächsten Kalendermonats an innerhalb der 
zulässigen Grenzen erhöht ($ 70 Abs. 2 u. 3 B.St., $ 64 Abs. 2 B.G. u. 
$ 46 Abs. 2 u. 3 D.O.). 


155) 8 71 Abs. 1 B.St., $ 42 Abs. 4 D.P., $ 69 Abs. 1 B.G. und 


$ 50 Abs. 1 D.O. 


156) Vgl. S. 98. 
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kann von den Hinterbliebenen nur insoweit abgetreten, ver- 
pfändet oder sonst übertragen werden, als er der Pfändung 
unterworfen ist (d. h. soweit er 1500 M. + !s des Mehr über- 
steigt) 157) 158), 

Eine zeitweilige Aberkennung des Anspruchs 
auf Versorgungsgehalt kann wegen sittenwidrigen Verhaltens 
des Bezugsberechtigten nach Massgabe der Vorschriften über 
das Disziplinarverfahren bis zu eingetretener Besserung er- 
folgen 159) 160), 

Der Anspruch des Beamten auf Versorgungsgehalt er- 
lischt in denselben Fällen wie sein Anspruch auf Sterbe- 
gehalt !%%); hiergegen endet das Recht der Hinterbliebenen 
zum Bezug von Versorgungsgehalt mit dem Ablauf des Monats, 
in welchem: 


l. der Bezugsberechtigte gestorben ist, 
2. die Witwe sich wieder verheiratet hat, 
3. ein Kind das 18. Lebensjahr vollendet hat !°?). 


157) 8 42 Abs. 1 B.St. in Verb. mit $ 850 Ziff. 7 C.P.O., $ 87 Abs. 1 
B.G. und $ 53 Abs. 1 D.O. 

ya 2129.95 ’Anm..91. 

122)785.67.D.86 

160%) Die praktische Durchführbarkeit dieser in patriarchalischen An- 
schauungen wurzelnden Bestimmung unterliegt einmal im Hinblick auf 
die Rechtsnatur des Versorgungsgehalts (vgl. S. 96 f. u. 101 f.), dann nament- 
lich mit Rücksicht darauf, dass nur der Beamte, nicht auch dessen An- 
gehörige (insbesondere die Hinterbliebenen) der Disziplinargewalt der 
Kirche unterstehen (vgl. $ 74 in Verb. mit $ 91 Abs. 1 u.2 B.St.), schwer- 
wiegenden rechtlichen Bedenken. Freilich muss zugegeben werden, dass 
eine ähnliche Vorschrift im hamburgischen Gesetz vom 15. Juli 1884, 
die Pensionskasse für die Witwen und Waisen des hamburgischen Staates 
betr., sich findet. Die übrigen Beamtengesetze der deutschen Bundes- 
staaten, sowie das Reichsbeamtengesetz enthalten dagegen keine derartige 
Bestimmung. 

Ze) Vgl 82 985 

162) 8 71 Abs. 2 B.St., $ 43 D.P., $ 69 Abs. 2 in Verb. mit $ 60 
Ans..1>B.G. 0.8 48’Abs. 1 D.O. 
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Salsa. 
Die Dienstpolizei. 


Die Disziplinarstrafgewalt der Kirche!) über ihre Be- 
amten?) stellt sich als ein Ausfluss der ihr durch das Gesetz 
vom 9. Oktober 1860, die rechtliche Stellung der Kirchen und 
kirchlichen Vereine im Staate betreffend ?), gewährleisteten Auto- 
nomie dar. Dieselbe beschränkt sich nicht nur auf die vom Be- 
amten während seines aktiven Dienstverhältnisses *) begangenen 
Pflichtverletzungen, sondern erstreckt sich zeitlich sowohl rück- 
wärts wie vorwärts weit darüber hinaus. Die Kirche hat hier- 
nach einerseits die Möglichkeit, Beamte wegen Handlungen, 
welche sie vor ihrer Anstellung im kirchlichen Dienst bezw. 
vor Erlangung der Unwiderruflichkeit begangen haben, die 
aber erst nachträglich zu behördlicher Kenntnis gelangt sind, 
also wegen Handlungen, die zwar kein Dienstvergehen dar- 
stellen, aber immerhin zu einer Schädigung der erforderlichen 
Achtung und des Vertrauens führen, im Disziplinarweg wieder 
aus dem kirchlichen Beamtenverhältnis zu entfernen). Ander- 
seits finden die Vorschriften über das Disziplinarverfahren auch 
Anwendung auf zur Ruhe gesetzte Beamte °). 

In welchen Fällen ), mit welchen Mitteln®) und in wel- 


!) Vgl. Hinschius, Kirchenrecht Bd. 6 Abt. 1 S. 246 ff. u. 252 
Note 2; Hinschius in Marquardsen, Handbuch des öffentlichen Rechts 
Bd. 1 (1887) S. 304; Rosshirt im Archiv Bd. 8 (1862) S. 30 ff.; Holl- 
weck 8. XIIfl. 

?) D. h. das Recht, gegen ihre Beamten strafend vorzugehen, wenn 
diese die ihnen obliegenden dienstlichen und ausserdienstlichen Pflichten 
verletzen. 

ey Vel. S7I zit? Ges, 

*) Den aktiven Beamten sind in dieser Hinsicht vollständig gleich- 
gestellt die ihrer Amtsgeschäfte enthobenen Beamten ($ 25 Abs. 2 B.St.). 

5) $ 92 B.St. u. $ 97 B.G. 

6%) 8 91 Abs.2 B.St., $38 D.P., $50 Ziff. 1 in Verb. mit $ 123 B.G. 

) 88 76 Abs. 2, 74, 78, 15, 82, 9 Abs. 4 u. 75 B.St. 

2) 88 76 Abs. 2, 78 Abs. 1, 81 Abs. 1 u. 91 B.St. 
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cher Weise?) die Kirche die Dienstpolizei gegenüber ihren 
Beamten handhabt, soll in folgendem dargetan werden. 


I. Disziplinarfälle. 


Disziplinarfälle sind Verstösse gegen die Kirchen- und 
Dienstdisziplin. Das B.St. unterscheidet: 

A) Ordnungswidrigkeiten und geringere Ver- 
stösse gegen das pflichtmässige Verhalten!°), 


B) Disziplinarvergehen. Diese werden wieder ein- 
geteilt in: 
1. Disziplinarvergehen im weiteren Sinn. Solche sind: 

a) alle gröberen Verletzungen der dienstlichen und ausser- 
dienstlichen Verpflichtungen !'), 

b) alle bürgerlichen Vergehen oder Verbrechen, bei wel- 
chen das R.St.G.B. die Aberkennung der bürgerlichen 
Eihrenrechte zulässt 1?), 

c) alle Zuwiderhandlungen gegen die Ehevorschriften der 
katholischen Kirche !?) wie des B.St. !*), 

d) das eigenmächtige Verlassen des Dienstes ohne vor- 


9 


) $$ 76—90 u. 93—98 B.St. 

10) 8 76 Abs. 2 B.St. (Strafe: Erinnerung oder Rüge) u. $11 D.P. 
ı1) $ 74 B.St. (Strafe: Ordnungs- [$$ 78 u. 81] oder Disziplinarstrafe 
[$ 91]) u. $ 60 D.O. 

12) s 73 B.St. (Strafe: Erlöschen des Beamtenverhältnisses ipso iure 
mit allen daraus abfliessenden Rechten) und Art. 11 II. des Gesetzes vom 
23. Dezember 1871, den Vollzug der Einführung- des R.St.G.B. im Gross- 
herzogtum Baden betr. (Ges.u.V.O.Bl. S. 437), wonach ein Staatsdiener 
wegen eines Verbrechens oder Vergehens, bei welchem das R.St.G.B. die 
Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte zulässt...., entlassen oder 
auf eine geringere Stelle versetzt werden kann. Pensionierten Beamten 
kann in solchen Fällen der Ruhegehalt entzogen oder gemindert werden. 

13) 8 15 Abs. 5 B.St. (Strafe: Auflösung des Beamtenverhältnisses 
mit sofortiger Wirkung), vgl. auch 8. 78. 

14) 8 15 Abs. 3 u. 4 B.St. (Strafe: Ordnungs- [$$ 78 u. 81] oder 
Disziplinarstrafe [$ 91]), vgl. auch S. 77 £., insbesondere Anm. 42. 
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her oder nachträglich bewirkten Urlaub !5) oder ohne 
Kündigung !5) oder vor Ablauf der Kündigungsfrist !*), 

e) die Verweigerung des Diensteids bezw. der Berufung 
auf denselben !?). 

Disziplinarvergehen im engeren Sinn!?). Zu diesen 

gehören: 

a) religions- oder sittenwidriges Betragen in oder ausser 
dem Dienst, 

b) wiederholte Trunkenheit, 

c) leichtsinniges Schuldenmachen, 

d) Spielsucht, 

e) dauernde Unverträglichkeit im Dienst, 

f) verletzende oder willkürliche Behandlung Untergebener, 

g) achtungswidriges Benehmen gegen Vorgesetzte oder 
Mitglieder vorgesetzter Behörden, 

h) wiederholter oder dauernder Ungehorsam gegen dienst- 
liche Vorschriften oder gegen Weisungen von Vor- 
gesetzten, 

ı) andauernde Dienstnachlässigkeit, 

k) Verletzung der Dienstverschwiegenheit, 

l) der Betrieb von Nebengeschäften durch einen Erzb. 
Beamten oder einen der im $ 16 bezeichneten An- 


D 


15) 8 32 Abs. 1, 2 u. 4 B.St. (Strafe im Fall des $ 32 Abs. 1 u. 2: 
ÖOrdnungs- [$$ 73 u. 81] oder Disziplinarstrafe [$ 91]; im Fall des $ 32 
Abs. 4: Erlöschen des Beamtenverhältnisses ipso iure mit allen daraus 
abfliessenden Rechten [$ 32 Abs. 4]), vgl. auch S. 74f. Anm. 20 u. 24, 
sowie S. 126 lit. c. 

168 32 Abs. 1 u. 5 B.St. (Strafe: sofortiges Erlöschen des Be- 
amtenverhältnisses mit allen daraus abfliessenden Rechten [$ 32 Abs. 5]), 
vgl. auch 8. 126 lit. c. 

17) 8.9 Abs. 4 B.St. (Strafe: bei widerruflich angestellten Beamten 
sofortige Auflösung des Dienstverhältnisses; bei unwiderruflich ange- 
stellten Beamten Kündigung mit 3monatiger Frist [$ 9 Abs. 4]), vgl. 
auch 8. 71. | 

18) D. h. die im $ 75 B.St. unter lit. a—1 genannten Disziplinar- 
vergehen (Strafen: Ordnungs- [$$ 78 u. 81] oder Disziplinarstrafe [$ 91]), 
vgl. auch $ 13 D.P. 
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gehörigen seines Hausstandes 1?) ohne Genehmigung 
oder nach deren Widerruf ?®). 


Il. Disziplinarmittel. 


Disziplinarmittel im Sinne des B.St. sind entweder Ord- 
nungsstrafen, die den Beamten, der seine Pflichten verletzt 
hat, wieder zur Ordnung zurückzubringen bezwecken (soge- 
nannte korrektive Disziplin, poenae medicinales), oder Dis» 
ziplinarstrafen, die in erster Linie eine Sühne für die begangene 
Pflichtverletzung sein sollen (sogenannte vindikative Disziplin, 
poenae vindicativae). 

A) Als Ordnungsstrafen kennt das B.St.: 
Erinnerungen ?), 
Rügen ?}), 
3. den schriftlichen oder protokollarischen Verweis ??), 
4. Geldstrafen (einmalige Gehaltsabzüge) bis zum Betrage 
eines halben Monatsgehalts ?°), 
Vertragsstrafen ?*), 
6. Entlassungsandrohung, die entweder: 
a) allein °®) oder 
b) neben den sub 4 und 5 genannten Strafen verhängt 
werden kann ?®). 


Be 


DD 


= 


19) Vgl. 8.78f. 2%) 8 75 lit. 1 B.St. findet sich in der D.P. nicht. 

21) 8 76 Abs. 2 B.St. u. $ 11 D.P. Diese Strafen haben haupt- 
sächlich den Zweck, die Beamten zur Erfüllung ihrer dienstlichen und 
ausserdienstlichen Verpflichtungen anzuhalten ($ 76 Abs. 1 B.St.). 

295278 Abs] B.S1348 715.168: D.D,28.93 Zi 178.02 u28:61 
Zafl.1 DO. 

zeSalalır a, B.St, SIoritee D..28 952. 7842 B.G20. 8761 
Zfi. 2 D.O. 

>41) 8 81 lit. b B.St, jedoch nur bei Verletzungen der Amtsver- 
schwiegenheit nach Auflösung des aktiven Dienstverhältnisses und nur 
bis zum Betrag eines Monatsgehalts bezw. Ruhegehalts (vgl. S. 73 Ziff. 3 
lit. b, sowie $ 61 Ziff. 3 D.O.). 

2), 5 8le Ht.764 B.8t20..8. 61: 218.,4D.0, 

26) $ 81 lit. c B.St., anders $ 15 lit. e D.P. (S. 35 Ziff. 5). 
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Die sub 1 und 2 angeführten Strafen spricht die vorge- 


setzte Behörde ??) aus, während auf die sub 3, 4 und 5 vom 
Erzb. Ordinariat und zwar bei 3 ohne formelles Disziplinar- 
verfahren ?®), bei 4 und 5 nach stattgehabter Voruntersuchung ?°) 
erkannt wird. 


B) Als Disziplinarstrafen?®) können verhängt 


werden: 

1. der protokollarische Verweis, 

2. der Verweis mit Strafandrohung, 

3. Geldstrafen (einmalige Gehaltsabzüge) bis zur Höhe eines 
Monatsbetreffnisses, 

4. die Aberkennung einer ordentlichen Gehaltszulage, 

5. die dauernde Minderung des Diensteinkommens um höch- 
stens !5 des bereits erlangten Gehalts, 

6. die Entfernung aus dem Amt: 

a) durch Versetzung auf eine geringere Amtsstelle, wo- 
mit gleichzeitig eine Minderung des Diensteinkommens 
auf den tarifmässigen Satz des neuen Amts verbunden 
ist, oder 

b) durch Versetzung in den Ruhestand ®!), 

7. die Entziehung der Unwiderruflichkeit der Anstellung 
(für sich allein oder in Verbindung mit einer der vor- 
genannten Strafen), 

8. die Entfernung aus dem kirchlichen Beamtenverhältnis 
mit oder ohne Kündigung unter Verlust sämtlicher aus 
dem Beamtenverhältnis abfliessenden Rechte 3?) 33). 
2718476. Abs, BStHu2Ss 11: DE 
22) $ 78 Abs. 1 B.St. 

0) 8 80 B.St. 

0) 8 91 Abs. 1 lit. a—h B.St., anders $ 15 Abs. 2u. $ 13 D.P,, 

8,92 7218. 270.18 B.62u.894 DO. 


B.G. 


217 S79 ta B.SE mE 9987716. 22B.G. 

2) $ 91 lit.h B.St., 813 D.P., 8 92 Ziff. 3 in Verb. mit $ 95 Abs. 1 
u.$ 24 D.O. 

#3) Nämlich des Rechts auf Titel, Rang, Diensteinkommen (Gehalt 
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III. Disziplinarverfahren. 


1. Einleitung des Verfahrens. 


Falls Erinnerungen und Rügen, welche die vorgesetzte 
Dienstbehörde einem Beamten wegen ÖOrdnungswidrigkeiten 
und leichter Pflichtverletzungen erteilt, ohne Erfolg bleiben, 
oder bedeutendere Pflichtverletzungen vorliegen, hat die un- 
mittelbar vorgesetzte Behörde Entschliessung des Ordinariats 
über die Einleitung des Disziplinarverfahrens nachzusuchen °%). 
Das Ordinariat kann aber auch von sich aus, sofern ihm Pflicht- 
verletzungen eines ihm mittelbar unterstehenden Beamten zur 
Kenntnis kommen, über die Einleitung des Disziplinarver- 
fahrens Entschliessung treffen’). Das Ordinariat beschliesst 
in jedem Fall zunächst darüber, ob: 

a) eine Voruntersuchung einzuleiten, oder 

b) ohne formelles Disziplinarverfahren dem Beamten ein 

schriftlicher oder protokollarischer Verweis (als Ord- 
nungsstrafe) zu erteilen ?°), oder 

c) die Sache direkt an das Disziplinargericht zu ver- 

weisen sei ??). 


2. Voruntersuchung. 


Hat das Ordinariat die Einleitung einer Voruntersuchung 
‚ beschlossen, so wird gleichzeitig zu deren Führung aus seinen 


und Wohnungsgeld), Ruhe-, Sterbe- und Versorgungsgehalt (Witwen- und 
Waisengeld). 

»4) 8 77 Abs. 1 B.St. u. $ 12 in Verb. mit $ 17 Abs. 2 D.P. 

»5) 8 77 Abs. 2 B.St., vgl. auch Art. 11 der instructio congrega- 
- tionis episcoporum vom 11. Juni 1880 (abgedruckt im Archiv Bd. 46 
DB fl). 

»6) Vor Erteilung eines Verweises ist jeweils der Beamte durch 
einen Beauftragten des Ordinariats einzuvernehmen, oder es ist ihm Ge- 
legenheit zu schriftlicher Verteidigung zu geben ($ 78 Abs. 2 B.St. u. 
Be zAbsr 1 D.P.). 

»7) 8 78 Abs. 1 B.St. 
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Mitgliedern ein Untersuchungsbeamter bestellt. Dieser macht 
unter Beizug eines Protokollführers die zur Aufklärung der 
Sache dienlichen Erhebungen, teilt am Schlusse seiner Ermitt- 
lungen dem Angeschuldigten den Inhalt der gemachten Fest- 
stellungen unter Bestimmung einer Frist zur Aeusserung mit 
und legt hierauf dem Ordinariat die Akten mit schriftlich be- 
sgründetem Antrag vor °°). 


3. Beschlussverfahren??). 


Das Ordinariat beschliesst nach Umfluss der dem Ange- 
schuldigten gesetzten Frist, ob nach Lage der Akten: 
a) das Verfahren einzustellen, oder 
b) auf eine Ordnungsstrafe *0) zu erkennen ??), oder 
c) das Verfahren vor dem Erzb. Disziplinargericht zu 
eröffnen sei *?). 


4. Verfahren vor dem Disziplinargericht*°). 


Das Disziplinargericht für die Erzdiözese Freiburg 
ist das Erzb. Offizialat **), dessen Mitglieder vom Ordinarius 


6) 8 79 B.St., ähnlich $ 18 D.P. u. $ 62 Abs. 2 D.O., vgl. auch 
Art. 12 u. 29 der instructio. 

32) Vgl. S. 38 Anm. 19, 

*%) Gemäss $ 81 B.St. (vgl. S. 109 A. 4—6). 

*!) Der Beamte kann gegen ein solches Erkenntnis die Durchfüh- 
rung des Disziplinarverfahrens vor dem Erzb. Disziplinargericht begehren 
($ 81 Abs. 2 B.St.). Dieses Begehren hat bei den Strafen der unter $ 81 
lit. a u. b B.St. bezeichneten Art (vgl. S. 109 A. 4 u. 5) aufschiebende 
Wirkung [Suspensiveffekt] ($ 81 Abs. 3 B.St.).. Das Disziplinargericht 
ist bei Bejahung der Schuldfrage nicht an die vom Ordinariat verhängte 
Strafe oder an die Strafarten des $ 81 B.St. (vel. S. 109 A. 4-6) ge- 
bunden ($ 81 Abs. 4 BSt.). Auch eine reformatio in peius ist zulässig. 

*2).8 80 B.St., SS 107 Abs. 1 u. 110 Abs. 1 BG. 

43) Ist gegen einen Beamten ein disziplinargerichtliches Verfahren 
anhängig, so ist das Ordinariat befugt, die einstweilige Sistierung seines 
Diensteinkommens bezw. Ruhegehalts, event. auch die einstweilige Aus- 
setzung der Gehaltszulage zu verfügen ($$ 93 u. 37 Abs. 1 B.St.). 

2) 8 82 Abs. 1 B.St. 
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ernannt werden *°). Das Disziplinargericht verhandelt und er- 
kennt in Disziplinarsachen gegen Erzb. Beamte stets in einer 
Besetzung von mindestens 5 Mitgliedern *°) 7). 

Ein Mitglied des Offizialats oder ein Beisitzer ist von der 
Ausübung des Richteramts ausgeschlossen *°): 

a) wenn er selbst durch die strafbare Handlung ver- 
letzt ist, 

b) wenn er zu dem Abzuurteilenden oder dem Verletzten 
im Verhältnisse eines Vormundes steht oder mit ihm 
in gerader Linie verwandt, verschwägert oder durch 
Adoption verbunden, in der Seitenlinie bis zum 3. Grade 
verwandt oder bis zum 2. Grade verschwägert ist, 
auch wenn die Ehe, durch welche die Schwägerschaft 
begründet ist, nicht mehr besteht, 

c) wenn er inderabzuurteilenden Sache als Untersuchungs- 
beamter, Verteidiger oder Rechtsvertreter des Verletzten 
tätig gewesen ist, 

d) wenn er in der Sache als Zeuge oder Sachverständiger 
vernommen ist *?). 


Verschieden von der Ausschliessung ist die Ablehnung 
eines Disziplinarrichters (recusatio iudieis) durch den Ange- 
schuldigten. Abgelehnt werden kann nicht nur ein Richter, 
dem ein Ausschliessungsgrund entgegensteht (iudex inhabilis), 


2) "Vgl. v. Scherer, Bd. 1-8. 6031. und Vering, 8. 593. 

16) 8 82 Abs. 2 B.St., anders $ 102 Abs. 2 B.G. 

47) Bei Verhinderung oder beim Fehlen ordentlicher Mitglieder des 
Offizialats wird vom Ordinarius für den besonderen Fall die erforderliche 
Zahl von Stellvertretern bezw. Beisitzern ernannt. Ebenso können in 
besonders wichtigen Fällen vom Ordinarius weitere Beisitzer nach freiem 
Ermessen, jedoch nicht in der Person von Beamten, welche dem Abzu- 
urteilenden im Range nachstehen, bestellt werden ($S 82 Abs. 3 u. 4 B.St.). 

18) 8 83 B.St. u. $ 22 St.P.O. 

#9) Das Disziplinargericht hat von Amts wegen zu prüfen, ob bei 
den zur Entscheidung berufenen Richtern ein Ausschliessungsgrund vor- 
liege. Das Vorliegen bezw. Nichtvorliegen eines solchen ist im Protokoll 
von Amts wegen festzustellen ($ 86 Abs. 1 B.St.). 
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sondern auch einer, der aus einem sonstigen nicht bestimmten 
(srunde Befangenheit besorgen lässt (iudex suspectus) 5°) 5%). 

Die Ablehnung eines Richters muss unter Glaubhaft- 
machung 5?) des Ahblehnungsgrundes spätestens mit der Ver- 
teidigung des Angeschuldigten erfolgen). Der abgelehnte 
Richter ist über den Ablehnungsgrund zu hören ’*). Die Ent- 
scheidung, durch welche ein Ablehnungsgesuch wegen eines 
Ausschliessungsgrundes für begründet erklärt wird, ist end- 
gültig??). Wird dagegen ein solches Ablehnungsgesuch als 
unbegründet verworfen, so unterliegt diese Entscheidung un- 
beschadet der Durchführung des Verfahrens in der ersten In- 
stanz von Amts wegen der Nachprüfung der höheren In- 
stanzen 5°)5°), Hält eine der Appellationsinstanzen das Ab- 
lehnungsgesuch für gerechtfertigt, so ist die Entscheidung 
des Disziplinargerichts selbst in der Sache für nichtig zu er- 
klären, soweit der ausgeschlossene Richter daran mitgewirkt 
hat 58). 


50%) Wegen Besorenis der Befangenheit findet die Ablehnung statt, 
wenn ein Grund vorliegt, welcher geeignet ist, Misstrauen gegen die Un- 
parteilichkeit eines Richters zu rechtfertigen ($ 84 B.St. u. $ 24 Abs. 1 
u. 2 St.P.O.). 

5) 7. B. wegen Verfeindung mit dem Angeschuldigten. 

>®) Als Mittel der Glaubhaftmachung ist der Eid ausgeschlossen 
($ 85 Abs. 3 B.St. u. $ 26 Abs. 2 St.P.O.). 

5318.85 Als.:2-B,St. u. 826. Abs.72°54.P.0: 

52) 8 85 Abs. 4 B.St. u. $ 26 Abs. 3 St.P.O. 

55) 8 85 Abs. 5 B.St. u. $ 28 Abs. 1 St.P.O. Die Bestimmung des 
$ 85 Abs. 5 B.St., wonach „das Disziplinargericht in den Fällen des 
$83 B.St. stets endgültig über das Ablehnungsgesuch entscheidet“, ist, 
falls nicht $ 84 B.St. statt $ 83 B.St. gemeint sein soll, im Hinblick auf 
$ 86 Abs. 2 B.St. zu weit. 

56) 8 86 Abs. 2 B.St. u. $ 28 Abs. 2 St.P.O., anders $ 102 Abs. 4 
letzter Satz B.G. 

>”) Ob und wann eine Entscheidung über ein Ablehnungsgesuch 
wegen Besorgnis der Befangenheit ($ 834 B.St.) der Nachprüfung der 
höheren Instanzen unterliegt, ist im B.St. nicht gesagt. 

58) $ 86 Abs. 3 B.St., vgl. auch $ 377 Ziff. 2 St.P.O. 
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Die Verhandlung vor dem Disziplinargericht erfolgt 
nach Massgabe der für das kirchliche Strafverfahren der Erz- 
diözese geltenden Grundsätze °°) $°). 

Vor Fällung des Urteils ist dem Angeklagten Gelegen- 
heit zu mündlicher oder schriftlicher Verteidigung zu geben ®}). 
Der Angeklagte kann sich auch eines Verteidigers bedienen, 
jedoch nur eines solchen, der von dem Ordinariat für genehm 
erklärt worden ist ®?) 6). 

Der Fällung des Urteils geht weiter voran ein schrift- 
liches Referat und Korreferat, sowie ein mündlicher Vortrag 
des Referenten und Korreferenten °*). Hierauf ergeht das 
Erkenntnis‘°), das durch Stimmenmehrheit der Mitglieder 
des Disziplinargerichts gefällt wird °°%). Bei Stimmengleichheit 


59) 8 87 Abs. 1 B.St. 

6%) Da es zur Zeit keine (wenigstens keine publizierten) eigenen 
Verfahrensvorschriften für die Erzdiözese Freiburg gibt, so finden hier 
die Grundsätze der instructio congregationis episcoporum vom 11. Juni 
1880 (abgedruckt im Archiv Bd. 46 8. 3ff.) Anwendung. Vgl. auch 
Heiner, Bd. 2 S. 47#., Hinschius, Bd. 6 Abt. 1 S.76#., Lämmer, 
S. 325 ff., Richter, Bd. 2 S. 829 ff. und Vering, 8. 740 ff. 

°ı, 8 87 Abs. 2 B.St. 

62) 8 87 Abs. 3 B.St., vgl. auch $ 110 Abs. 2 B.G. 

63) Vgl. Art. 30 der instructio, wonach dem Angeklagten, wenn er 
die Bestellung eines Verteidigers unterlässt, ein solcher von Amts wegen 
beigegeben werden soll. Als Verteidiger kann selbstverständlich nicht 
nur ein beim Erzb. Gericht zugelassener Advokat, sondern auch ein bei 
den weltlichen Gerichten zugelassener Rechtsanwalt gewählt werden. 
Nichtkatholische Verteidiger wird das Gericht zurückweisen können. Nach 
$ 19 der Prager Diözesangerichtsinstruktion von 1870 (abgedruckt im 
Archiv Bd. 23 S. 429 ff.) sind solche sowie alle Laien, welche nicht die 
Advokatur gesetzlich ausüben, ausgeschlossen. Vgl. auch Hinschius, 
Bd. 6 Abt. 1 8. 92 Note 5, sowie Heiner, Bd. 2 S. 14). 

63) 8 87 Abs. 4 B.St. u. $21 D.P. 

65) Die Strafzumessung ist in das freie Ermessen des Disziplinar- 
gerichts gestellt. Zu berücksichtigen ist nur hinsichtlich der Strafart und 
der Strafhöhe die Schwere der Verfehlung und das persönliche Ver- 
schulden des Angeklagten ($ 91 Abs. 1 B.St.). 

BESLSSFAbS. 1 EB.SE. US, 2, DE: 
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entscheidet die Stimme des Vorsitzenden °°)°®). Das Erkenntnis 
muss dem Angeklagten schriftlich und mit Gründen®?) ver- 
sehen zugefertigt werden 7°). 


5. Rechtsmittel ”!). 


Der Verurteilte hat folgende Rechtsmittel: 

a) gegen das Erkenntnis des Disziplinargerichts die Be- 
rufung '?) an das kirchliche Appellationsgericht in 
Rottenburg und 

b) gegen dieses Erkenntnis die Berufung ??) an das kirch- 
liche Oberappellationsgericht in Köln ?°) '%). 

Die Berufung ist binnen 10 Tagen ?°) von der Zustellung 


67) g 88 Abs. 2 B.St. 

°8) Bei Stimmengleichheit müsste nach dem Grundsatze „in dubio 
pro reo“ die dem Angeklagten günstigere Meinung, nicht die des Vor- 
sitzenden den Ausschlag geben (vgl. cap. 26 [Gregor IX.] X. de sent. et 
re iud. II. 27, ferner 8$ 4 u. 80 der Prager Instruktion, sowie Hin- 
schius, Bd. 6 Abt. 1 S. 116 Note 3 und Heiner, Bd 28. 51). 

6°) Vgl. $ 47 der Prager Instruktion. 

”°%, 889 B.St. u. $118 Abs. 4 B.G., vgl. auch Art. 36 der instructio. 

”!) Die Einlegung eines Rechtsmittels hat: 

1. Suspensiveffekt, d. h. sie hindert den Eintritt der Rechtskraft 
des angefochtenen Erkenntnisses, 

2. Devolutiveffekt, d.h. die Verhandlung und Entscheidung der Sache 
geht von dem Richter, welcher dasangefochtene Erkenntniserlassen 
hat, an den höheren Richter, an welchen appelliert wird, über. 

2) Vgl. Art. 37 der instr., wonach für die Appellation die von der 
Const. „Ad militantis ecelesiae“ Benedikts XIV. vom 30. März 1742 auf- 
gestellten Regeln sowie die anderen, welche von dieser selben Congr. in 
dem Dekret vom 18. Dezember 1835 und in dem Zirkular vom 1. August 
1851 gegeben, zu beobachten sind. 

72188 90 Abs. H17B.St2 U280295 7A bs 421 DR; 

”4) Durch Breve Papst Leos XII. vom 25. April 1890, erneuert 
durch Breve vom 21. März 1897 wurden auf die Dauer von 7 Jahren für die 
vom Erzb. Offizialat in 1. Instanz entschiedenen kirchlichen Rechtssachen für 
die 2. Instanz der Bischof von Rottenburg und für die 3. Instanz der Erz- 
bischof von Köln als päpstliche Richter delegiert (vgl. Heiner, Erlasse S$. 6). 

5) Vgl. Art. 38 der instr. und $ 7 der Prager Instruktion. 
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des Erkenntnisses an bei dem Gericht unterer Instanz einzu- 
legen und binnen weiteren 30 Tagen bei dem Gericht höherer 
Instanz zu begründen "®), 

Die Frage, ob ein Erzb. Beamter, nachdem er den kirch- 
lichen Instanzenzug erschöpft, den ordentlichen Rechtsweg be- 
schreiten kann, ist zu verneinen. Aus der Anerkennung der 
katholischen Kirche in Baden als einer mit Autonomie aus- 
gestatteten Korporation ($ 1 des Gesetzes vom 9. Oktober 1860) 
ergibt sich deren Befugnis, ihrerseits, soweit nicht besondere 
staatliche Vorschriften bestehen, Aemter für die kirchliche 
Verwaltung (oder wie es im $& 1 B.St. heisst „Dienststellen 
der kirchlichen Verwaltung“) zu errichten und diese zu verleihen. 
Weiter folgt aus dieser Stellung, dass die kirchlichen Be- 
hörden über die betreffenden Amtsträger („Beamten“) kraft der 
der Kirche zukommenden Autonomie auch eine Straf- und 
Disziplinargewalt zu üben berechtigt sind, und dass deren Aus- 
übung, weil die Kirche eine Korporation des öffentlichen Rechts 
ist, nicht unter der Kontrolle der Zivilgerichte steht. Dem- 
gemäss haben diese eine Klage (etwa auf Diensteinkommen) 
eines im Disziplinarweg von der kirchlichen Behörde ent- 
lassenen Beamten, ohne in eine Prüfung der Rechtmässigkeit 
der Entlassung einzutreten, einfach abzuweisen, wenn ihnen 
das kirchliche Disziplinarerkenntnis vorgelegt wird ?”). 


6. Wiederaufnahme des Verfahrens ’°) 7°). 


Der Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens hat ein 
Erkenntnis, welches bereits rechtskräftig ist°®), d. h. mittels 


6), 8 90 Abs. 2 B.St. 

”n Vgl. Hinschius, Bd. 6 Abt. 1 S. 251 u. 252 Note 2, sowie 
Gierke, Genossenschaftstheorie S. 166 ff. u. 184. 

”®) Die Wiederaufnahme des Verfahrens hat weder Suspensiv- noch 
Devolutiveffekt. 

9) Vgl. auch $ 52 der Prager Instruktion. 

°0) Das Disziplinarerkenntnis ist rechtskräftig, sobald es durch kein 
Rechtsmittel mehr anfechtbar ist. Dies ist der Fall: 
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Berufung nicht mehr angefochten werden kann, zur Voraus- 
setzung und bezweckt eine anderweitige Entscheidung des- 
jenigen Gerichts, dessen Urteil angefochten wird ®}). 

Das Beamtenstatut unterscheidet 2 Arten von Wieder- 
aufnahme des Verfahrens: 


a) zu Ungunsten | 
b) zu Gunsten J des Beamten. 


Im ersteren Fall soll Verurteilung statt der früheren Ein- 
stellung oder Freisprechung, im letzteren Fall Freisprechung 
statt der früheren Verurteilung herbeigeführt werden. Die 
Wiederaufnahme eines durch Einstellung ®?) oder Freisprechung 
beendigten Disziplinarverfahrens wegen der gleichen Anschul- 
digungstatsachen ist stets zulässig, wenn es sich um solche 
Tatsachen handelt, welche dauernd die Achtung und das Ver- 
trauen schädigen, deren der Beamte in seinem Beruf bedarf; 
sonst nur: 


a) auf Grund neuer Beweise und 

b) während eines Zeitraums von 5 Jahren vom Tage 
des Einstellungsbeschlusses oder des freisprechenden 
Erkenntnisses an °?). 


Eine Wiederaufnahme des Verfahrens zu Gunsten des ver- 
urteilten Beamten kann jederzeit schriftlich beantragt werden, 
wenn der Angeklagte neue Beweismittel zu seinen Gunsten 
geltend zu machen vermag °*). Der Antrag ist an keine Frist 
gebunden. Ueber dessen Statthaftigkeit, die Erheblichkeit der 


1. wenn innerhalb der 10tägigen Notfrist (von der Zustellung des 
Erkenntnisses an) keine Berufung eingelegt oder 

2. vor Ablauf der Frist auf diese verzichtet oder 

. die Sache bereits in letzter Instanz entschieden wurde (vgl. auch 
$ 84 der Prager Instruktion). 
SS 07 SAbsı 2, B.Stau2S 1217 Ah8.20B.G: 

2) $S 80 B.St. 

®s) 8 96 B.St. u. $ 108 B.G. 

4, 8.97. Abs. 1 B.St. u. 81121 Abs. 11 B.G. 


o 
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geltendgemachten Tatsachen und die Wiederaufnahme des Ver- 
fahrens entscheidet das Disziplinargericht endgültig °°). 


7. Vollstreckung. 


Die Vollstreckung setzt ein rechtskräftiges Erkenntnis °°) 
voraus. Fügt sich der verurteilte Beamte dem Disziplinar- 
erkenntnis nicht, so kann die Kirche die Hilfe des brachium 
saeculare anrufen®”). Solange sich ein Beamter dem Dis- 


2175.97. Absır2 B.St. u. 8 121Ab3.22°B.G, 

2) Vgl Anm.80. 

s7) Nach $ 16 des Gesetzes vom 9. Oktober 1860, die rechtliche 
Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine im Staat betr., können 
„Verfügungen und Erkenntnisse der Kirchengewalt gegen die Freiheit 
oder das Vermögen einer Person wider deren Willen nur von der Staats- 
gewalt und nur unter der Voraussetzung vollzogen werden, dass sie von 
der zuständigen Staatsbehörde (d. i. gemäss $ 3 der ldh. V.O. vom 20. April 
1881 das Ministerium der Justiz, des Kultus und des Unterrichts) für 
vollzugsreif erklärt worden sind“. 

Eine Zuwiderhandlung gegen $ 16 zit. Ges. wird nach Art.3 $ 16a 
des Gesetzes vom 19. Februar 1874 geahndet, wonach „ein kirchlicher 
Oberer, welcher eine kirchliche Verfügung oder ein Erkenntnis gegen die 
Freiheit oder das Vermögen einer Person wider deren Willen zu voll- 
ziehen sucht oder den Vollzug wider deren Willen fortsetzt, sofern die 
Tat nicht in ein schwereres Vergehen oder Verbrechen übergeht, mit 
einer Geldstrafe von 300 bis 1500 Mark oder mit Gefängnis bis zu 
6 Monaten bestraft wird“. 

Zu $ 16 zit. Ges. wird im Kommissionsbericht der 2. Kammer 
erläuternd ausgeführt: 

„Der Kirche wird hier entsprechend der ihr gegebenen selbstän- 
digen Stellung eine Strafgewalt eingeräumt, die sich sowohl auf den 
Klerus als auch auf die Laien erstreckt. Man belässt damit der Kirche 
den ihr gebührenden Einfluss auf ihre Angehörigen, jedoch nicht in un- 
beschränktem Mass, indem, wenn es sich um Verfügungen und Erkennt- 
nisse gegen die Person oder das Vermögen handelt, und der Betroffene 
sich nicht freiwillig der Entscheidung der Kirchengewalt unterwirft, der 
Vollzug von der Staatsbehörde begehrt werden muss, von der allein ein 
wirklicher Zwang ausgehen kann, und ferner vor allem Vollzug eine 
Prüfung durch die Staatsbehörde einzutreten hat, ob die kirchliche Ent- 
scheidung nach staatlichen Grundsätzen bezw. nach den Satzungen der 
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ziplinarerkenntnis freiwillig unterwirft, bekümmert sich der 
Staat um ein solches nicht. Erst wenn die Kirche zum Voll- 
zug ihres Erkenntnisses Zwang und zwar Zwang gegen das 
Vermögen °®) des verurteilten Beamten angewendet wissen will, 
ist die Befugnis der Kirchengewalt zu Ende und beginnt jene 
des Staates. Das Eingreifen des letzteren kann veranlasst 


werden entweder 
a) durch das Begehren der Kirchengewalt, ihr Erkenntnis 


durch die weltlichen Zwangsmittel und die staatlichen 
Organe zu vollziehen, oder 

b) durch Anrufung staatlichen Schutzes seitens des Be- 
amten gegen Zwangsversuche der Kirchengewalt. 


Kirche gerechtfertigt ist. Dies letztere ist durch die einfache Betrach- 
tung begründet, dass man der Staatsgewalt nicht zumuten kann, ohne 
weiteres den Vollstrecker von fremden Verfügungen zu machen, ohne 
dass sie vorher sich überzeugt hat, dass das mit Recht geschehe, was 
vollzogen werden soll.“ (Verhandlungen der Ständeversammlung des 
Grossherzogtums Baden im Jahre 1859—1860, 6. Beilageheft, Karls- 
ruhe 1860.) 

Im Kommissionsbericht der 1. Kammer: 

„Zu den schwierigsten Bestimmungen über die innerhalb des Staates 
zulässigen Handlungen einer Kirchengewalt gehört ohne Zweifel die 
Entscheidung der Fragen, wie weit eine solche Gewalt hinsichtlich der 
Strafen gegen ihre Angehörigen im allgemeinen und ihre Beamten und 
Diener insbesondere gehen darf, und ob der Staat eine Verpflichtung hat, 
sie hierin zu unterstützen. Der vorliegende Gesetzentwurf beantwortet 
diese Fragen in der Weise, dass er zunächst zwischen kirchlichen Er- 
kenntnissen, welche die Freiheit oder das Vermögen einer Person be- 
treffen, und allen übrigen Arten von Rügen und Bussen unterscheidet; 
und dass er zweitens eine Vollziehung der Strafen der ersteren Art durch 
ihn, falls der Betreffende sich nicht freiwillig unterwerfe, nur unter der 
Voraussetzung eintreten lassen will, dass die zuständige Staatsbehörde 
sie für vollzugsreif erklärt, in welchem Fall sie alsdann auch vom Staat 
und zwar nur von ihm werde vollzogen werden.“ (Spohn, Badisches 
Staatskirchenrecht S. 32 Note 3.) 

°8) Unter „Vermögen“ hat man hier alles zu verstehen, was Gegen- 
stand des Besitzes und Einkommens ist. Eine Strafe gegen das Ver- 
mögen ist z. B. die Einkommensminderung, die Entlassung u. s. w. (vgl. 
Spohn zu $ 16 S. 31 u. Hinschius, Bd. 6 Abt. 1 S. 284). 
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In beiden Fällen lässt die Staatsbehörde ihrer Entschlies- 
sung eine vollständige Prüfung des Sach- und Rechtsverhält- 
nisses vorhergehen°?). 


8. Kosten’). 


Die Kosten des Disziplinarverfahrens fallen dem verur- 
teilten Beamten zur Last°?). 


IV. Verhältnis des Disziplinarverfahrens zur strafgerichtlichen 
Verfolgung ’?). 


Disziplinarverfahren und strafgerichtliche Verfolgung sind 
nach ihren Voraussetzungen, Zwecken und Wirkungen ganz 
unabhängig voneinander. Es ist daher ebensowohl möglich, 
dass das eine Verfahren eintritt, ohne das andere nach sich 
zu ziehen, als dass beide miteinander kumuliert werden. Aus 
Zweckmässigkeits- und Billigkeitsgründen ist es aber ausge- 
schlossen, dass beide Verfahren gleichzeitig nebeneinander 
stattfinden ??); denn abgesehen davon, dass auf diese Weise 
eine doppelte Beweisaufnahme erspart, möglicherweise sogar 
durch die strafgerichtliche Entscheidung jedes Disziplinarver- 
fahren überflüssig werden kannt), würde man auch dem An- . 
geschuldigten seine Lage unnötig erschweren, wollte man ihm 


89) Vgl. Wielandt, Staatsrecht S. 315 Anm. 2. 

90) Vgl. hierzu $ 86 der Prager Instruktion und Hinschius, Bd. 6 
Abt. 18. 136 f. 

21) 8 98 B.St. u. $ 127 Abs. 3 B.G. 

92) Ist gegen einen Beamten ein strafgerichtliches Verfahren an- 
hängig, so ist das Ordinariat befugt, die einstweilige Sistierung seines 
Diensteinkommens (Ruhegehalts) sowie event. die einstweilige Aussetzung 
der Gehaltszulage zu verfügen ($$ 93 u. 37 Abs. 1 B.St.). 

»°) Ein Disziplinarverfahren wegen Handlungen, welche den Gegen- 
stand strafrechtlicher Verfolgung bilden, kann während der Dauer des 
staatlichen Strafprozesses weder eingeleitet noch fortgeführt werden ($ 94 
Abs. 1 B.St. u. $ 98 Abs. 1 B.G.). 

4). 8 73 B.St. 
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zumuten, dass er sich gleichzeitig in 2 Untersuchungen ver- 
antworten soll. Das Beamtenstatut hat daher in Würdigung 
dieser Gesichtspunkte folgendes bestimmt: 

1. Endet das strafgerichtliche Verfahren mit Einstel- 
lung oder Freisprechung des Beamten, so bleibt dem 
kirchlichen Disziplinarverfahren die Prüfung und Entscheidung 
darüber vorbehalten, ob in den durch den Strafrichter fest- 
gestellten Tatsachen eine Pflichtverletzung des Beamten zu 
erblicken und zu ahnden sei °°). 

2. Hat dagegen das staatliche Strafverfahren zu einer 
Verurteilung des Beamten geführt, die nicht ipso iure den 
Verlust des Amts zur Folge hat?®), so wird gegebenenfalls 
das kirchliche Disziplinarverfahren durchgeführt ?”). 


8 14. 


Veränderung und Beendigung des Erzb. Beamten- 
verhältnisses. 


I. Veränderung. 


Wie ein Beamter jederzeit durch den Ordinarius aus wich- 
tigen dienstlichen Gründen seiner Amtsgeschäfte enthoben 
werden kann !), so kann er auch ?) auf eine andere gleichartige, 
unter gewissen Voraussetzungen ’) sogar auf eine geringere 
Amtsstelle *) versetzt werden. 

Das Beamtenstatut unterscheidet hiernach: 

l. Versetzung, d. h. Uebertragung eines andern den 
Fähigkeiten und der beruflichen Ausbildung des Beamten ent- 


»5) 8 94 Abs. 3 B.St., 8 99 Abs, 2 B:G., ähnlich $ 23 D.P.; vel. 
auch $ 37 Abs. 2 B.St. (S. 87 Anm. 52). 

SEVsl ES Z3uB:St; 

») 88 94 Abs. 2 u. 37 Abs. 3 B.St. (S. 87 Anm. 52); vgl. auch 
S 24 D.P. 

1). 8.25 Abs..2 B.St.'(S. 80). 2) Durch den Ordinarius. 

2) EV gl: 88174, 015 A Hau. 4,6927 Abs 1 u 5 Be 

*) Durch Disziplinarerkenntnis. 
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sprechenden Amts, wodurch der Beamte weder eine Minderung 
seines Dienstrangs noch seiner ihm urkundlich zugesicherten 
Gehaltsansprüche erleidet). 


2. Versetzung in deterius‘), d. h. Uebertragung 
eines andern Amts mit niedrigerem Rang und geringerem 
Diensteinkommen‘). Diese kann zur Strafe®) durch Dis- 
ziplinarerkenntnis verhängt werden bei allen gröberen Ver- 
letzungen der dienstlichen und ausserdienstlichen Verpflich- 
tungen), bei Missachtung der Ehevorschriften !°), bei eigen- 
mächtigem Verlassen des Dienstes ohne Urlaub oder ohne 
Kündigung !!), sowie bei sämtlichen im $ 75 genannten Dis- 
ziplinarvergehen !?), 


I. Beendigung. 


Während Versetzung, sei es auf eine gleichartige oder 
geringere Amtsstelle, nur das konkrete Amtsverhältnis beendet, 
wird in den Fällen des Todes, der Kündigung und der Dienst- 
 entlassung das Dienstverhältnis mit allen seinen Rechten und 
Pflichten — abgesehen von der Pflicht zur Amtsverschwiegen- 
heit?) in den Fällen der Kündigung und der Dienstentlassung 
und dem Anspruch der Hinterbliebenen auf Versorgung im 
Falle des Todes — aufgelöst. 

Ueber die einzelnen Arten der Beendigung des Erzb. 
Beamtenverhältnisses gilt folgendes: 


EIESELZER. SEE 826: DR 875 Abs 1: BG Fur 9 Abs. 22.0: 
2\.8. 91 Abs. 1 lit. f B.St., $S 15 Abs. 2 D.P. und $ 94 Abs. 1 B.G, 
?) Es tritt hier eine Minderung des Diensteinkommens auf den tarif- 
mässigen Satz des neuen Amts ein ($ 91 lit. f B.St.). 
2) En vorangegangenem Disziplinarverfahren (S. 110 Ziff, 6 lit. a). 
$S 74 B.St. (S. 107 B. 1 lit. a). 
SIWApE 8 JAEBStA (8107 Anmi14u. Sa Zzık): 
32 Abs. 1 u. 2 B:St. (8.,108 Anm. 15'u. 7Af). 
75 2a (S. 108). 
gl. $ 13 Abs. 2 B.St. (S. 73 u. 108 it. k). 
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770.0, 


Da das Beamtenverhältnis ein Rechtsverhältnis ist, dessen 
Wirkungen sich auf die Lebenszeit des Beamten erstrecken, 
so erlischt es naturgemäss mit dem Tode des Beamten, vor- 
behaltlich jedoch der etwaigen Ansprüche seiner Hinterbliebenen 
auf Versorgung, welche in dem Beamtenverhältnis des Ver- 
storbenen ihre Grundlage haben und gerade für den Fall des 
Todes des Beamten in Kraft zu treten bestimmt sind und 
damit erst ihren wirklichen Wert erhalten !?). 


2. Kündigung??). 


a) Von seiten des Beamten. 


Wie der Erzb. Beamte freiwillig in den Dienst der 
Kirche getreten ist, so soll er auch in gleicher Weise jeder- 
zeit aus demselben wieder austreten können; denn es entspricht 
einem allgemeinen Rechtsgrundsatz, dass niemand ein Dienst- 
verhältnis auf Lebenszeit eingehen kann !%). Diesem Postulat 
der persönlichen Freiheit hat auch das Beamtenstatut Rech- 


2 Vol, Eckertn..116-B.0.B28.9512u.8.30.4 

15) Ein Beamter, der sein Dienstverhältnis gekündigt hat, oder dem 
dasselbe gekündigt worden ist, hat die Pflicht, soweit er nicht seiner 
dienstlichen Geschäfte enthoben wird, bis zum Ablauf der Kündigungs- 
frist alle Obliegenheiten seines Dienstes gewissenhaft und pünktlich zu 
erfüllen. Auch nach Lösung seines Beamtenverhältnisses haftet er noch 
für die Kosten der Aufarbeitung etwaiger von ihm verschuldeter Rück- 
stände, sowie für alle vermögensrechtlichen Ansprüche der Kirche aus 
seinem Beamtenverhältnis. Die Haftung für die Kosten der Aufarbeitung 
der von ihm verschuldeten Rückstände ist selbst dann begründet, wenn 
ihm seitens der vorgesetzten Behörde der Dienst vor Ablauf der Kündigungs- 
frist abgenommen wird ($ 81 B.St.). 

16) Das B.G.B. bestimmt in dieser Hinsicht in $ 624 zwingend, dass 
ein Dienstverhältnis, welches für die Lebenszeit einer Person oder für 
längere Zeit als 5 Jahre eingegangen ist, von dem Verpflichteten (d. i. 
hier von dem Beamten) nach Ablauf von 5 Jahren unter Einhaltung 
einer sechsmonatigen Kündigungsfrist gekündigt werden kann. 
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nung getragen und in $ 29 bestimmt, dass jeder Beamte 1”) 
unter Einhaltung. einer halbjährigen Kündigungsfrist auf den 
Schluss eines Kalendervierteljahres jederzeit seinen Dienst auf- 
kündigen kann 1?) 19), 


b) Von seiten der zunächst vorgesetzten Behörde. 


Diese ist nur möglich bei widerruflich angestellen Be- 
amten — mit der einzigen Ausnahme des $ 9 Abs. 4°) — 
und kann nur auf den Schluss eines Kalendervierteljahres mit 
dreimonatiger Kündigungsfrist erfolgen ?!)??). Mit der Kün- 
digung kann zugleich, wenn es angezeigt erscheint, die sofortige 
Enthebung des Beamten von seinen dienstlichen Funktionen 
verfügt werden. Dazu ist jedoch ebenso wie zur Kündigung 
die Genehmigung des Ördinariats erforderlich ?®). Nur wenn 
Gefahr im Verzug ist, kann die zunächst vorgesetzte Dienst- 
behörde den Beamten fürsorglich und vorbehaltlich der Ge- 
nehmigung des Ordinariats seiner Dienste entheben °*). 


1?) Gleichviel ob widerruflich oder unwiderruflich angestellt. 

BESESIWA ben 12 B.S6 087270 D. PN E80 Absi 17 B.G Fund 8922 
Abs. 1 D.O. verlangen nur die Einhaltung einer vierteljährigen Kündi- 
gungsfrist. 
19) Die Kündigung eines Erzb. Beamten bewirkt: 
1. dass mit dem Tage der Kündigung dessen Ansprüche auf Ruhe- 
gehalt und Hinterbliebenenversorgung erlöschen ($29 Abs. 2 B.St. 
u. $ 6 Abs. 2 B.G.), 
2. dass mit dem Ablauf der Kündigungsfrist seine Ansprüche auf 
den Amtstitel, die Eigenschaft als Beamter und den Weiter- 
bezug des Diensteinkommens entfallen ($ 30 B.St.). 
20), Vgl. Anm. 26. 
21)8528 Abs. 1 B.St., 5 29 Abs. 1 D.P., S4 Abs, 3 B.G. u. $ 23 
Abs. 1 D.O. 

®®) Wirkung: Mit dem Ablauf der Kündigungsfrist erlischt der 
Anspruch des Beamten auf seinen Amtstitel, die Eigenschaft als Beamter 
und den Weiterbezug seines Diensteinkommens ($ 30 B.St.). 

221481037 Abs. .10u! 2 B.St. 

24) 6 28 Abs. 3 B.St. 
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3. Dienstentlassung. 


Das Beamtenverhältnis gilt mit sofortiger Wirkung 
als aufgelöst ?°): 
a) wenn ein widerruflich angestellter Beamter den Dienst- 


eid bezw. bei Uebertragung eines neuen Dienstes die 
Berufung auf denselben verweigert ?°), 


b) wenn ein Beamter bei der Eheschliessung die Vor- 


schriften der katholischen Kirche nicht beobachtet ?”), 


c) wenn ein Beamter ohne Urlaub oder ohne Kündigung 


seinen Dienst verlässt und nicht binnen 30 Tagen nach 
seiner eigenmächtigen Entfernung sich seiner vorge- 
setzten Dienstbehörde stellt, oder wenn er?°) eigen- 
mächtig vor Ablauf der Kündigungsfrist seine Dienst- 
leistungen einstellt ?°) ?°), 


>) Wirkung: Sofortiger Verlust sämtlicher aus dem Beamten- 
verhältnis resultierender Rechte (auf Titel, Rang, Diensteinkommen, Ruhe-, 
Sterbe- und Versorgungsgehalt). 

26) Verweigert ein unwiderruflicher Beamter den Diensteid bezw. 
bei Uebertragung eines neuen Dienstes die Berufung auf denselben, so 
gilt sein Beamtenverhältnis als mit dreimonatiger Frist vom Tage der 
Eidesverweigerung ab gekündigt ($ 9 Abs. 4 B.St.). 

2”, S 15 Abs. 5 B.St., vgl. auch S. 78 lit. d u. 107 Anm. 13. 

?°) Einerlei, ob er selbst gekündigt hat, oder ob ihm gekündigt 
worden ist ($ 32 Abs. 5 B.St.). 

22118732. Abs. 1,4 u. 5, B.St. 

>) Wirkungen: 


1: 


m 


cn 


Sistierung des Diensteinkommens mit dem Tage der Aufhörens 
der Dienstleistungen ($ 32 Abs. 1 B.St), 


. Rückersatz des für die Zeit nach der Einstellung der Dienst- 


leistungen schon verabfolgten Diensteinkommens ($ 32 Abs. 3), 


. Haftung für allen Schaden, welcher der Kirche aus der eigen- 


mächtigen Einstellung der Dienstleistungen entstanden ist ($ 32 
Abs. 6), 


. Erlöschen sämtlicher aus dem Beamtenverhältnis abfliessender 


Rechte (auf Titel, Rang, Diensteinkommen, Ruhegehalt und 
Hinterbliebenenversorgung) mit dem Tage der eigenmächtigen 
Entfernung ($ 32 Abs. 4 u. 5 B.St.). 
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d) wenn ein Beamter wegen eines Verbrechens oder Ver- 
gehens, bei welchem das R.St.@.B. die Aberkennung 
der bürgerlichen Ehrenrechte zulässt *!), rechtskräftig 
verurteilt worden ist ®?). 

Das Beamtenverhältnis kann aber auch im Wege des 
Disziplinarverfahrens wegen aller gröberen Verletzungen 
der dienstlichen °?) und ausserdienstlichen Verpflichtungen °*), 
oder wegen Handlungen im Sinne von $$ 15 Abs. 3 und 4°°), 
32 Abs. 1°%) und 92 B.St.°”) durch Disziplinarerkenntnis auf- 
gelöst werden ®) und zwar: 

a) bei einem unwiderruflich angestellten Beamten mit?*) 

oder ohne Kündigung *°), 

b) bei einem widerruflich angestellten ohne Kündigung *}). 


ZnVEl4S, 64 Anm. 13.20, 8. 32) 8.783. B.St. 

3) 88 74u.33 B.St.u.$24 D.O. Die Worte „gröbere Verletzungen der 
dienstlichen Verpflichtungen“ enthalten eine Zusammenfassung der im $ 75 
lit. a u. lit. e—k B.St. genannten Disziplinarvergehen (vgl. S. 108 lit. a 
u. lit. e—k). 

s4) 8S 74 u. 33 B.St.u.$ 24 D.O. Durch die Worte „alle gröberen 
Verletzungen der ausserdienstlichen Verpflichtungen“ sollen die Einzel- 
fälle des $ 75 lit. a—d u. lit. 1 B.St. unter einem gemeinsamen Begriffe 
zusammengefasst werden (vgl. S. 108 lit. a—d u. lit. ]). 

85) Vgl.S. 77£.u.8S.107 Anm.14. °°) Vgl.S.74f.u.8.108 Anm. 15. 

>”) D. h. wegen solcher Handlungen, die der Beamte vor seinem 
Eintritt in den kirchlichen Dienst bezw. vor Erlangung der Unwiderruf- 
lichkeit begangen hat, sofern durch diese die Achtung und das Vertrauen, 
welche der Beruf des Beamten erfordert, in solchem Masse geschädigt 
werden, dass die Dienstentlassung geboten erscheint. 

®®) Wirkung: Verlust sämtlicher aus dem Beamtenverhältnis ab- 
fliessender Rechte auf Rang, Titel, Diensteinkommen, Ruhe-, Sterbe- und 
Versorgungsgehalt ($ 91 Abs. 1 lit. h B.St. u. $ 95 Abs. 1 B.G.). 

#9) Bei der Dienstentlassung mit Kündigung ist die dreimonatige 
Kündigungsfrist des $28 Abs. 1 B.St. (vgl. S. 125 lit. b) einzuhalten, die 
mit der Rechtskraft des Disziplinarerkenntnisses (vgl. S. 117 f. Anm. 80) zu 
laufen beeinnt. Anwendung findet hier auch $ 31 B.St. (vgl. S. 124 Anm. 15). 

40%) D.h. mit der Rechtskraft des Disziplinarerkenntnisses (vgl. S. 117 f. 
Anm. 80); vgl. auch S. 110 f. Ziff. 8. 

#1) 8 33 B.St. u. $ 24 D.O. 
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Seo} 
Verfolgung der Rechtsansprüche aus dem Erzb. 
Beamtenverhältnis. 


I. Kompetenzfrage. 


Die Kompetenzfrage, d. h. die Frage, wo einerseits An- 
sprüche der Erzb. Beamten, anderseits solche gegen Erzb. 
Beamte aus ihrem Beamtenverhältnis geltend gemacht werden 
können, ist je nach der öftentlich- oder privatrechtlichen Natur 
dieses Verhältnisses verschieden zu beantworten. 

1. Aus dem öffentlichrechtlichen Charakter des Erzb. 
Beamtenverhältnisses resultierende Ansprüche gehören 
auf Grund der durch Gesetz vom 9. Oktober 1860 der 
katholischen Kirche gewährleisteten Autonomie vor das 
kirchliche Gericht!) und zwar: 
a)in 1. Instanz vor das Erzb. Offizialat in Freiburg, 

das aus einem Mitglied des Domkapitels als Vorsitzenden 
und 4 Räten, worunter 1 Laie, zusammengesetzt ist?), 

b) in 2. Instanz vor den Bischof von Rottenburg °), 

c) in 3. Instanz vor den Erzbischof von Köln ®) >) ®). 

2. Für die Geitendmachung privatrechtlicher An- 
sprüche aus dem Dienstverhältnis — das sind ins- 
besondere die Ansprüche auf Diensteinkommen, Ruhe- 
gehalt und Hinterbliebenenversorgung — steht dem Erzb. 
Beamten unbeschränkt der ordentliche Rechtsweg often °). 


!) Vgl. Gierke, Die Genossenschaftstheorie und die deutsche Recht- 
sprechung, S. 166 ff. u. 184. 

?) Vgl. Personalschematismus der Erzdiözese Freiburg, 1903 8. 5. 

3) Vgl. S. 116 Anm. 74. *) Vgl. Anm. 3. 

5) Vgl. Wielandt, Staatsrecht S. 332. 

6) Ueber die Frage, ob ein Erzb. Beamter, nachdem er den kirch- 
lichen Instanzenzug erschöpft, den ordentlichen Rechtsweg beschreiten 
kann, vgl. S. 117. 

”) Vgl. $ 1 Abs. 2 Satz 2 in Verb. mit $ 22 B.St., ferner $. 60 
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II. Aktiv- und Passivlegitimation. 


l. Bei vermögensrechtlichen Ansprüchen gegen den Be- 
amten ist in erster Linie anspruchsberechtigt die be- 
nachteiligte juristische Person oder Kasse, sofern diese juristi- 
sche Persönlichkeit besitzt). Entbehrt die benachteiligte Kasse 
dieser Eigenschaft, oder steht eine Geldstrafe in Frage”), so 
gilt die Kasse, aus welcher dem Beamten das Diensteinkommen 
bezw. der Ruhegehalt zufliesst, falls sie mit juristischer Per- 
sönlichkeit begabt ist, sonst die katholische Kirche des Erz- 
bistums Freiburg !°) als aktivlegitimiert !}). 


Anm. 9 und Gierke, Deutsches Privatrecht, Bd. 1 8. 323, endlich $ 88 
Ana 1. D.G: 

Dass der ordentliche Rechtsweg durch $ 7 Abs. 3 B.St. nicht aus- 
geschlossen werden kann, vgl. S. 57. 

aSS22AbE3.D,8t. 

®) „oder steht eine Geldstrafe in Frage“. Diese Bestimmung be- 
ruht auf einer Verwechslung von öffentlichem und Privatrecht. Da 
$ 22 B.St. nach seiner Ueberschrift („Klagen über vermögensrechtliche 
Ansprüche“) nur auf privatrechtliche Ansprüche sich beziehen kann, der 
Anspruch auf Zahlung einer rechtskräftig erkannten Geldstrafe aber 
zweifellos ein öffentlichrechtlicher ist, so kann die Geltendmachung dieses 
Anspruchs nicht im Wege einer zivilrechtlichen Klage, sondern nur ge- 
mäss $ 16 des Ges. vom 9. Oktober 1860 (vgl. Vollstreckung S. 119 ff.) 
erfolgen. 

10) Die Ausdrucksweise „katholische Kirche des Erzbistums Frei- 
burg“ als juristische Person im Sinne von $ 1 des Ges. vom 9. Okto- 
ber 1860 ist: 

1. pleonastisch; denn das Erzbistum Freiburg ist eben die katho- 
lische Kirche des Erzbistums Freiburg, 

2. zu weit. Durch $ 1 zit. Ges. ist nicht dem Erzbistum Freiburg 
als solchem (zu dem auch Hohenzollern gehört), sondern nur dem 
Erzbistum Freiburg, soweit es sich auf Baden erstreckt, die juri- 
stische Persönlichkeit gewährleistet; denn zu ersterem wäre der 
badische Gesetzgeber gar nicht kompetent gewesen. 

Aber auch die in den Urteilen des Landgerichts Freiburg (vom 21. De- 
zember 1900, siehe Anhang IS. 144 ff.) und des Oberlandesgerichts Karls- 
ruhe (vom 23. Dezember 1901, siehe Anhang IL S. 156 ff.) in Sachen des 
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2. Bei vermögensrechtlichen Ansprüchen des Beamten ist 
passivlegitimiert die Kasse, aus welcher sein Gehalt ent- 
richtet wird, sofern sie juristische Person ist 1?). Entbehrt die 
an und für sich verpflichtete Kasse dieser Eigenschaft, so gilt 
die katholische Kirche des Erzbistums Freiburg !?) als privat- 
rechtlich verpflichtet !*). 


Erzb. Baudirektors Meckel gegen die kath. Kirche in Baden, vertreten 
durch den Erzbischof in Freiburg gebrauchte Ausdruckweise „katho- 
lische Kirche in Baden“ für die im $ 1 zit. Ges. mit dem Recht 
einer Öffentlichen Korporation begabte katholische Kirche kann kirchen- 
rechtlich nicht als zutreffend erachtet werden. Denn da die katho- 
lische Kirche nach Bistümern und nicht nach Ländern organisiert ist, 
so ist es unrichtig zu sagen, die katholische Kirche eines Landes 
sei Trägerin der Rechte, »die ihr in diesem Lande gewährleistet sind. 
Subjekt dieser Rechte ist vielmehr nach der auch staatlicherseits aner- 
kannten Verfassung der Kirche mangels eines andern ausdrücklich mit 
juristischer Persönlichkeit ausgestatteten kirchlichen Instituts stets das 
Bistum (bezw. die Bistümer) des betreffenden Landes. Darum konnte 
auch im $ 1 zit. Ges. unter katholischer Kirche als juristischer Person 
nichts anderes gemeint sein als der im Erzbistum Freiburg organisierte 
Teil der Gesamtkirche, soweit er geographisch mit dem Grossherzogtum 
Baden zusammenfällt. Juristische Person ist daher in Baden die katho- 
lische Kirche nur in Gestalt des Erzbistums Freiburg in seinem 
badischen Anteil oder Bestand, und Vertreter dieser Korporation 
des Öffentlichen Rechts ist der Erzbischof von Freiburg als der höchste 
Repräsentant der Kirchengewalt der Erzdiözese (vgl. Schulte, Die 
juristische Persönlichkeit der kathol. Kirche, S. 147 u. 150, Maas 8. 475 
u. Vering 8. 241). 

11) 8 22 Abs. 4 B.St. 2 


$ 22 Abs. 1 B.St. 
13) Vol. Anm. 10. 14).8.92 


Abs. 2 B.St. 


Anhang. 


L: 


Urteil der I. Zivilkammer des Grossh. Landgerichts zu 
Freiburg vom 21. Dezember 1901 


in Sachen 


des Erzb. Baudirektors Max Meckel in Freiburg, Klägers gegen 
die katholische Kirche im Grossherzogtum Baden, vertreten 
durch den Erzbischof in Freiburg, Beklagte. 


Urteil. 


Die Beklagte wird verurteilt, anzuerkennen, dass die durch Urkunde 
vom 14. Dezember 1893 mit Rückwirkung vom 1. Januar 1884 an er- 
folgte Anstellung des Klägers als Erzb. Baudirektors im Sinne des $ 29 
der Erzb. Dienerpragmatik vom 20. Februar 1862 bezüglich der ver- 
mögensrechtlichen Wirkungen unwiderruflich ist. 

Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen. 


Tatbestand. 


Der Kläger war seit 1374 als selbständiger Architekt in Frank- 
furt a. M. tätig. Seit dieser Zeit hat er in den Diözesen Limburg, 
Mainz und Fulda eine grosse Anzahl von Kirchen und kirchlichen Ge- 
bäuden ausgeführt. Seit 1884 war er auch als technischer Berater des 
Frankfurter Dombauvereins bestellt. 1885 wurde er vom Bischof Klein 
von Limburg zum Diözesanbaumeister von Limburg ernannt. Erzbischof 
Roos von Freiburg, der den Kläger aus der Zeit, da er noch Stadtpfarrer 
und Mitglied des Domkapitels und später Bischof in Limburg war, kannte 
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und zu würdigen wusste, lenkte 1891, als der Bau der Herz-Jesu-Kirche 
in Freiburg zur Ausführung kommen sollte, die Aufmerksamkeit des für 
diesen Bau erwählten Komitees auf den Kläger. So kam es, dass der 
Kläger den Bau dieser Kirche übertragen erhielt und von Frankfurt a.M. 
aus besorgte. Am 3. Dezember 1891 trug das Erzb. Ordinariat dem 
Kläger die Stellung des Vorstandes des Erzb. Bauamtes in Freiburg an. 
Mit Führung der Verhandlungen hierwegen war der damalige Erzb. 
Kanzleidirektor Dr. Maas betraut. Diesem erklärte der Kläger, die ihm 
angebotene Stellung genüge ihm nicht; wenn man auf seiner Berufung 
nach Freiburg beharre, dann müsse die Stelle entsprechend erweitert und 
ihm ein grösseres Feld für künstlerische Tätigkeit bereitet werden. Zu 
dieser Zeit war die Vorstandsstelle in Freiburg durch den Architekten 
Hörth verwaltet. Als aber dieser am 6. Mai 1892 verstarb, wurde die 
anderweite Besetzung der Stelle dringend. Der Kläger erklärte sich bereit, 
dieselbe einmal provisorisch zu übernehmen, während die definitive Ueber- 
nahme, sowie die Erweiterung und der Ausbau des Geschäftskreises 
weiterer Verhandlung überlassen bleiben sollte. Diese Verhandlungen 
nahmen einen den Wünschen und Ansprüchen des Klägers derart 
günstigen Fortgang, dass dieser die ihm unter sehr günstigen Be- 
dingungen angebotene Professur der mittelalterlichen Baukunst an der 
Technischen Hochschule in Karlsruhe ausschlug und die in Freiburg 
eigens für ihn geschaffene Stelle eines Erzb. Baudirektors annahm, 
womit ihm die Leitung des gesamten Bauwesens der Erzdiözese und 
die Ausführung aller bedeutenderen Kirchenbauten in dieser zugesichert 
war. Das mit der Klage in Abschrift vorgelegte (S. 37 f.) Dekret 
lautet: 

„Johannes Christian durch Gottes Barmherzigkeit ..... u. 8. W. 
Erzbischof von Freiburg, Metropolit der Oberrheinischen Kirchenprovinz. 

„Wir sehen uns veranlasst, andurch unserem Bauinspektor Herrn 
Max Franz Emanuel Meckel in Frankfurt a. M. unter Belassung in seiner 
Stellung als Vorstand des Erzb. Bauamts Freiburg die Stelle eines Erzb. 
Baudirektors mit dem Amtssitze in Freiburg zu übertragen und ihm 
damit die bauliche Oberaufsicht über die sämtlichen kirchlichen Bau- 
inspektionen bezw. Aemter unserer Erzdiözese, beginnend vom 1. April 
1894 ab, anzuvertrauen. 

„Wir sichern dem Herrn Erzb. Baudirektor Meckel im Hinblick auf 
seine hervorragenden Kenntnisse und Fähigkeiten unter Aufhebung 
unserer Signatur vom 4. August 1892 eine Jahresbesoldung von 7000 Mk. 
und einen jährlichen Wohnungsgeldzuschuss von 1000 Mk. für seinen 
(sesamtdienst als Baudirektor und Bauamtsvorstand vom 1. April 1894 
zu. Sollte derselbe den Dienst eines Münsterbaumeisters dahier über- 
nehmen, so würden durch eine Vereinbarung die in gegenwärtiger Sig- 
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natur gewährten Bezüge mit Rücksicht auf seine Besoldung als Münster- 
baumeister ermässigt. 

„Wir verleihen dem Herrn Baudirektor Meckel alle Rechte, welche 
in der Dienerpragmatik für die Beamten des Erzbistums Freiburg vom 
20. Februar 1862 genannt sind, mit der Massgabe, dass seine Dienstjahre 
vom 1. Januar 1884 an gerechnet werden. 

„Dessen zur Urkunde ... u. s. w. 


Freiburg, den 14. Dezember 1893. 


(gez.) Johannes Christian.“ 


(DES) 


Diese Urkunde ging dem Kläger mit dem gleichfalls in Ab- 
schrift der Klage (8. 41/42) angeschlossenen Schreiben des Erzb. Ordi- 
nariats — gezeichnet R. Behrle — vom 14. Dezember 1893 zu, worin 
dem Kläger eröffnet wird, dass er vom 1. April 1894 ab zu den Sitzun- 
gen des Ordinariats über sein Baureferat nach Bedarf beigezogen werden 
würde. 

Damit war also dem Kläger, der schon vom Mai 1893 ab in pro- 
visorischer Weise die Vorstandsstelle des Bauamts Freiburg innehatte, 
mit Wirkung vom 1. April 1894 das Amt eines Baudirektors für die 
Erzdiözese eingeräumt. Auf 1. Juli 1894 siedelte er von Frankfurt nach 
Freiburg über. Erzbischof Roos starb 1896. In der Folge traten zwischen 
dem Ordinariate und dem Kläger Differenzen auf, so dass das Ordinariat 
den Katholischen Öberstiftungsrat beauftragte, dem Kläger mit drei- 
monatlicher Frist zu kündigen. Die Kündigung wurde sodann am 
9. Juni 1900 durch Notar v. Litschgi dem Kläger zugestellt. Dieser liess 
am 11. Juni durch ein Schreiben seines Rechtsanwaltes an den Ober- 
stiftungsrat unter Berufung auf die Unwiderruflichkeit seiner Anstellung 
hiergegen Protest erheben. Das Ordinariat erwiderte am 20. Juni, dass 
es dem Kläger anheimgebe, hierwegen Klage zu erheben. Mit Erlass 
des Oberstiftungsrates vom 30. August 1900 wurde die Kasse für die 
Erzb. Bauämter in Karlsruhe angewiesen, die Bezüge des Klägers mit 
dem 8. September einzustellen. Ein weiterer Erlass der gleichen Behörde 
vom 3. September wies den technischen Assistenten, Architekten Gentner 
in Freiburg, an, vom Kläger am 9. September den gesamten Dienst und 
das vorhandene zu diesem gehörige Inventar zu übernehmen. Hierauf 
liess der Kläger am 6. September durch seinen Anwalt dem Ober- 
stiftungsrat eröffnen, dass er gegen das beabsichtigte Vorgehen Ver- 
wahrung einlege und die Abgabe des Dienstes und des Inventars ver- 
weigere — vgl. die Abschriften der betr. Schriftstücke A.S. 53, 59, 61. 
Gleichwohl hielt sich der Kläger vom 9. September an von den Ge- 
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schäftsräumen fern, um es nicht auf eine gewaltsame Entfernung an- 
kommen zu lassen. 

Diese Tatsachen sind nicht bestritten. Ebensowenig besteht Streit 
über den Wortlaut der Dienerpragmatik für die Beamten des Erzbistums 
Freiburg vom 20. Februar 1862, welche in einem Abdruck den Akten 
S. 131 angeheftet ist. Dieselbe ist erlassen vom verstorbenen Erzbischof 
Hermann v. Vicari und enthält insbesondere folgende hier einschlägige 
Bestimmungen: 

$ 2. „Jeder solche Erzb. Beamte erhält von uns bei seiner An- 
stellung eine Anstellungsurkunde (Signatur), worin ihm der Dienst über- 
tragen, die Besoldung, sowie der Anfangstermin der Dienstzeit und der 
Besoldung bestimmt wird. 

„Durch die Annahme dieser Signatur gilt der Dienstvertrag als ab- 
geschlossen, welcher überhaupt nur nach dem Inhalte der Anstellungs- 
urkunde und etwaigen weiteren von uns ausgehenden Urkunden zu be- 
urteilen ist.“ 

83. „Die Dienstjahre laufen, wenn in der Signatur nicht ausdrück- 
lich ein anderes bestimmt ist, von dem Datum der Anstellungsurkunde.“ 

$ 29. „In den ersten fünf Jahren ist jeder Erzb. Beamte, wofern 
ihm die Signatur oder eine sonstige von Uns ausgestellte Urkunde nicht die 
Unwiderruflichkeit oder lebenslängliche Anstellung zusichert, nur wider- 
ruflich angestellt, und er kann nach vorangehender dreimonatlicher Kün- 
digung ohne Angabe eines Grundes entlassen werden und ohne dass ihm 
fernerhin ein Gehalt oder eine Pension verwilligt wird. 

„In den ersten 14 Tagen nach dem Ablaufe des vierten Dienstjahres 
($S 3) hat derselbe bei der ihm vorgesetzten Behörde eine schriftliche An- 
zeige zu machen von dem Eintritt dieses Zeitpunktes. Diese Anzeige ist 
sofort dem Erzb. Ordinariate mit gutächtlichem Berichte über Befähigung, 
Fleiss und Sittlichkeit des betreffenden Beamten vorzulegen, welches so- 
dann die vorgelegten und etwa noch sonst erhobenen Zeugnisse prüfen 
und Uns ein Gutachten erstatten wird, worauf wir Uns vor Ablauf des 
fünften Dienstjahres die Anstellung als unwiderruflich in einer besonderen 
Urkunde auszusprechen vorbehalten. 

„Die Unterlassung der vorgeschriebenen Anzeige bewirkt die Unter- 
brechung des Laufes des fünften Probejahres; wird jedoch diese Anzeige 
späterhin nachgebracht, so hört die Unterbrechung auf und der Lauf des 
fünften Probejahres beginnt mit dem Tage, an welchem die verspätete 
Anzeige einkommt.“ 

$ 30. „Stellt sich dagegen heraus, dass der betreffende Beamte die 
ihm als solchem unumgänglich notwendigen Eigenschaften nicht in sich 
vereinigt, so ist Uns spätestens drei Monate vor Ablauf des fünften Probe- 
jahres desselben Vortrag zu erstatten, damit Wir darüber entscheiden 
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können, ob derselbe zu entlassen sei, oder ob, falls etwa noch der Hoff- 
nung besserer Qualifikation Raum gegeben werden könnte, vorerst der 
mildern Massregel einer Verlängerung der Probezeit stattgegeben werden 
und demnächstige weitere Vortragserstattung vorbehalten werden soll. 

„Bei Beamten, deren Untauglichkeit oder Unwürdigkeit früher schon 
hervortritt, ist die in $ 29 vorgeschriebene Anzeige nicht abzuwarten, 
sondern es sind derlei Fälle von den betreffenden Behörden sogleich zur 
Kenntnis des Erzb. Ordinariats zu bringen und von diesem sofort alsbald 
Vortrag an Uns zu erstatten.“ 


Nach $ 31 kann bei den unwiderruflich angestellten Beamten unter 
den daselbst bestimmten Voraussetzungen Versetzung in den Ruhestand 
mit Ruhegehalt (Pension) eintreten. Der Ruhegehalt wird in der Weise 
berechnet, dass bei einem Beamten, welcher in einer Dienstperiode bis 
zum vollendeten zehnten ($ 3) Dienstjahre steht, an der Besoldung, die 
er zur Zeit seiner Zuruhesetzung bezog, ein Abzug von dreissig Pro- 
zent gemacht wird, und dass dieser Abzug von da an mit jedem weiteren 
Dienstjahre sich um ein Prozent vermindert ($ 32). In $33 ist das pen- 
sionsfähige Einkommen bezeichnet. 

Mit der Klage wurde geltend gemacht, durch die in seiner Signatur 
ausgesprochene Rückdatierung der Anstellung um 10 Jahre sei dem 
Kläger die Unwiderruflichkeit und die Anstellung auf Lebenszeit ein- 
geräumt worden. Es sei der Rückdatierung keinerlei Beschränkung bei- 
gefügt, so dass sie in jeglicher Beziehung wirksam geworden sei, in 
welcher die Zahl der Dienstjahre überhaupt von Bedeutung sei. Sie 
gelte also insbesondere auch hinsichtlich der Bestimmung in $ 29 der 
Dienerpragmatik. Uebrigens sei dem Kläger aber auch diese Bedeutung 
der Rückdatierung vom verstorbenen Kanzleidirektor Maas noch aus- 
drücklich versichert worden. Danach sei die Kündigung vom 9. Juni 1900 
unberechtigt und deshalb wirkungslos. 

Es wurde ein Urteil dahin beantragt: 

„Das Erzb. Ordinariat Freiburg wird verurteilt: 

1. anzuerkennen, dass die durch Urkunde vom 14. Dezember 1893 
mit Rückwirkung vom 1. Januar 1884 erfolgte Anstellung des 
Klägers als Erzb. Baudirektor im Sinne des $ 29 der Erzb. 
Dienerpragmatik vom 20. Februar 1862 unwiderruflich sei, 

2. dem Kläger die ihm durch den Vertrag bezw. die Anstellungs- 
urkunde vom 14. Dezember 1893 zugesicherte dienstliche Stel- 
lung als Erzb. Baudirektor einzuräumen, 

3. die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.“ 


Die Klage war gerichtet gegen „das Erzb. Ordinariat in Freiburg, 
vertreten durch Seine Exzellenz Herrn Erzbischof Dr. Thomas Nörber in 
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Freiburg“, und wurde, da der Herr Erzbischof in seiner Wohnung nicht 
angetroffen wurde, dessen Schwester zugestellt. 

Die Ziffer 2 des Klagantrags wurde sofort in der mündlichen Ver- 
handlung zurückgenommen. 

Zu Ziffer 1 des Klagantrags erklärte der klägerische Prozessbevoll- 
mächtigte, dass das Begehren als nur in Bezug auf die vermögensrecht- 
lichen Wirkungen gestellt gelten solle. Bezüglich der Persönlichkeit des 
Beklagten wurde ausgesprochen, es sei in der Klage beabsichtigt gewesen, 
das Ordinariat in der Person des Erzbischofs und zwar als Vertreter der 
Erzb. Gewalt heranzuziehen. Es sei in Wirklichkeit nur eine Aenderung 
in der Form und nicht in der Sache, wenn nun als beklagter Teil die 
Katholische Kirche in Baden bezeichnet werde. 

Mit diesen aus dem Protokolle vom 21. Dezember 1900 und aus 
dem in der Verhandlung übergebenen Schriftsatze vom gleichen Tage er- 
sichtlichen Aenderungen wurde der Klagantrag verlesen. 

Zur Begründung wurde ausser den bereits erwähnten Tatsachen zur 
Vorgeschichte der Anstellung des Klägers vorgetragen, was hierüber in 
dem klägerischen Schriftsatze vom 14. November 1900 unter Ziffer II 
auf Seite 146—164 enthalten ist. Es wird insoweit auf den Schriftsatz 
verwiesen. Besonders betont wurde, dass in einem Schreiben des Erzb. 
Kanzleidirektors Dr. Maas vom 6. November 1893, das im ausdrücklichen 
Auftrage des Erzbischofs und sämtlicher Mitglieder des Ordinariats an 
den Kläger gerichtet war, auf den $32 der Dienerpragmatik hingewiesen 
war, welcher in dem die Pensionierung behandelnden Abschnitte — SS 31 
bis 40 — steht, welche nur bei unwiderruflich angestellten Beamten statt- 
finden kann. Weiter wurde behauptet, es sei schon im Juni 1894 vom 
Kläger das Eintrittsgeld in die Witwenkasse mit 258.30 Mk. und das 
Aufnahmegeld mit 590.40 Mk. erhoben worden, und er habe vom 1. April 
1894 an den Jahresbeitrag in diese Kasse zu entrichten gehabt. Zur 
Unterstützung dieser nach seiner Auffassung schon für sich allein den 
Klagantrag rechtfertigenden Gründe führte der Kläger zusammenfassend 
ferner noch aus: 


1. Der Kläger habe wegen der Uebernahme der Stelle als Erzb. 
Baudirektor eine ausgedehnte, sehr einträgliche Privatpraxis in Frank- 
furt a. M. aufgegeben und die ihm angetragene Professur an der Tech- 
nischen Hochschule in Karlsruhe ausgeschlagen, um die Freiburger Stelle 
anzunehmen. Das sei dem Erzbischof und allen Mitgliedern des Ordi- 
nariats wie auch dem Kanzleidirektor Dr. Maas bekannt gewesen. Unter 
diesen Umständen sei nicht anzunehmen, dass irgend eine der mass- 
gebenden Personen, insbesondere der den Kläger hochschätzende Erz- 
bischof Dr. Roos dem Kläger zumuten wollte, seine Frankfurter Stellung 
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zu verlassen, um in Freiburg sich wie ein Baupraktikant auf viertel- 
jährige Kündigung anstellen zu lassen. 

2. Der Zweck der fünfjährigen Widerruflichkeit der Erzb. Beamten 
habe auf den Fall des Klägers keine Anwendung gefunden, weil der 
Kläger sich durch seine Arbeiten bewährt hatte und dem Ordinariate für 
die in Betracht kommende Stelle als besonders geeignet empfohlen war. 

3. Mit der Heranziehung des Klägers sei eine völlige Aenderung in 
der Organisation des kirchlichen Bauwesens in der Erzdiözese beabsichtigt 
gewesen. Er sei mit der Oberleitung sämtlicher Bauämter betraut worden. 
Da sei es nicht denkbar, dass man den Baudirektor widerruflich anstellen 
wollte, während die ihm unterstellten Beamten grösstenteils unwiderruf- 
lich angestellt waren. 

4. Die dem Kläger übertragene Stelle habe sich auch schon dadurch 
über die eines Bauamtsvorstandes hinausgehoben, dass ihm ein Ein- 
kommen von 8000 Mk. zugestanden wurde, während die Vorstände der 
einzelnen Bauämter nur bis zu 4000—5000 Mk. ansteigen konnten. 

5. Bei der Anstellung des Klägers sei man auch in anderen Be- 
ziehungen von der sonst eingehaltenen Regel abgewichen. So habe man 
ihm bis vor kurzem entgegen der Vorschrift in$4 der Dienerpragmatik 
den Diensteid nicht abgenommen; ferner sei ihm gestattet worden, bis 
zum 1. Juli 1894 seinen Wohnsitz in Frankfurt beizubehalten und Privat- 
arbeiten zu übernehmen, bezw. die bereits begonnenen weiterzuführen ; 
hierin sei er nie behindert worden, so lange Erzbischof Dr. Roos lebte. 

6. Eine Vergleichung der Bedingungen für die Anstellung des 
Klägers mit denjenigen für die Anstellung anderer Erzb. Baubeamter sei 
nicht angängig, weil es sich beim Kläger um eine erst neu begründete, 
über die anderen Baubeamten geordnete Stellung gehandelt habe, zu 
der sich der Kläger nicht aus eigenem Antriebe gemeldet habe, son- 
dern zu der er unter Einräumung besonderer Vergünstigungen berufen 
worden sei. 

7. Kläger sei im Juni 1894 mit seiner Familie hierher übergesiedelt 
und habe sich da ein seinem Bedürfnisse und Geschmack entsprechendes 
Haus gebaut. Das würde er als vorsichtiger Mann nicht getan haben, 
wenn er nicht geglaubt hätte, die ihm hier übertragene Stellung sei 
dauernd und unwiderruflich. 

8. Nach dem schon erwähnten Schreiben des Kanzleidirektors 
Dr. Maas vom 6. November 1893 sei bei der Anstellung des Klägers auf 
die $$ 32 ff. der Dienerpragmatik Bezug genommen gewesen, worin nur 
von unwiderruflich angestellten Beamten gehandelt werde. 

9. Die alsbaldige Anforderung der Zahlungen an die Witwenkasse 
hätte doch nur einen Sinn, wenn die Stellung des Klägers als eine un- 
widerrufliche gedacht war. 
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10. Ueberdies aber habe der Kläger die Unwiderruflichkeit aus- 
drücklich zur Bedingung gemacht, und der Kanzleidirektor Dr. Maas 
habe ihm darauf erklärt, diese sei in der Rückdatierung der Anstellungs- 
zeit ausgesprochen. 

Hierfür erbot sich der Kläger zum richterlichen Eide. 

Dass dies der mit der Rückdatierung verbundene Sinn war, ergebe 
sich aber auch schon aus den die Anstellung des Klägers betreffenden 
Akten des Ordinariats und insbesondere aus den in diesen befindlichen 
Korrespondenzen. Deren Vorlage wurde begehrt. Die Dienerpragmatik 
sei dem Zivilstaatsdieneredikt vom 30. Januar 1819 nachgebildet. Nach 
diesem werde jeder weltliche Zivilstaatsdiener mit dem Ablauf der ersten 
fünf Jahre nach seiner Anstellung in der Regel ohne weiteres unwider- 
ruflich. Ein Verfahren der in $29 Abs. 2 der Dienerpragmatik bestimmten 
Art kenne das Edikt allerdings nicht. Allein das hindere nicht, das Edikt 
zur Erklärung der Pragmatik heranzuziehen. Nach dem Edikt sei aber 
nicht zweifelhaft, dass bei der Rückdatierung der Anstellungszeit auf 
länger zurück als fünf Jalire sofort die Unwiderruflichkeit der Anstellung 
eintrete. Diese Auslegung bestehe auch jetzt noch gegenüber den jetzt 
geltenden Bestimmungen in der ganzen Staatsverwaltung, was durch ein 
Gutachten des Ministeriums der Justiz, des Kultus und Unterrichts be- 
wiesen werden solle. Wenn mit der Rückdatierung der Anstellungszeit 
in der Signatur des Klägers hätte ausgedrückt werden wollen, dass diese 
Rückdatierung nur in Beziehung auf die künftige und eventuelle Zuruhe- 
setzung Wirkung haben solle, so hätte das deutlich ausgesprochen werden 
müssen. Die Urkunde sei gegen denjenigen auszulegen, der sie verfasst 
habe. Erzbischof Dr. Roos sei jedenfalls der Meinung gewesen, dass der 
Kläger unwiderruflieh angestellt sei. Das ergebe sich aus seinen Aeusse- 
rungen gegenüber dem damaligen Erzb. Hofkaplan, Geistlichen Rat 
Dr. Werthmann, und dem Öberbürgermeister Dr. Winterer hier, welche 
diese beiden Herren als Zeugen bestätigen würden. Dem Erstgenannten 
habe Erzbischof Dr. Roos öfters seine Befriedigung darüber ausgesprochen, 
dass es ihm gelungen sei, den Kläger für die Erzdiözese gewonnen zu 
haben, und bemerkt, die Anstellung sei „unkündbar“, worunter die 
Lebenslänglichkeit verstanden werden sollte. Zu ÖOberbürgermeister 
Dr. Winterer habe der Erzbischof sich erfreut geäussert, dass er in dem 
Kläger einen Baudirektor für die Erzdiözese und damit zugleich einen 
Münsterbaumeister gewonnen habe. 


Der beklagte Teil beantragte Klagabweisung. 


Er bezeichnete die erst in der Verhandlung vorgenommene Aende- 
rung in der Bezeichnung des beklagten Teiles als unzulässige Klag- 
änderung, gegen welche Widerspruch erhoben werde. Auf Befragen 
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des Vorsitzenden gab der Prozessbevollmächtigte des beklagten Teiles an, 
die ihm ausgestellte Prozessvollmacht sei namens des Erzb. Ordinariats 
gegeben; die Urkunde sei im Auftrage des Ordinariats von dessen Mit- 
glied, Domkapitular Rudolf, unterzeichnet. Derartige Unterschriften gebe 
der Erzbischof selbst, wenn er anwesend sei; bei seiner Abwesenheit be- 
sorge das das dienstälteste Mitglied des Ordinariates. 

Gegen die Zurücknahme der Ziffer 2 des Klagantrags wurde nichts 
eingewendet, indessen hervorgehoben, dass diese Zurücknahme jedenfalls 
die Auferlegung eines Teils der Kosten im Getolge haben müsse. Sodann 
wurde weiter gegenüber der Form, wie der Kläger seinen Anspruch zur 
Geltung bringen will, eine Reihe von Einwendungen erhoben. 

Die Klage sei gegen das Erzb. Ordinariat, vertreten durch den Erz- 
bischof, gerichtet gewesen. Das Ordinariat aber sei nicht partei- 
fähig, da es keine vermögensrechtliche Persönlichkeit sei, noch werde 
es durch den Erzbischof vertreten. Es sei lediglich ein Verwaltungs- 
kollegium, in welchem der Erzbischof den Vorsitz führt. So sei in einer 
Annalen Band 40 Seite 6 abgedruckten Entscheidung des Oberhofgerichts 
vom 14. Februar 1873 ausgeführt. Die Anstellung der Erzb. Beamten 
geschehe aber auch nicht durch das Ordinariat, sondern durch den Erz- 
bischof. Wenn Kläger die Tatsache der Anstellung als massgebend an- 
sehe, so hätte er die Klage gegen den Erzbischof unmittelbar richten 
müssen. Allein auch diesem fehle die Passivlegitimation gegen- 
über dem Klaganspruch. Die Anstellung eines Erzb. Beamten sei kein 
Rechtsgeschäft von privatrechtlichem Charakter; sie bezwecke nicht, ein 
privatrechtliches Verhältnis zwischen dem Beamten und der Person des 
Erzbischofs zu bewirken; es handle sich vielmehr dabei um die Ueber- 
tragung und die Annahme eines öffentlichen Amtes; sie sei ein Analogon 
zur Anstellung eines Beamten durch einen Akt der weltlichen Regierung. 
Ebensowenig, wie durch einen Akt der letztgenannten Art eine privat- 
rechtliche Verbindlichkeit des Landesherrn oder eines Ministeriums hervor- 
gebracht werde, ebensowenig sei das durch die Anstellung eines kirch- 
lichen Beamten in Bezug auf den Erzbischof oder das Ordinariat der 
Fall. Allerdings hätte die Anstellung einen Anspruch auf Gehalt, Ruhe- 
gehalt und Hinterbliebenenversorgung im Gefolge, allein dieser richte 
sich beim Staate gegen den Fiskus und bei der Kirche gegen dasjenige 
Rechtssubjekt, welches diesem Anspruch zu genügen habe. Das sei vor- 
liegenden Falles die Kasse für die Erzb. Bauämter, welche in Karlsruhe 
ihren Sitz hat und deren Rechtsvertretung dem Katholischen Oberstiftungs- 
rate zustehe, welcher auch organisationsmässig die den Bauämtern zu- 
nächst vorgesetzte Dienstbehörde sei. Fehle es hiernach gegenüber dem 
Klaganspruche an einer in Freiburg wohnhaften Person oder Stelle, so 
sei auch das Landgericht Freiburg örtlich nicht zuständig. 
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Auf Befragen des Vorsitzenden erklärte der beklagtische Prozessbevoll- 
mächtigte hiezu noch, dass die Anweisung zur Auszahlung der Bezüge 
der Erzb. Baubeamten allerdings vom Ördinariat aus erfolge. 

Zur Sache selbst führte der beklagte Teil folgendes aus: 

Die Vorgeschichte der Anstellung des Klägers, soweit sie sich auf 
Korrespondenzen und auf die Signatur vom 14. Dezember 1893 stütze, 
sei vom Kläger richtig dargestellt. Die ganze zwischen dem Ördinariat 
und dem Kanzleidirektor Dr. Maas einer- und dem Kläger anderseits 
hinsichtlich der Anstellung des Klägers geführte Korrespondenz sei aus 
den Akten des Ordinariats, betreffend das Projekt einer Erzb. Bau- 
direktion, de 1891/8 ersichtlich. Diese Akten wurden übergeben und vom 
Kläger anerkannt. Es ergebe sich aber aus denselben keinerlei Anhalts- 
punkt dafür, dass mit der Rückdatierung der Anstellung des Klägers 
etwas anderes beabsichtigt gewesen sei, als schon aus der Signatur selbst 
und aus der Dienerpragmatik hervorgehe. Soweit aber der Kläger sich 
auf mündliche Aeusserungen des Erzbischofs Dr. Roos und des Kanzlei- 
direktors Dr. Maas beziehe, so hätten die schon nach der Vorschrift des 
$2 Absatz 2 der Dienerpragmatik ausser Betracht zu bleiben, müssten 
aber auch umsomehr bestritten werden, als sie grossenteils im Wider- 
spruch stünden mit der Signatur und Mitteilungen der beiden genannten 
Personen an noch lebende Mitglieder des Domkapitels. Die Domkapitulare 
Schmitt und Rudolf würden bestätigen, dass im Ordinariatserlasse vom 
30. November 18938 — Akten des Ordinariats S. 21 — an den Ober- 
stiftungsrat bei Erwähnung der beabsichtigten Rückdatierung der kläge- 
rischen Anstellung die Einschaltung der Worte „bezüglich der Pensionie- 
rung“ in Klammer gerade aus dem Grunde gemacht worden sei, um eine 
ausdehnende Auslegung der Rückdatierung auszuschliessen, Dass aber 
bei derartigen Verhältnissen, wo nach vorausgegangenen mündlichen und 
schriftlichen Verhandlungen eine den Abschluss darstellende Urkunde 
ausgestellt und vom Gegenteil widerspruchslos angenommen wurde, an 
zunehmen sei, dass die Urkunde alle als massgebend erachteten Gedinge 
enthalte, sei auch schon in dem Urteil des Oberhofgerichtes vom 15. Sep- 
tember 1857 in einer ganz ähnlich gelagerten Sache des damaligen Erzb. 
Sekretärs Binkert gegen die Erzb. Kanzleikasse wegen Forderung aus- 
gesprochen worden. Die betreffenden gerichtlichen Akten des Hofgerichts 
Freiburg sind im Jahre 1891 vernichtet worden. Deshalb legte der be- 
klagte Teil seine Akten in dieser Sache vor, welche vom Kläger an- 
erkannt wurden. Ueberdies bezog sich der beklagte Teil auf eine Ab- 
handlung des Dr. Rosshirt im Archiv für katholisches Kirchenrecht von 
Dr. v. Moy de Sons u. Vering VIII. Bd. bezw. Neue Folge II. Bd. 8. 1 ff. 
Wenn demnach nur auf die Signatur und die darin in Bezug genommene 
Dienerpragmatik zu sehen sei, um daraus alle auf das Dienstverhältnis 
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des Klägers bezüglichen Bestimmungen zu entnehmen, so ergebe sich, 
dass dem Kläger die Unwiderruflichkeit bei seiner Anstellung nicht ver- 
liehen wurde und dass er mangels der nachträglichen Verleihung dieser 
Eigenschaft gemäss $ 29 Abs. 2 Dienerpragmatik auch im Zeitpunkte der 
Kündigung noch zu den widerruflich angestellten Beamten gehörte. 
Diese danach gemäss $ 29 Abs. 1 daselbst erfolgte Kündigung sei in der 
aus den übergebenen Aktenstücken — Anlage zum Protokoll vom 
21. Dezember 1900 — ersichtlichen Weise erfolgt. Aus dem darunter in 
Abschrift befindlichen Erlasse des Erzb. Ordinariats vom 23. Mai 1900 
an den Katholischen Öberstiftungsrat könnte auch einiges über die Gründe 
der Kündigung ersehen werden. Obwohl das Verhalten des Klägers er- 
imnöglicht hätte, dessen Entlassung im Wege des in der Dienerpragmatik 
geordneten Disziplinarverfahrens zu erreichen, habe man zur Schonung 
des Klägers den einfacheren Weg der Kündigung gewählt, der ein Ein- 
gehen auf Gründe nicht erfordere — dies allerdings erst, nachdem man 
sich zuvor über die Zulässigkeit dieser Massregel bei dem Katholischen 
Öberstiftungsrat ein Gutachten eingeholt hatte. In dieser Beziehung 
werde auf den Bericht des Oberstiftungsrates an das Erzb. Ordinariat 
vom 28. März 19009 und das demselben anliegende Gutachten des Rechts- 
referenten Assessor Schweitzer vom 3. März 1900, welche Schriftstücke 
in Abschrift den Akten S. 107—125 angeschlossen sind, verwiesen. Auch 
hier werde ausgeführt, dass die Rückdatierung der Anstellung des Klägers 
lediglich bezweckte, ihm für den Fall seiner künftigen Pensionierung die 
in $32 Dienerpragmatik hervorgehobenen zehn Dienstjahre vorauszugeben. 
Der in dem Erlass des Erzb. Ordinariats an den Öberstiftungsrat vom 
30. November 1893 gebrauchte Ausdruck „definitiv anstellen“ bedeute 
nicht „unwiderruflich anstellen“, sondern bilde den Gegensatz zu „einst- 
weilig oder provisorisch anstellen“. Zur Auslegung der dem Kläger ge- 
gebenen Signatur könnten auch die Anstellungsurkunden anderer Erzb. 
Baubeamten herangezogen werden. Die hierauf bezüglichen Ausführungen 
sind auf S. 95—99 der Akten enthalten, und Abschriften der Signaturen 
einiger dieser anderen Beamten befinden sich auf S. 126—130 der Akten. 
Es wird hierauf Bezug genommen. Zum Beweise, dass die oben erwähnte 
Auslegung des Ausdrucks „definitiv“ der Anschauung des Ordinariats und 
des Oberstiftungsrates entspreche, wurden die Akten des Ordinariats, 
betr. die Beamten der Erzb. Baubehörden, de 1894 ff., vorgelegt und 
wurde auf die folgenden in denselben befindlichen Schriftstücke ver- 
wiesen: Bericht des Oberstiftungsrats vom 31. Juni 1898 Nr. 12855, 
Signatur für den Architekten Schroth vom 13. Oktober 1398, Entschlies- 
sung des Ordinariats vom gleichen Tage Nr. 9351, Signatur für den Archi- 
tekten Belzer vom gleichen Tage. Aus der Erhebung der Beiträge des 
Klägers zur Witwenkasse könne kein dem Kläger günstiger Schluss ge- 
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zogen werden, denn diese Beiträge würden von jedem Erzb. Beamten, 
auch den widerruflichen Beamten, vom ersten Tage der Anstellung an 
erhoben. Dies könne erforderlichenfalls durch den Erzb. Offizialatsrat 
Kreuzer bezeugt oder durch ein Gutachten des Oberstiftungsrats bewiesen 
werden. 

Der Kläger erwiderte hierauf: 

Der zurückgezogene Teil des Klagantrags sei lediglich eine Kon- 
sequenz des ersten Teiles gewesen; durch sein Hereinziehen in die Klage 
seien besondere Kosten nicht erwachsen ; seine Zurücknahme könne daher 
auf die Kostenpflicht nicht von Einfluss sein. Die vorgelegten Akten und 
Originalschriftstücke würden anerkannt, der Inhalt der vorliegenden Ab- 
schriften von Urkunden werde nicht bestritten. 

Wenn die Klage ursprünglich gegen das Erzb. Ordinariat, vertreten 
durch den Erzbischof, gerichtet gewesen sei, so sei sowohl das erstere, 
als der letztere in der Eigenschaft als Repräsentant der Katholischen 
Kirche in Baden gemeint gewesen. Diese beiden seien rechtlich voll- 
kommen identisch. Ordinariat sei nach kirchenrechtlicher Auffassung 
nichts anderes als der Ordinarius, und dieser stelle die rechtliche Ver- 
tretung der Diözese dar. In dieser Eigenschaft aber sei er sowohl ver- 
mögens- und daher parteifähig, als in der vorliegenden Sache passiv- 
legitimiert. Der Erzbischof sei es gewesen, der vor der Anstellung durch 
das Ordinariat und den Kanzleidirektor Dr. Maas mit dem Kläger ver- 
handelte; auch mit dem Erzbischofe persönlich sei manches besprochen 
worden. Dieser habe die Signatur unterzeichnet. Der Kläger habe vor 
und bei seiner Anstellung weder mit dem Oberstiftungsrate noch mit der 
Kasse der Erzb. Bauämter hierüber verhandelt. Wenn der Oberstiftungs- 
rat in des Klägers Angelegenheit tätig gewesen sei, so sei es jedesmal 
im Auftrage des Ordinariats, d.h. des Erzbischofs, geschehen. In recht- 
licher Beziehung wurden hierzu die Ausführungen des Schriftsatzes vom 
13. Dezember 1900 — A.S. 227—246 — und die Verweisungen auf die 
Schrift von Schulte, die juristische Persönlichkeit der Katholischen 
Kirche, ihrer Institute und Stiftungen, Giessen 1869, wiederholt. 

Wenn der beklagte Teil auf den Erlass des Erzb. Ordinariats an 
den Oberstiftungsrat vom 30. November 1893 Bezug genommen habe, so 
gehe aus der Stelle, wonach beabsichtigt war, den Kläger „vom 1. April 
1894 ab als Erzb. Bauinspektor nunmehr definitiv" anzustellen, deut- 
lich genug hervor, dass man den damals schon im Amte befindlichen 
Kläger unwiderruflich anstellen wollte, und wenn dort bei Erwähnung 
der Rückdatierung noch in Klammer die Worte „bezüglich der Pensio- 
nierung“ beigefügt seien, so bedeute das, dass diese Rückwirkung auch 
in Hinsicht auf die Pensionierung gelten solle. Den Oberstiftungsrat, an 
den der Erlass gerichtet worden sei, habe ja auch vornehmlich diese 
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Wirkung interessieren müssen. Uebrigens sei der Inhalt dieses Erlasses 
dem Kläger erst in diesem Prozesse zur Kenntnis gekommen, es könnten 
also ihm nachteilige Wirkungen daraus nicht abgeleitet werden. Die 
Dienerpragmatik habe Kläger erst, nachdem die Kündigung an ihn ge- 
langt war, zu Gesicht bekommen. Von einem besonderen Ansuchen be- 
hufs Erlangung der Unwiderruflichkeit sei ihm nichts bekannt gewesen. 
Aus den Signaturen anderer Erzb. Baubeamten folge nichts dem Kläger 
Nachteiliges. 


Gründe. 


I. Nachdem der Kläger die Ziffer 2 des Klagantrags zurückgenommen 
und durch die Einschaltung in Ziffer 1 zum Ausdruck gebracht hat, dass 
die Feststellung der Unwiderruflichkeit seiner Anstellung nur in Bezug 
auf deren vermögensrechtliche Wirkungen begehrt werde, ist ausser 
Zweifel, dass eine bürgerliche Rechtssache vorliegt, zu deren Entscheidung 
die bürgerlichen Gerichte zuständig sind. $13 G.V.G. 


II. In dem Rubrum der Klagschrift ist „das Erzb. Ordinariat in 
Freiburg, vertreten durch den Erzbischof Dr. Thomas Nörber“, als be- 
klagter Teil bezeichnet. Demzufolge ist auch die Klagezustellung in der 
Wohnung des Erzbischofs versucht und in dessen Abwesenheit an dessen 
Schwester bewirkt worden. Den Klaggegenstand und den Klaggrund 
bildete in der Klagschrift das durch die Anstellung des Klägers als Vor- 
stand des Erzb. Bauamtes und zugleich als Erzb. Baudirektor zu stande 
gekommene Rechtsverhältnis und dessen Unwiderruflichkeit, sowie die 
Erfüllung des durch die Anstellung zu stande gekommenen Vertrages 
durch Einräumung der dem Kläger zugesicherten dienstlichen Stellung. 
Durch die Zurücknahme der Ziffer 2 des Klagantrages wurde sodann die 
Frage der Vertragserfüllung aus dem Rechtsstreite ausgeschieden, und es 
blieb nur noch die Frage zu entscheiden, ob die Anstellung des Klägers 
im Sinne des $29 der Erzb. Dienerpragmatik vom 20. Februar 1862 un- 
widerruflich war oder aber widerruflich und deshalb mit dreimonatlicher 
Frist kündbar. 

Die Anstellung des Klägers war noch zu Lebzeiten des Erzbischofs 
Dr. Roos zu stande gekommen. Es waren ihr Verhandlungen des Klägers 
mit dem Erzbischofe selbst, mit Mitgliedern des Ordinariats und zumeist 
mit dem damaligen Erzb. Kanzleidirektor Dr. Maas vorausgegangen. 
Wie die Akten des Ordinariats, betreffend das Projekt einer Erzb. Bau- 
direktion, ergeben, hat das Ordinariat in der Hauptsache den Schrift- 
verkehr besorgt. Die Signatur vom 14. Dezember 1893 ist vom Erz- 
bischof selbst unterzeichnet, dem Kläger aber mit einem Begleitschreiben 
vom gleichen Tage übersandt worden, welches im Entwurfe „aus Auf- 
trag“ von dem Mitgliede des Ordinariats, Domkapitular Behrle, unter- 
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zeichnet ist. Die Anstellung des Klägers war also ein Akt, welchen der 
damalige Erzbischof, organisationsmässig unterstützt von den Mitgliedern 
des Ordinariats und dem Kanzleidirektor, in seiner Eigenschaft als Re- 
präsentant der Erzdiözese vornahm. Dass der Kläger das Verhältnis so 
auffasste, ergibt sich aus dem gesamten Inhalt der Klagschrift und ist 
nun überdies auch noch in der mündlichen Verhandlung ausdrücklich er- 
klärt worden. Die Bezeichnung des beklagten Teiles im Rubrum der 
Klagschrift steht dem keineswegs entgegen. Denn weder die persönlichen 
Erben als Rechtsnachfolger der natürlichen Person des verstorbenen Erz- 
bischofs Dr. Roos, noch die juristische Persönlichkeit des Erzb. Tisches 
oder des Domkapitels sind belangt, sondern das ÖOrdinariat, vertreten 
durch den gegenwärtigen Inhaber der Erzb. Würde. Das Ordinariat ist 
keine juristische Person, sondern nur eine Verwaltungsstelle. Des Aus- 
drucks Ordinariat aber kann man sich bedienen, wenn man das Bistum, 
den bischöflichen Stuhl, den Bischof als Vertreter der Kirche bezeichnen 
will— vgl. Schulte, Die juristische Persönlichkeit der katholischen Kirche, 
ihrer Institute und Stiftungen, Giessen 1869, S. 165 —. Das Erzbistum 
Freiburg umfasst das Grossherzogtum Baden und das Gebiet des ehe- 
maligen Fürstentums Hohenzollern, des jetzigen preussischen Regierungs- 
bezirks Sigmaringen. Wenn der Erzbischof als Repräsentant seines Bis- 
tums genannt wird, so ist unter Bistum die sich über beide staatliche 
Gebilde erstreckende kirchliche Organisation gemeint. Das Erzbistum 
als solches aber, obschon als kirchliche Organisation vom Staate an- 
erkannt, besitzt doch nicht die Rechte einer juristischen Person. Nach 
dem badischen Gesetze vom 9. Oktober 1860, die rechtliche Stellung der 
Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate betreffend, $ 1 ist der römisch- 
katholischen Kirche das Recht der öffentlichen Korporation gewährleistet. 
Unter römisch-katholischer Kirche ist die organische Gesamtheit, wie sie 
zur Zeit der Erlassung des genannten Gesetzes bestand, aber doch nur 
insoweit verstanden, als sie innerhalb des Grossherzogtums besteht — 
vgl. Wielandt, Staatsrecht des Grossherzogtums Baden, $ 152 I S. 310. 
Da die Klage den Anspruch eines weltlichen Beamten der Kirche zum 
Gegenstande hat, so konnte sie nur gegen die vom weltlichen Gesetze 
als Korporation anerkannte Form, also gegen die in Baden bestehende 
römisch-katholische Kirche gerichtet werden wollen. Wenn daher der 
Kläger in der mündlichen Verhandlung das Rubrum der Klage dahin 
abändert, dass er als beklagten Teil die katholische Kirche in Baden 
bezeichnete, so führte er damit keine neue Person in den Prozess ein, 
sondern nahm nur eine Berichtigung vor, um das, was er von Anbeginn 
an gewollt und bezweckt hatte, deutlicher, als in der Klagschrift geschehen, 
zum Ausdruck zu bringen. Von einer Klagänderung kann also nicht 
gesprochen werden — vgl. Juristische Wochenschrift, 1896 S. 146 
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und 371; Entscheidung des Reichsgerichts in Zivilsachen, Bd. 39 S. 286; 
Struckmann und Koch, Kommentar zur Zivilprozessordnung, Anm. 3 
zu $253. Selbst; wenn aber in dem Vorgehen des Klägers eine Aende- 
rung der Klage erblickt werden müsste, so würde nach dem Ermessen 
des Gerichts dadurch die Verteidigung des beklagten Teils nicht wesent- 
lich erschwert worden sein, so dass die Aenderung nach $ 264 C.P.O. zu- 
gelassen wäre. 

III. Auch der abgeänderten Bezeichnung des beklagten Teiles gegen- 
über gilt der Einwand, dass die Klage gegen die Kasse der Erzb. Bau- 
ämter zu richten gewesen wäre, welche in rechtlicher Beziehung durch 
den Katholischen Oberstiftungsrat vertreten wird. Dem beklagten Teile 
soll danach die Passivlegitimation fehlen, und das Landgericht Freiburg 
wäre örtlich nicht zuständig. 

Es ist richtig, dass nach einer Entschliessung Sr. Königl. Hoheit 
des Grossherzogs aus Gr. Staatsministerium vom 23. Dezember 1874 und 
einem Erlass des Erzb. Kapitelsvikariats vom 14. Januar 1875 auf An- 
trag des Katholischen Oberstiftungsrats genehmigt wurde, dass zum Unter- 
halt der Erzb. Bauämter für die von ihnen besorgten technischen Ver- 
richtungen von den baupflichtigen kirchlichen Fonds auf Grund der ge- 
nehmigten Kostenanschläge besondere Baubeiträge nach einem bestimmten 
Tarife erhoben werden, und dass über die Einnahmen und Ausgaben für 
die Erzb. Bauämter unter unmittelbarer Aufsicht des Katholischen Ober- 
stiftungsrats eine besondere Kasse mit der Bezeichnung „Kasse für die 
Erzb. Bauämter“ geführt werde — vgl. Bekanntmachung des Oberstiftungs- 
rats bei Heiner, Die kirchlichen Erlasse, Verordnungen und Bekannt- 
machungen der Erzdiözese Freiburg, 1892 S. 91. Allein diese Bau- 
beiträge bilden nicht die einzigen Einnahmen der Bauämterkasse, und 
die Uebertragung der unmittelbaren Aufsicht über diese Kasse an den 
Katholischen Oberstiftungsrat gibt diesem noch nicht die Befugnis, über 
die Ausgaben der Kasse aus eigener Entschliessung zu befinden, so dass 
das Vermögen dieser Kasse seiner Verwaltung unterstellt und ihm daher 
gemäss $ 11 Abs. 3 der Verordnung vom 20. November 1861, betreffend 
die Verwaltung des katholischen Kirchenvermögens, die Rechtsvertretung 
dieser Kasse zukäme. Vielmehr werden in die Kasse der Bauämter 
Matrikularbeiträge von den Lokalfonds und den unmittelbaren Fonds und 
Kassen erhoben, und für die Einnahmen und Ausgaben werden jeweils 
für zwei Jahre Voranschläge seitens des Oberstiftungsrats aufgestellt, 
vom Ördinariat geprüft und bestätigt und sodann der Gr. Regierung zur 
Einsicht und, soweit nötig, zur Zustimmung mitgeteilt. Die Zustimmung 
ist insbesondere zur Festsetzung und Erhebung der erwähnten Matrikular- 
beiträge erforderlich — vgl. $ 12 der genannten Verordnung. Dieses Ver- 
fahren wird auch tatsächlich eingehalten, wie sich aus den Akten des 
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Ordinariats, betreffend die Beamten der Erzb. Baubehörden, Anstellung, 
Gehalt und Disziplin ergibt — vgl. den Schriftverkehr anlässlich Auf- 
stellung der Voranschläge für 1894 u. 1895, 1896 u. 1897 und 1898 u. 
1899. In diesen Voranschlägen erscheint auch die Besoldung des Klägers 
nebst dem ihm bewilligten Wohnungsgeldzuschusse. Seine Bezüge können 
also nicht ohne weiteres auf die Bauämterkasse angewiesen werden, 
sondern nur auf Grund des genehmigten Voranschlags. Es kommt aber 
noch hinzu, dass der Aufwand für die allgemeine technische Leitung und 
Beaufsichtigung des kirchlichen Bauwesens zu denjenigen allgemeinen 
kirchlichen Bedürfnissen gehört, deren Bestreitung gemäss Art. 1 und 2 
des Gesetzes vom 18. Juni 1892, betreffend die Besteuerung für allgemeine 
kirchliche Bedürfnisse, aus den Mitteln der hiernach erhobenen Steuer 
geschehen kann und jetzt, nachdem die Voraussetzungen zur Erhebung 
dieser Steuer nun auch von seiten der Katholischen Kirche erfüllt worden 
sind, wohl, zum Teil wenigstens, auch geschehen wird. Auch die Ver- 
wendung solcher Mittel zur Deckung der Gehaltsansprüche des Klägers 
würde die Aufnahme neuer hierauf bezüglicher Positionen in den Vor- 
anschlag voraussetzen, welcher von der obersten kirchlichen Landesbehörde 
aufzustellen und dem Kultusministerium mitzuteilen ist, während der auf 
Grund des von der Kirchensteuervertretung genehmigten Voranschlags 
ergehende Beschluss dieser Vertretung, welcher die Erhebung bezw. Fest- 
stellung einer Steuer verfügt, der Staatsgenehmigung durch die oberste 
Staatsbehörde unterliegt — vgl. Art. 18—21 des genannten Gesetzes. 
Würde der streitige Anspruch die Begründung und nicht nur die Fort- 
dauer des klägerischen Anstellungsverhältnisses zum Gegenstande haben, 
so wäre nach Art. 22 des Gesetzes nicht nur eine Entschliessung der 
obersten Kirchenbehörde, sondern auch ein Beschluss der Kirchensteuer- 
vertretung und die Staatsgenehmigung erforderlich. Aus allen diesen 
Tatsachen und Erwägungen ergibt sich zur Evidenz, dass die Bauämter- 
kasse zwar die periodisch fällig werdenden Raten des dem Kläger zu- 
stehenden Gehaltes und des Wohnungsgeldes an diesen auszuzahlen und 
der Katholische Oberstiftungsrat dazu die erforderlichen Dekreturen zu 
erteilen hat. Die Frage aber, um welche es sich im vorliegenden Rechts- 
streite handelt, ist die, ob diese Auszahlungen trotz der geschehenen 
Kündigung fortzusetzen sind, und darüber hinaus, ob überhaupt das 
Dienstverhältnis des Klägers in Bezug auf die vermögensrechtlichen Wir- 
kungen insgemein, also auch betreffs eines künftigen Ruhegehalts und der 
Hinterbliebenenversorgung, durch die Kündigung aufgelöst ist oder aber 
trotz der Kündigung fortdauere. Diese Frage kann nur demjenigen 
Rechtssubjekte gegenüber festgestellt werden, in dessen Namen seiner Zeit 
die der Anstellung vorausgegangenen Verhandlungen geführt wurden und 
die Anstellung ausgesprochen wurde. Dieses Rechtssubjekt war die 
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öffentlich rechtliche, Korporation der Katholischen Kirche im Grossherzog- 
tum Baden, welches vertreten wurde durch den Erzbischof. Es folgt 
auch aus der Natur des dem Kläger übertragenen Dienstverhältnisses als 
Erzb. Baudirektor, betraut mit der baulichen Oberaufsicht über sämtliche 
kirchliche Gebäude und der OÖberleitung über die sämtlichen kirchlichen 
Bauämter der Erzdiözese, dass dessen Begründung nur von der obersten 
Vertretung der Erzdiözese aus geschehen konnte. Eine Vorschrift aber, 
wie solche in der staatlichen Organisation besteht — vgl. Landesh. Ver- 
ordnung vom 20. September 1832, betr. die Besorgung der fiskalischen 
Rechtsstreitigkeiten, und vom 18. März 1865, die Prozessführung in fis- 
kalischen Rechtsstreiten betr. —, wonach die Rechtsvertretung der Kor- 
poration der Katholischen Kirche im Grossherzogtum bestimmten einzelnen 
Behörden des kirchlichen Organismus oder der staatlich und kirchlich ge- 
mischten Behörde des Oberstiftungsrats übertragen worden wäre, konnte 
nicht bezeichnet werden. Mangels einer solchen konnte die Klage nur 
gegenüber der erwähnten Gesamtkorporation und in deren Vertretung 
gegenüber dem Erzbischofe erhoben werden. Das war nach den Aus- 
führungen oben zu II die Absicht des Klägers, und diese Absicht ist 
auch in der Klagschrift in hinreichend erkennbarer Weise zum Ausdruck 
gebracht worden — vgl. übrigens auch Vering, Lehrbuch des katholischen 
Kirchenrechts, III. Auflage, mit Approbation des hochw. Herrn Erz- 
bischofs von Freiburg, S. 241, und Maas, Geschichte der Katholischen 
Kirche in Baden, 8.475, wo vom kirchlichen Standpunkt aus in einem 
noch viel weiter gehenden Masse die Rechtsvertretung für den Erzbischof 
in Anspruch genommen wird. 

IV. Für die aus obigen Gründen rechtmässig gegen die Katholische 
Kirche in Baden, vertreten durch den Erzbischof, erhobene Klage ist die 
örtliche Zuständigkeit des Landgerichts Freiburg gemäss 8$ 12 und 17 C.P.O. 
nicht zu beanstanden. 

V. Nachdem die Ziffer 2 des ursprünglichen Klagantrags zurück- 
genommen ist und also nach $ 271 Abs. 3 C.P.O. der Rechtsstreit insoweit 
als nicht anhängig geworden anzusehen ist, ist nur noch der Anspruch 
auf Feststellung der Unwiderruflichkeit der klägerischen Anstellung im 
Streite befangen. Eine dahin gehende Klage konnte nach $ 256 C.P.O, 
nur erhoben werden, wenn nicht schon der Leistungsanspruch gleichzeitig 
einklagbar war. Das trifft vorliegend nicht zu, denn es handelt sich 
zwar nur um die vermögensrechtlichen Wirkungen der klägerischen An- 
stellung, aber nicht nur um die Zahlung bereits verfallener oder künftig 
verfallender Raten des Gehalts und des Wohnungsgeldzuschusses ($ 258 
C.P.O.), sondern auch um die nach der Dienerpragmatik den unwiderruf- 
lichen Beamten zustehende Pension und um die Witwen- und Waisen- 
pension, zu deren Regulierung heute die bestimmungsgemässen Voraus- 
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setzungen noch nicht vorliegen. Das Interesse des Klägers an der 
Feststellung der Unwiderruflichkeit oder Widerruflichkeit seines Dienst- 
verhältnisses war mit der Tatsache der Kündigung seitens des beklagten 
Teiles unmittelbar gegeben. 

VI. Was nun endlich die Frage der Unwiderruflichkeit oder Wider- ° 
ruflichkeit der klägerischen Anstellung selbst betrifft, so kann diese Frage 
nach $ 2 der Dienerpragmatik nur nach dem Inhalt der Anstellungs- 
urkunde (Signatur) beurteilt werden, da andere gleichartige, vom Erz- 
bischofe ausgehende Urkunden dem Kläger nicht ausgestellt worden sind. 
Was etwa dem Kläger in den der Ausstellung der Signatur voraus- 
gegangenen mündlichen Verhandlungen mit einzelnen Personen oder in 
dem Schriftverkehr aus dieser Zeit an weitergehenden Zusicherungen er- 
teilt worden sein sollte, kann gegenüber dem Inhalte der Signatur im 
Sinne einer Rechtsbegründung für den Kläger nicht in Betracht kommen. 

Nach $3 Dienerpragmatik laufen die Dienstjahre eines Erzb. Be- 
amten, wenn in der Signatur nicht ausdrücklich ein anderes bestimmt 
ist, von dem Datum der Anstellungsurkunde. In der Signatur des Klägers 
vom 14. Dezember 1893 ist als Tag des Beginns der Dienstjahre des 
Klägers ausdrücklich der 1. Januar .1884 festgesetzt. Es ist eine durch 
nichts begründete Behauptung des beklagten Teiles, dass diese Rück- 
datierung des Anstellungstages einzig nur in dem Sinne erfolgt sei, dass 
dem Kläger im Falle seiner etwaigen künftigen Pensionierung behufs 
Berechnung der Pension der erwähnte Tag als Beginn der Dienstjahre 
in Anrechnung zu kommen habe, was namentlich im Hinblick auf $ 32 
Dienerpragmatik von Bedeutung sei. Diese Beschränkung müsste nach 
dem von dem beklagten Teile selbst hervorgehobenen $ 2 Abs. 2 Diener- 
pragmatik aus der Signatur selbst hervorgehen, was nicht der Fall ist. 
Allerdings ist in dem Erlass des Ordinariats vom 30. November 1893 — 
8.21 der betr. Akten — an den Öberstiftungsrat bei Erwähnung der be- 
absichtigten Rückdatierung die Einschaltung der Worte „bezüglich der 
Pensionierung“ in Klammer gemacht worden. Allein diese Einschaltung 
schliesst noch keineswegs aus, dass die Rückdatierung ohne Einschrän- 
kung ihrer Wirkungen erteilt werden sollte und wollte. Und wenn selbst 
durch die als Zeugen benannten Domkapitulare Schmitt und Rudolf be- 
stätigt werden würde, dass die Einschaltung gerade zum Zwecke der er- 
wähnten Einschränkung erfolgt wäre, so würde dem ein rechtlicher Wert 
keineswegs beizumessen sein, denn wäre sie dem beklagten Teile als so 
bedeutungsvoll erschienen, wie jetzt dargestellt wird, so hätte er sie doch 
sicher in die Signatur aufgenommen und sie auch in dem Erlasse vom 
16. Mai 1894 an den Oberstiftungsrat — 8.30 der betr. Akten — nicht 
weggelassen, wo doch gerade in diesem Erlasse die für den Oberstiftungs- 
rat erforderliche amtliche Benachrichtigung von der Anstellung des 
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Klägers gegeben wurde. Wenn aber selbst der beklagte Teil mit den in 
der Signatur gewählten Worten einen anderen Sinn verbunden haben 
sollte, als nach den allgemeinen Auslegungsregeln damit verbunden werden 
muss und vom Kläger verbunden worden ist, so wäre das dem Kläger 
gegenüber ohne Bedeutung. Die etwaige Nichtübereinstimmung zwischen 
Wille und Erklärung auf Seiten des beklagten Teiles und die Verschieden- 
heit in der Auffassung der Parteien würde keineswegs bewirken, dass 
nun mangels Willensübereinstimmung ein Vertragsverhältnis als zu stande 
gekommen nicht anzusehen wäre. Vielmehr hätte der beklagte Teil ge- 
mäss LRS. 1110a den Vertrag so gegen sich gelten zu lassen, wie er 
nach allgemeinen Auslegungsregeln verstanden werden muss und vom Kläger 
verstanden worden ist. Aus dem gleichen Grunde erscheint für die vor- 
liegende Frage auch vollkommen unerheblich, was in den Anstellungs- 
urkunden der übrigen Erzb. Baubeamten über die Rückdatierung und 
ihre Wirkungen enthalten ist. 

Hiernach ist der Entscheidung der Frage nach der Unwiderruflichkeit 
der klägerischen Anstellung zu Grunde zu legen, dass die Rückdatierung 
in allen den Punkten wirkt, in welchen nach der Dienerpragmatik die 
Anstellungszeit von Bedeutung ist. Der Kläger sollte in der Weise als 
angestellt angesehen werden, wie wenn er den Dienst am 1. Januar 1884 
angetreten hätte. Nach $ 29 Dienerpragmatik ist jeder Erzb. Beamte in 
den ersten fünf Jahren nur widerruflich angestellt und kann nach voran- 
gehender dreimonatlicher Kündigung ohne Angabe eines Grundes ent- 
lassen werden und ohne dass ihm fernerhin ein Gehalt oder eine Pension 
verwilligt wird. In den ersten vierzehn Tagen nach dem Ablaufe des vierten 
Dienstjahres hat derselbe bei der ihm vorgesetzten Dienstbehörde eine 
schriftliche Anzeige von dem Eintritte dieses Zeitpunktes zu machen, und 
daraufhin wird nach Ermittlungen über Befähigung, Fleiss und Sittlich- 
keit des Beamten vom Erzbischof entschieden, ob demselben die Un- 
widerruflichkeit in einer besonderen Urkunde ausgesprochen werden soll 
oder nicht. Die Unterlassung der erwähnten Anzeige des Beamten be- 
wirkt die Unterbrechung des Laufs des fünften Probejahrs. Der Kläger 
hat eine solche Anzeige nicht erstattet. Auch wenn man sich vollkommen 
auf den Standpunkt des beklagten Teiles stellt, wäre er dazu jedenfalls 
schon spätestens vierzehn Tage nach dem 1. April 1898 verpflichtet oder 
berechtigt gewesen. Es musste dem beklagten Teile auffallen, dass er 
die Anzeige unterliess, und bei der Bedeutung der Stellung des Klägers 
hätte er wohl erwarten dürfen, dass man ihn auf diese Unterlassung und 
deren Folgen aufmerksam machte. Allein es geschah auch in dieser 
Richtung nichts. Man konnte doch wohl nicht unterstellen, dass der 
Kläger aus freien Stücken die Unterbrechung des fünften Probejahres be- 
wirkte, musste also auf die Meinung kommen, dass der Kläger die be- 
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treffende Bestimmung der Dienerpragmatik nicht kannte oder sie auf 
seinen Fall nicht für anwendbar hielt. Wenn man sie auf Seiten des 
beklagten Teiles für anwendbar ansah, so würde in dem Schweigen dem 
Kläger gegenüber ein auffälliger Mangel an Wohlwollen gegen einen 
Beamten zu erblicken sein, den man vier Jahre zuvor unter so ausser- 
ordentlich günstigen Bedingungen seiner künstlerischen Fähigkeiten wegen 
hierher gezogen hatte. Allein ein solcher Mangel an Wohlwollen darf 
bei dem beklagten Teile nicht unterstellt werden. Würde er der Meinung 
gewesen sein, dass der Verleihung der Unwiderruflichkeit Bedenken ent- 
gegenstehen, so war er in der Lage, im Wege des in $30 Dienerprag- 
matik geordneten Verfahrens den Kläger zu entlassen oder aber seine 
Probezeit zu verlängern. Allein auch das ist nicht geschehen. Aus diesen 
Tatsachen ergibt sich, dass, wie der Kläger, damals auch der beklagte 
Teil der Auffassung war, dass ein besonders die Verleihung der Unwider- 
ruflichkeit bezweckendes Verfahren gegenstandslos war. Und das ist 
auch in der Tat der Fall. Denn wenn man der entgegenstehenden 
Meinung beitreten wollte und dabei berücksichtigt, dass die Anstellungs- 
zeit des Klägers vom 1. Januar 1834 ab zählte, so wäre der Kläger 
schon sofort mit seinem tatsächlichen Dienstantritt verpflichtet bezw. be- 
rechtigt gewesen, die erwähnte Anzeige behufs Herbeiführung seiner Un- 
widerruflichkeit zu erstatten, die ihm nach der damals noch unzweifel- 
haften Schätzung seiner Fähigkeiten und erhofften Leistungen und nach 
dem Ergebnisse der eben erst über seine Persönlichkeit eingezogenen Er- 
kundigungen — vgl. die betr. Akten S. 1 und 3 — ohne weiteres erteilt 
worden wäre. Das ganze der Anstellung auf dem Fusse folgende Ver- 
fahren wäre eine leere Formalität gewesen. Es kann aber nicht ange- 
nommen werden, dass nach dem Willen der Parteien unter den vor- 
liegenden Umständen die Erfüllung dieser Formalität erforderlich sein 
sollte, wenn es möglich war, auch ohne das zu dem gleichen Ergebnisse 
zu gelangen. Und eine solche Möglichkeit war in $29 der Pragmatik 
gezeigt. Das erwähnte Anzeigeverfahren hat darnach nämlich nur ein- 
zutreten, wenn dem Beamten nicht schon in der Signatur oder in einer 
anderen Urkunde die Unwiderruflichkeit oder lebenslängliche Anstellung 
zugesichert war. Es ist nirgendwo verlangt, dass diese Zusicherung nur 
in den in der Pragmatik gebrauchten Ausdrücken erteilt werden kann, 
und ist daher anzunehmen, dass das auf jede Weise geschehen kann, 
welche den Willen der Verleihung der Unwiderruflichkeit oder Lebens- 
länglichkeit unzweideutig kundgibt. 

Wenn schon nach den obigen Ausführungen eine gewisse Vermutung 
für das Vorhandensein dieses Willens begründet war, so sprechen auch 
noch andere Erwägungen hierfür. Der Kläger befand sich in Frank- 
furt a. M. in einer Lage, die ihn an sich vollkommen befriedigte und 
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auch in ihren materiellen Erfolgen seinen Wünschen durchaus entsprach. 
Nicht er war es, der die Anstellung bei dem beklagten Teile nachsuchte, 
sondern dieser letztere war es, der sich die Dienste des Klägers sichern 
wollte und zu diesem Zwecke ein den Ansprüchen des Klägers weit ent- 
gegenkommendes Verhalten an den Tag legte. Der Kläger schlug ge- 
rade in der Zeit seiner Verhandlungen mit dem beklagten Teile die ihm 
gleichfalls unter günstigen Bedingungen angetragene Professur der mittel- 
alterlichen Baukunst an der Technischen Hochschule in Karlsruhe eben 
mit Rücksicht auf das Anerbieten des beklagten Teiles und mit dessen 
Kenntnis aus. Unter diesen Umständen ist nicht anzunehmen, dass der 
Kläger auf das Anerbieten des beklagten Teiles eingegangen wäre, wenn 
er hätte glauben müssen, die Verleihung der Unwiderruflichkeit sei auch 
nach seiner Anstellung noch von einem besonderen Verfahren und von 
einer ganz in das Ermessen des beklagten Teiles gestellten Entschliessung 
abhängie; und auf der anderen Seite sprechen dieselben Umstände dafür, 
dass der beklacte Teil damals auch in dieser Frage die dem Kläger 
günstigste Massnahme beabsichtigte. 

Aus allen diesen Gründen ist das Gericht zu der Ueberzeugung ge- 
langt, dass die Stelle der Signatur, wonach dem Kläger alle Rechte der 
Dienerpragmatik mit der Massgabe verliehen wurden, dass seine Dienst- 
jahre vom 1. Januar 1884 an gerechnet werden, vom beklagten Teile in 
dem Sinn gemeint war und vom Kläger so aufgefasst worden ist, dass 
damit dem Kläger die Unwiderruflichkeit seiner Anstellung zugesichert sei. 

Hiernach war dem Klagantrag, wie er in der mündlichen Verhand- 
lung gestellt wurde, zu entsprechen. Da durch den zurückgenommenen 
Teil des ursprünglichen Klagantrages besondere Kosten nicht erwachsen 
sind, waren auch in Anwendung der $$ 91 und 92 C.P.O. sämtliche Kosten 
dem beklagten Teile aufzuerlegen. 


2 


Urteil des III. Zivilsenats des Grossh. Oberlandesgerichts 
zu Karlsruhe vom 23. Dezember 1901 


in Sachen 


des Erzb. Baudirektors Max Meckel in Freiburg, Klägers, Berufungs- 
beklagten gegen die Katholische Kirche im Grossherzogtum Baden, 
vertreten durch den Erzbischof in Freiburg, Beklagte, Berufungsklägerin. 


Urteil. 


Die Berufung des Beklagten gegen das Urteil der ersten Zivilkammer 
des Grossherzogl. Landgerichts zu Freiburg vom 21. Dezember 1900 wird 
als unbegründet verworfen. 

Die Kosten der Berufungsinstanz werden der Beklagten, Berufungs- 
klägerin auferlegt. 


Tatbestand. 


Der Kläger ist im Frühjahre 1892 von dem damaligen Erzbischofe 
Roos, der ihn schon in seinem früheren Bistum Limburg als Diözesan- 
baumeister kennen und als einen Meister der kirchlichen Baukunst schätzen 
gelernt hatte, von Frankfurt a. M. nach Freiburg i. B. berufen worden. 
Mit Erlass des Erzb. Ordinariats vom 12. Mai 1892 war ihm einstweilen 
die Vorstandsstelle des Bauamtes und der Bauinspektion zu Freiburg 
übertragen worden, die er zunächst von Frankfurt aus verwaltete. Laut 
Signatur vom 4. August 1892 wurde ihm hiefür vom 15. Mai 1892 
ab ein Gehalt von 4500 Mark jährlich zugesichert. Mit Anstellungs- 
urkunde vom 14. Dezember 1893 übertrug ihm Erzbischof Roos 
neben dem Bauamte Freiburg die neugeschaffene Stelle eines Erzb. Bau- 
direktors mit dem Amtssitze in Freiburg und damit die bauliche Ober- 
aufsicht über die sämtlichen kirchlichen Bauinspektionen und -Aemter 
der Erzdiözese, beginnend vom 1. April 1394 ab. Von diesem Tage an 
wurde ihm für seinen Gesamtdienst als Baudirektor und Bauamtsvor- 
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stand „im Hinblick auf seine hervorragenden Kenntnisse und Fähigkeiten“ 
— unter Aufhebung der Signatur vom 4. August 1892 — eine Jahres- 
besoldung von 7000 Mark nebst 1000 Mark Wohnungsgeldzuschuss zu- 
gesichert. Der Schlusssatz der Signatur vom 14. Dezember 1893 lautet 
wörtlich: 


„Wir verleihen dem Herrn Baudirektor Meckel alle Rechte, welche 
in der Dienerpragmatik für die Beamten des Erzbistums Freiburg 
vom 20. Februar 1862 genannt sind, mit der Massgabe, dass 
seine Dienstjahre vom 1]. Januar 1384 an gerechnet 
werden.“ 


Ueber die Auslegung und Tragweite dieses Schlussatzes der An- 
stellungsurkunde entstand nach dem Tode des im Oktober 1896 ent- 
schlafenen Erzbischofs Roos Streit in der Richtung, ob dem Kläger damit 
im Sinne der Dienerpragmatik eine unwiderrufliche Anstellung 
verliehen sei. Die Beklagte verneint dies auf Grund der Annahme, dass 
der Kläger nach $ 29 der Dienerpragmatik — A. I S. 131 ff. — zur 
Erlangung der Unwiderruflichkeit gehalten gewesen wäre, in den ersten 
14 Tagen nach Ablauf seines (wirklichen) vierten Dienstjahres mit der 
dort vorgeschriebenen Anzeige um besondere urkundliche Verleihung der 
unwiderruflichen Anstellung nachzusuchen, von welcher in der An- 
stellungsurkunde nichts erwähnt sei, und weil infolge der unbestrittenen 
Unterlassung dieser Anzeige das Erzb. Ordinariat befugt gewesen sei, 
wie am 9. Juni 1900 laut Bescheinigung A. I. S. 266 geschehen, das 
Dienstverhältnis des Klägers durch den Oberstiftungsrat mit dreimonatiger 
Frist ohne Angabe eines Grundes kündigen und nach deren Ablauf die 
Bezüge des Klägers unter Abnahme des Dienstes (vom 9. September 1900 
ab) einstellen zu lassen. 

Gegen dieses Vorgehen legte der Kläger gegenüber dem Ober- 
stiftungsrate Rechtsverwahrung ein und erhob sodann die ursprünglich 
gegen das Erzb. Ordinariat in Freiburg, vertreten durch seine Exzellenz 
Herrn Erzbischof Dr. Nörber gerichtete und dem letzteren im Wege der 
Ersatzzustellung am 18. Juli 1900 zugestellte Klage mit dem Antrage, 
das Ordinariat zu verurteilen: 


1. anzuerkennen, dass die durch Urkunde vom 14. Dezember 1893 
mit Rückwirkung vom 1. Januar 1884 an erfolgte Anstellung 
des Klägers als Erzb. Baudirektor im Sinne des $ 29 der Diener- 
pragmatik unwiderruflich sei; 

2. dem Kläger die ihm durch den Vertrag bezw. die Anstellungs- 
urkunde vom 14. Dezember 1893 zugesicherte dienstliche Stellung 
als Erzb. Baudirektor einzuräumen; 

8. die Kosten des Rechtsstreites zu tragen. 
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In der mündlichen Verhandlung vor dem Landgerichte vom 21. De- 
zember 1900 bezeichnete der Vertreter des Klägers als den beklagten Teil 
„die katholische Kirche in Baden“ und beschränkte den Klag- 
antrag unter Zurücknahme des Klagbegehrens unter 2. auf den Fest- 
stellungsanspruch unter 1. mit dem Zusatze: „bezüglich der 
vermögensrechtlichen Wirkungen“. 

Die Beklagte beantragte die Abweisung der Klage, indem sie gegen- 
über der geänderten Bezeichnung des beklagten Teils den Einwand der 
Klagänderung erhob und geltend machte, dass die Klage weder gegen 
das Erzb. Ordinariat, welches der Parteifähigkeit ermangele, noch gegen 
den als dessen Vertreter bezeichneten Erzbischof persönlich, welchem die 
Passivlegitimation fehle, zu erheben gewesen sei, dass vielmehr die 
„Kasse für die erzb. Bauämter“ in Karlsruhe, vertreten durch den katho- 
lischen Oberstiftungsrat, die richtige Beklagte gewesen wäre, weshalb 
das Landgericht Freiburg örtlich nicht zuständig sei. Hinsichtlich der 
Auslegung der Anstellungsurkunde vom 14. Dezember 1893, welche ge- 
mäss $ 2 Abs. 2 der Dienmerpragmatik für den streitigen Vertragsinhalt 
ausschliesslich massgebend sei, vertrat die Beklagte den Standpunkt, dass 
die Rückdatierung der Dienstjahre keineswegs die Unwiderruflichkeit der 
Anstellung zum Ausdruck bringe, sondern lediglich bezweckte, dem Kläger 
für den Fall seiner künftigen Pensionierung die in $ 32 hervor- 
gehobenen zehn Dienstjahre vorauszugeben. 

Mit Urteil vom 21. Dezember 1900 erkannte das Landgericht 
für Recht: 


„Die Beklagte wird verurteilt anzuerkennen, dass die durch die 
Urkunde vom 14. Dezember 1893 mit Rückwirkung vom 1. Januar 
1884 an erfolgte Anstellung des Klägers als Erzb. Baudirektors im 
Sinne des $ 29 der Erzb. Dienerpragmatik vom 20. Februar 1862 
bezüglich der vermögensrechtlichen Wirkungen unwiderruflich 
ist. 

Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.“ 


Die Berufung der Beklagten, deren Förmlichkeiten im Sitzungs- 
protokolle vom 14. Oktober 1901 A. IL S. 83 beurkundet sind, begehrte 
die Aufhebung des angefochtenen Urteils, Abweisung der Klage und 
Verurteilung des Klägers zur Tragung der Kosten beider Instanzen. 

Der Gegenantrag des Klägers ist auf die Verwerfung der Berufung 
gerichtet. 

Auf Grund der mündlichen Verhandlung vom 14. Oktober 1901 be- 
schloss das Berufungsgericht auf Antrag des Klägers über dessen bestrittene 
Behauptung, der verstorbene Erzb. Roos habe öfters seine Befriedigung 
darüber ausgesprochen, dass es ihm gelungen sei, den Kläger für die 
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Erzdiözese gewonnen zu haben, und dabei bemerkt, die Anstellung sei un- 
kündbar, den früheren Hofkaplan Geistl. Rat Dr. Werthmann als Zeugen 
kommissarisch vernehmen zu lassen; vgl. den Beweisbeschluss A. II 
S. 85. Die Ergebnisse dieses Interpretationsbeweises, welche in dem 
Protokolle des beauftragten Richters vom 12. November 1901 A. ILS. 95 
bis 104 niedergelegt sind, gelangten in der Schlussverhandlung vom 16. De- 
zember 1901 zum mündlichen Vortrag. Im übrigen wurde unter Auf- 
rechterhaltung der beiderseitigen Anträge der Sach- und Streitstand 
hinsichtlich der Verhandlungsergebnisse der ersten Instanz durchaus in 
Uebereinstimmung mit dem Tatbestande und den Entscheidungsgründen 
des landgerichtlichen Urteils vorgetragen, auf welches daher seinem 
vollen Inhalte nach hierher Bezug zu nehmen ist. 

Die mündliche Berufungsbegründung erfolgte, wie in der Schrift des 
Rechtsanwalts Boeckh vom 10. Juni d. Js. A. II S. 55—68 angekündigt, 
unter Bestreitung der Passivlegitimation der Beklagten und unter Be- 
anstandung der staatsgesetzlichen Befugnis des Erzbischofs zur Rechts- 
vertretung der Beklagten in vermögensrechtlicher Hinsicht. Als materiell- 
rechtlicher Beschwerdegrund wurde insbesondere ausgeführt, dass das 
Landgericht auch ausserhalb der Anstellungsurkunde liegende Umstände 
zur Auslegung der darin enthaltenen Willenserklärungen verwertet habe. 
Ausserhalb dieser ausschliesslichen Erkenntnisquelle für den Vertragsinhalt 
liege auch der erhobene Interpretationsbeweis, der um so unerheblicher 
sei, als der Zeuge Dr. Werthmann im wesentlichen nicht Wahrnehmungen, 
sondern subjektive Meinungen wiedergegeben habe. Andererseits wurden 
von dem Vertreter der Beklagten zur Begründung ihrer Auslegung der 
Anstellungsurkunde des Klägers die Anstellungsurkunden anderer Erzb. 
Baubeamten, insbesondere des Bezirksbaumeisters Engesser zur Ver- 
gleichung und zur Begründung einer der klägerischen Auffassung zu- 
widerlaufenden Praxis herangezogen. Auf den Inhalt der in Abschrift 
übergebenen Klagbeantwortung des Erzb. Offizialrats Kreutzer, welche 
derselbe auf die einstweilen beruhende Privatklage des Baudirektors 
Meckel wegen Beleidigung als Angeschuldigter dem Amtsgerichte zu 
Freiburg eingereicht hat, wurde nur im allgemeinen Bezug genommen, 
um damit die Kündigung zu motivieren und darzutun, dass die Beklagte 
in der Lage gewesen wäre, an Stelle der Kündigung mit der Entlassung 
des Klägers auf dienstpolizeilichem Wege vorzugehen. 

Diesen Berufungsangriffen trat Rechtsanwalt Matheis mit den in 
seiner Schrift vom 28. September 1901 A. II S. 71—82 angekündigten 
Ausführungen entgegen. Wenn er auch zugeben müsse, dass der Dienst- 
vertrag nur nach dem Inhalte der Anstellungsurkunde zu beurteilen sei, 
so dürfe zur Ermittlung des wirklichen Vertragswillens doch auch auf 
ausserhalb der Urkunde liegende Umstände Rücksicht genommen werden, 
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und insofern seien die Aussagen des Zeugen Dr. Werthmann als Inter- 
pretationsbeweismittel allerdings von Bedeutung. Die Beweislage recht- 
fertige es allermindestens, den Kläger nach dem Tode des Erzbischofs 
Roos und des Kanzleidirektors Dr. Maas zu dem auf A.I S. 179 ange- 
botenen und im Tatbestande des angefochtenen Urteils auf S. 15 unter 
Ziff. 10 erwähnten richterlichen Eide zur Bekräftigung seiner be- 
strittenen Behauptung zuzulassen, wonach Kläger die Unwiderruflichkeit 
ausdrücklich zur Bedingung machte und Dr. Maas ihm darauf erwiderte, 
das sei in der Rückdatierung der Anstellung ausgesprochen. Ganz even- 
tuell schiebe Kläger dem jetzigen Erzbischof Dr. Nörber einen Ueber- 
zeugungseid über das Nichtwahrsein dieser Behauptung zu. Dieser Eid 
wurde fürsorglich angenommen, dabei jedoch an der Auffassung fest- 
gehalten, dass es lediglich auf den Inhalt der Signatur ankomme, welche 
die Unwiderruflichkeit nicht ausspreche. Den gleichen Rechtsstandpunkt 
habe auch das vormalige Badische Oberhofgericht i. S. des Erzb. Sekretärs 
Binkert gegen die Erzb. Kanzleikassenverwaltung (Urteil vom 15. Dezember 
1857) eingenommen. Die Akten des Ordinariats über diesen Rechtsstreit 
wurden übergeben und die darin enthaltenen Urteilsabschriften von 
Rechtsanwalt Matheis als mit den in den (bereits vertilgten) Gerichts- 
akten befindlich gewesenen Urschriften übereinstimmend anerkannt. 

Auch die von der Beklagten bereits in I. Instanz übergebenen und 
anerkannten Akten des Ördinariats betr. das Projekt einer Erzb. Bau- 
direktion aus den Jahren 1891—1898 — vgl. Tatbestand S. 20 oben — 
lagen dem Berufungsgericht vor. 


Entscheidungsgründe. 

Die in gesetzlicher Form und Frist eingelegte Berufung konnte nicht 
für begründet erachtet werden. 

Der unzweifeihaft privatrechtliche und daher von dem bürger- 
lichen Richter zu verfolgende Anspruch des Klägers auf Feststellung der 
Unwiderruflichkeit seiner durch die Signatur vom 14. Dezember 1893 
vollzogenen Anstellung richtete sich bereits in I. Instanz gegen „die 
katholische Kirche im Grossherzogtum Baden“, welche landesgesetzlich 
— vgl. $ 1 des Ges. vom 9. Oktober 1860, die rechtliche Stellung der 
Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate betr. — als eine mit selb- 
ständiger Rechtspersönlichkeit ausgestattete, somit parteifähige Kor- 
poration des öffentlichen Rechts anerkannt ist. 

Die Entscheidung des Landgerichts, dass in der dem Rubrum des 
Urteils entsprechenden Bezeichnung der beklagten Partei — gegenüber 
derjenigen der Klageschrift — keine unzulässige Klagänderung enthalten 
sei, ist durch $ 270 C.P.O. der Anfechtung entzogen. 

Aus dem Umstande, dass die Klage die Feststellung des streitigen 
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Rechtsverhältnisses nur „bezüglich seiner vermögensrechtlichen Wirkungen“ 
begehrt, hat die Beklagte formelle Beanstandungen hinsichtlich der ge- 
setzlichen Vertretung des beklagten Teils, hinsichtlich der ört- 
lichen Zuständigkeit des Landgerichts Freiburg und hinsichtlich 
der Passivlegitimation, also hinsichtlich der (zugleich materiell- 
rechtlichen) Frage abgeleitet, ob der geltend gemachte Feststellungsanspruch, 
falls er besteht, gegen die beklagte Korporation — und nicht vielmehr 
gegen die „Kasse für die Erzb. Bauämter“ oder den Oberstiftungs- 
rat, beide in Karlsruhe — zu richten war, und folgeweise, ob die an 
den Erzbischof erfolgte Zustellung der Klage nicht rechtsunwirksam ge- 
wesen sei. 

Was zunächst die (auch von Amts wegen zu prüfende) Frage der 
Legitimation des als gesetzlicher Vertreter der beklagten Korporation 
in Anspruch genommenen Erzbischofs zu deren Rechtsvertretung 
mit Bezug auf das streitige Rechtsverhältnis anbelangt, so bestimmt sich 
die fragliche Vertretungsbefugnis nach dem öffentlichen Rechte des 
Grossherzogtums und zufolge der Autonomie, welche dasselbe den Landes- 
kirchen in der Leitung und Verwaltung ihrer eigenen Angelegenheiten 
grundsätzlich gewährleistet hat — vgl. $ 7 des angeführten Gesetzes 
vom 9. Oktober 1860 — nach der kirchenrechtlichen Organisation der Erz- 
diözese. Nach der Lehre und Praxis des Kirchenrechts aber steht dem 
Erzbischof, als dem höchsten inländischen Repräsentanten der Kirchen- 
gewalt auch die Oberaufsicht über die Verwaltung des Kirchenver- 
mögens zu, woraus gerade von den kirchlicherseits approbierten Schrift- 
stellern — 

vgl. insbesondere Vering, Lehrbuch des katholischen Kirchen- 

rechts, III. Aufl. S. 241, und Dr. Maas, Geschichte der katho- 
lischen Kirche in Baden, S. 473, 475, 499 — 
auch die Legitimation des Erzbischofs zur Rechtsvertretung der 
Kirche im Prozesse über kirchliche Fonds abgeleitet wird; vgl. ferner 
Schulte, Die juristische Persönlichkeit der katholischen Kirche, Giessen 
1869, S. 165 und 169. 

Allerdings hat die staatliche Gesetzgebung — vgl. S 10 des ange- 
führten Gesetzes von 1860 und $ 42 des Stiftungsgesetzes — die Ver- 
waltung des den kirchlichen Bedürfnissen gewidmeten Vermögens der 
gemeinsamen Leitung der Kirche und des Staates unterstellt und 
auf Grund der über diese gemeinschaftliche Aufgabe mit dem Herrn 
Erzbischofe erzielten Verständigung hat die landesherrliche Vollzugsver- 
ordnung vom 20. November 1861 (Reg.Bl. S. 465) die Verwaltung der 
allgemeinen kirchlichen Fonds und die Aufsicht über die Verwaltung der 
Orts- und Distriktsstiftungen und Pfründen dem katholischen Ober- 
stiftungsrate übertragen, dessen Mitglieder zur Hälfte von der 
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Gr. Regierung, zur Hälfte von dem Herrn Erzbischof gewählt und er- 
nannt werden. Diese Behörde hat nach $ 11 Abs. 3 der ldh. V.O. auch 
die „Rechtsvertretung“ für das ihrer Verwaltung unterliegende kirchliche 
Vermögen sowie für das der kirchlichen Orts- und Distriktsstiftungen zu 
besorgen. Selbst wenn man nun annehmen wollte, dass diese von der 
Staatsgewalt und dem Kirchenregiment gemeinsam delegierte Zuständig- 
keit des Oberstiftungsrats zur Rechtsvertretung sich auch auf die 
etwa als selbständiges Zweckvermögen anzusehende „Kasse für die 
Erzb. Bauämter“ erstreckte, — organisationsmässig allerdings nur eine der 
unmittelbaren Aufsicht des Oberstiftungsrats unterstellte besondere Rech- 
nungs- und Zahlungsstelle für die zur Finanzierung der Bauämter und 
ihrer technischen Verrichtungen ausgeschiedenen Mittel, welche teils aus 
örtlichen Beiträgen baupflichtiger Kirchenfonds, teils aus Matrikularbei- 
trägen allgemeiner kirchlichen Fonds, teils aus allgemeinen Kirchensteuern 
fliessen — so würde diese konkurrierende Zuständigkeit der unmittelbaren 
Aufsichtsbehörde nicht notwendig die höhere Vertretungszuständigkeit 
der delegierenden Kirchengewalt ausschliessen, deren Oberaufsichtsrecht 
in der ldh. V.O. vom 20. November 1861 (vgl. die SS 2, 8, 12—16, 18—20) 
anerkannt ist. 

Dies ist wenigstens für den im vorwürfigen Prozesse allein geltend 
gemachten Feststellungsanspruch nicht zu bezweifeln, welcher 
lediglich den Inhalt des Anstellungsvertrags, nicht etwa eine 
Leistung aus der „Kasse für die Erzb. Bauämter“, ja nicht einmal un- 
mittelbar die Feststellung einer Verbindlichkeit dieser Kasse zum Gegen- 
stande hat. Denn die Anstellung auch der weltlichen Beamten der Erz- 
diözese gehört zu den Angelegenheiten, welche die Kirche nach $ 7 
des Gesetzes vom 9. Oktober 1860 frei und selbständig, ohne jegliche 
Mitwirkung des Staates, verwaltet; das konkurrierende staatliche 
Aufsichtsrecht bezüglich der Verwaltung des Kirchenvermögens ($ 10 
dieses Gesetzes) ist durch den Inhalt des kirchlichen Dienstverhältnisses 
nur mittelbar, in Ansehung seiner vermögensrechtlichen Folgen, berührt, 
sofern der Kläger aus dem zunächst in seinem Rechtsbestand festzu- 
stellenden Dienstvertrage künftig Geldansprüche ableiten sollte, welche 
jedoch vorerst nicht Gegenstand des Rechtsstreits sind. 

Hiernach kann die beantragte Feststellung des Vertragsinhalts, 
der Prämisse der noch nicht geltend gemachten Leistungspflicht nur 
gegenüber dem rein kirchlichen Organismus und zwar demjenigen 
Organe desselben erfolgen, dessen Wille durch den Anstellungsvertrag 
privatrechtlich gebunden wurde. Dieses zur Rechtsvertretung der be- 
klagten Korporation berufene Organ ist nach der autonomen Verfassung 
der Kirche der Erzbischof zu Freiburg als Inhaber des Kirchen- 
regiments der Erzdiözese. Nicht nur als „Vorsteher“ — vgl. $ 171 
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Abs. 2 C.P.O. — sondern auch als gesetzlicher Vertreter der beklagten 
Korporation — vgl. Abs. 1 das. — war der Erzbischof auch der richtige 


Zustellungsempfänger. Ein Bedenken aus $ 184 Abs. 2 C.P.O. gegen 
die Zulässigkeit der Ersatzzustellung ($ 181 das.) ist nicht erhoben, ins- 
besondere nicht geltend gemacht, dass der Erzbischof ein „besonderes 
Geschäftslokal“ im Sinne des $ 184 C.P.O. habe; ein etwaiger Verstoss 
gegen die Vorschrift des $ 184 Abs. 2, welche im Interesse der Parteien 
getroffen ist, wäre daher durch Rügeverzicht als geheilt anzusehen; vgl. 
$ 295 C.P.O. und Petersen-Anger, Note 10 zu diesem Paragraphen sowie 
& 530 C.P.O. 

Dass für die beklagte Korporation der allgemeine Gerichtsstand 
in Freiburg begründet ist, der Zentralstelle der kirchlichen Ver- 
waltung im Grossherzogtum, wo der Erzbischof mit den zur obersten 
Leitung der kirchlichen Angelegenheiten berufenen Kollegien (Ordinariat 
und Domkapitel) seinen Sitz hat, wäre im Sinne des $ 17 C.P.O. — 
vgl. Reincke, Note 2a zu diesem Paragraphen — selbst dann nicht zu 
bezweifeln, wenn man der ihm untergeordneten Verwaltungsstelle des 
Öberstiftungsrats eine konkurrierende Befugnis zur „Rechtsvertretung“ 
der Kirche in vermögensrechtlicher Beziehung auch für das vorliegende 
Streitverhältnis zuerkennen wollte. Somit steht auch die örtliche Zu- 
ständigkeit des Landgerichts Freiburg ausser Frage. 

Die mit der Bestreitung der Legitimation des Erzbischofs zur ge- 
setzlichen Vertretung der Beklagten in innerem Zusammenhang stehende 
BemängelungderPassivlegitimation der beklagten Korporation 
ist gleichfalls für unbegründet zu erachten. Denn in dem Streite über 
die Unwiderruflichkeit einer Anstellung im Dienste dieser Körperschaft, 
welche Namens derselben ihr oberster inländischer Leiter vollzogen hat, 
ist diese Korporation selber Subjekt der streitigen Rechte und 
Verbindlichkeiten aus dem Dienstvertrage und somit selbst Partei. 
Die „Kasse für die Erzb. Bauämter“, vertreten durch den Oberstiftungsrat, 
ist nur die Zahlungsstelle für die aus dem Dienstvertrage etwa abzu- 
leitenden Geldansprüche des Klägers, aber nicht Subjekt des Dienst- 
vertrags und der daraus fliessenden Rechte und Pflichten. Noch weniger 
hätte als beklagte Partei der Oberstiftungsrat oder das Erzb. Ordinariat, 
eine Verwaltungsstelle ohne eigene juristische Persönlichkeit, in Anspruch 
genommen werden können. 

Ein prozessrechtliches Bedenken gegen die Zulässigkeit der 
Feststellungsklage ist seitens der Beklagten nicht erhoben worden. 
Es muss aber von Amts wegen nachgeprüft werden, ob die Erfordernisse 
des $ 256 C.P.O. vorliegen. Dies könnte, nachdem das Dienstverhältnis 
gekündigt und der Dienst dem Kläger abgenommen ist, nur deshalb be- 
zweifelt werden, weil der Kläger in der Lage sei, wenigstens für den 
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rückständigen Gehalt und Wohnungsgeldzuschuss bereits die Leistungs- 
klage zu erheben, neben welcher ein besonderes Feststellungsinteresse 
bezüglich der behaupteten Unwiderruflichkeit der Anstellung nicht vor- 
handen sei. Allein das rechtliche Interesse an der alsbaldigen Fest- 
stellung der von der Beklagten grundsätzlich und hinsichtlich aller 
Rechtsfolgen bestrittenen Unwiderruflichkeit seiner Anstellung beschränkt 
sich nicht auf das privatrechtliche Interesse an der rückständigen Leistung. 
Vielmehr erscheint die Rechtslage des Klägers durch die von ihm mit 
der Feststellungsklage bekämpfte Kündigung im allgemeinen beein- 
trächtigt, da ihm durch diese nicht nur die rückständige Besoldung, 
sondern die ganze bisherige Lebensstellung und der künftige Anspruch 
auf Besoldung, Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgung entzogen wer- 
den soll. Nach Lage der Umstände ist daher das in $ 256 C.P.O. vor- 
ausgesetzte Feststellungsinteresse zu bejahen; vgl. hierzu Petersen-Anger, 
Note 13 zu $ 256 C.P.O. 

Nach Erledigung der- formalen Einwendungen ist nunmehr in die 
materiellrechtliche Untersuchung des streitigen Rechtsverhältnisses 
einzugehen. Es handelt sich hierbei um die Auslegung eines unter der 
Herrschaft des Badischen Landrechts abgeschlossenen Dienstvertrages. 
Für das Dienstverhältnis sind also gem. Art. 170 E.G. z. B.G.B. die bis- 
herigen Gesetze massgebend; die Uebergangsvorschrift des Art. 171 hat 
ausser Betracht zu bleiben, da die Klage die Unkündbarkeit dieses 
Dienstverhältnisses behauptet. 

Zufolge der Vorschrift des $ 2 Abs. 2 der Dienerpragmatik vom 
20. Februar 1862, des in der Erzdiözese auf Grund autonomer Verord- 
nung des Erzbischofs geltenden allgemeinen Beamtenrechts, welches 
durch die Eingehung des Dienstverhältnisses, soweit nicht etwa zwingende 
Staatsgesetze oder abweichende Vereinbarungen entgegenstehen, auch 
für den Kläger bindendes und vom bürgerlichen Gerichte zu schützendes 
Vertragsrecht geworden ist, soll der durch die Annahme der Sig- 
natur als abgeschlossen geltende „Dienstvertrag* — ohne Zweifel ein 
zweiseitiges Rechtsgeschäftlediglich nach dem Inhalte der An- 
stellungsurkunde (und etwaiger weiterer von dem Erzbischofe aus- 
gehender Urkunden) beurteilt werden. Das damit aufgestellte Erforder- 
nis der Schriftform des Dienstvertrages bedeutet aber keineswegs 
eine Einschränkung des obersten Grundsatzes aller Vertragsauslegung, 
welche den wirklichen Willen, die gemeinschaftliche Absicht der 
Vertragspersonen über den buchstäblichen Sinn der Worte stellt (vgl. 
L.R. 8.1156 und B.G.B. $ 133) in dem Sinne, dass bei Erforschung des wirk- 
lichen Vertragswillens nicht auch ausserhalb der urkundlichen Erklärungen 
liegende Beweismomente zur Auslegung herangezogen werden dürften. 
Vielmehr erstreckt sich der prozessrechtliche Grundsatz der freien Be- 
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weiswürdigung ($ 286 C.P.O.) trotz der Formbedürftigkeit der Willens- 
erklärung auf den tatsächlich behaupteten Willensinhalt, wenn schon 
der auf diese Weise ermittelte Wille nur soweit Geltung erlangen kann, 
als er in der abgegebenen urkundlichen Erklärung erkennbaren Ausdruck 
gefunden hat, — vgl. die analoge Vorschrift des L.R. S. 1100 d, e —, 
so dass eine richterliche Ergänzung des ursprünglich fehlenden oder 
bloss vermutbaren Parteiwillens ausgeschlossen ist. 

In Anwendung dieser Auslegungsgrundsätze gelangte auch das 
Berufungsgericht zu der tatsächlichen Feststellung, dass die am Schlusse 
der Anstellungsurkunde vom 14. Dezember 1893 vorbehaltslos ausge- 
sprochene Rückdatierung der Dienstjahre des Klägers auf den 1. Januar 
1884 nach der gemeinschaftlichen Absicht des Erzbischofs Roos und des 
Klägers nicht nur eine Begünstigung desselben bezüglich der etwaigen 
künftigen Pensionierung, sondern zugleich auch die Unwiderruf- 
lichkeit des Dienstverhältnisses (im Sinne des $ 29 der Dienerprag- 
matik) ohne weitere Probejahre bedeuten und bewirken sollte. Dass 
dies der wirkliche Vertragswille gewesen ist, entnimmt das Berufungs- 
gericht zunächst aus der Anstellungsurkunde selbst. Diese enthält eine 
vertragliche Fiktion, kraft deren das Dienstverhältnis so angesehen 
werden sollte, als ob es bereits am 1. Januar 1884 begonnen hätte. 
Mangels irgend einer Einschränkung muss angenommen werden, dass 
diese Fiktion in jeder Beziehung gelten sollte, in welcher es nach der 
im gleichen Satze angeführten Dienerpragmatik auf die Zahl der Dienst- 
jahre ankommt. In $ 3 daselbst ist die Rückdatierung der Dienstjahre 
in der Signatur durch eine besondere Eingangsvorschrift allgemein vor- 
gesehen. Auf diese Vorschrift und den damit pragmatisch festgelegten 
Begriff der Dienstjahre ist nicht nur in $ 32 hinsichtlich des Ruhe- 
gehaltes, auf welchen nach $ 31 (vgl. $ 35) überhaupt nur die unwider- 
ruflich angestellten Beamten Anspruch haben, sondern auch in $ 29 
Abs. 2, wo das Verfahren zur Erlangung der Unwiderruflichkeit geordnet 
ist, ausdrücklich hingewiesen. Die Verbindung, in welche nicht nur in 
$ 31 (vel. $ 35), sondern auch in $ 29 Abs. 1 der Anspruch auf Ruhe- 
gehalt mit der Unwiderruflichkeit der Anstellung gebracht ist, berechtigt 
zu der Annahme, dass die Rückdatierung der Dienstjahre ($ 3) in der 
Anstellungsurkunde, wenn sie sich vorbehaltslos über dieregelmässige 
Probezeit von fünf Jahren hinaus erstreckt, nicht nur im Falle 
der Dienstuntauglichkeit oder neuer organischer Einrichtungen ($ 31) den 
nur den unwiderruflich angestellten Beamten zustehenden Pensionsan- 
spruch, sondern auch die Unwiderruflichkeit oder lebenslängliche An- 
stellung ($ 29 Abs. 1) selbst zum Ausdruck bringen soll, dass also die 
vertragliche Fiktion einer mehr als fünfjährigen Dienstzeit zugleich eine 
Erlassung weiterer Probezeit und eine Entbindung von der Verpflichtung 
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bedeuten soll, die nach $ 29 Abs. 2 vorgeschriebene Anzeige „in den 
ersten 14 Tagen nach dem Ablaufe des vierten Dienstjahres ($ 3)* bei 
der vorgesetzten Behörde zu machen; denn der Zeitpunkt dieser Anzeige 
wäre ja infolge jener vertraglichen Fiktion bereits vor Begründung des 
Dienstverhältnisses verflossen gewesen. 

Gegen die Auffassung der Beklagten, wonach trotz der Anführung 
des $ 3 in $ 29 Abs. 2 die Rückdatierung der Dienstjahre in der An- 
stellungsurkunde die Vorschriften des $ 29 nicht berühren soll und der 
Kläger daher (zur Vermeidung der in $ 29 Abs. 3 vorgesehenen Rechts- 
folge der Unterlassung der Anzeige) gehalten gewesen sei, diese Anzeige 
in den ersten 14 Tagen nach dem 1. April 1898, nämlich nach dem 
vom 1. April 1894 an zu berechnenden vierten Dienstjahre (als Bau- 
direktor) zu machen, spricht auch der sonstige Inhalt der Anstellungs- 
urkunde vom 14. Dezember 1893. Denn durch diese Signatur wurde 
nicht eine erste Anstellung, sondern eine Beförderung des bereits 
seit 15. Mai 1892 als Bauinspektor tatsächlich im Dienste der Erz- 
diözese stehenden Klägers ausgesprochen. Die Uebertragung der „Ober- 
aufsicht über die sämtlichen kirchlichen Bauinspektionen bezw. -Aemter 
der Erzdiözese“ unter gleichzeitiger Anerkennung der „hervorragenden 
Kenntnisse und Fähigkeiten“ des Klägers und unter einer sehr namhaften 
Besoldungszulage war sicherlich nicht von der Absicht geleitet, dem 
Kläger durch „Aufhebung“ der älteren Signatur vom 4. August 1892 — 
neben dem Vorteile der Rückdatierung der Dienstjahre auf den 1. Januar 
1884 „bezüglich der Pensionierung“ — den Nachteil zuzufügen, dass 
bezüglich der Unwiderruflichkeit die wirklichen Dienstjahre nicht von 
der ersten Anstellung, sondern erst von der Beförderung an gezählt 
werden sollten. Berechnet man die wirklichen Dienstjahre ohne Rück- 
sicht darauf, dass der Kläger bereits im Jahre 1885 zum Diözesanbau- 
meister von Limburg ernannt worden ist, aber auch nur von der ersten 
Anstellung durch den Erzbischof in Freiburg, so hätte der Kläger 
sein wirkliches viertes Dienstjahr noch bei Lebzeiten seines Gönners Erz- 
bischof Roos zurückgelegt. Hätte dieser die Ansicht gehabt, dass der 
Kläger nur widerruflich auf dreimonatige Kündigung angestellt sei, so 
hätte er bei der hohen Wertschätzung, die er dem Kläger bis zu seinem 
Tode bewahrte — vgl. das Zeugnis seines Hofkaplans Dr. Werthmann 
— gewiss nicht unterlassen, ihn nach dem Ablaufe des vierten Dienst- 
jahres auf die ihm zur Erlangung der Unwiderruflichkeit obliegende 
Formalität aufmerksam zu machen. Dass er dies unterliess, ergibt einen 
weiteren Beweisgrund für die Annahme, dass er den Kläger durch die 
Rückdatierung der Dienstjahre auf den 1. Januar 1884 unwiderruflich 
anstellen wollte. Dass er eine weitere Probedienstzeit nicht für erfor- 
derlich hielt, kann bei dem hohen Ansehen des Klägers als Baukünstler, 
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wofür die von dem Ordinariat vor der Berufung des Klägers nach Frei- 
burg eingezogenen Erkundigungen Zeugnis gaben, und bei der lang- 
jährigen persönlichen Bekanntschaft des Erzbischofs Roos mit dem 
Kläger, die auch eine Beurteilung seines Charakters gestattete, nicht 
auffallen. Auch die sachliche Bedeutung der neugeschaffenen Stelle 
eines Baudirektors, zu welcher der Kläger berufen wurde, deutet auf 
die Absicht einerlebenslänglichen Anstellung hin. Dass der Kläger 
seine umfangreiche und lohnende Privatpraxis in Frankfurt nicht auf- 
gegeben und die ihm angebotene Professur an der technischen Hoch- 
schule zu Karlsruhe nicht ausgeschlagen hätte, wenn er ohne Angabe 
eines Grundes mit dreimonatiger Kündigung aus seiner neuen Stellung 
entlassen werden konnte, dass er also nur eine unwiderrufliche An- 
stellung als Baudirektor annehmen wollte, unterliegt ebenso wenig 
einem Zweifel als die Tatsache, dass Herr Erzbischof Roos diese 
Willensmeinung des Klägers und ihre berechtigten Motive kannte. Er 
konnte also nach Treu und Glauben auch selbst die Rückdatierung der 
Dienstjahre nur in dem ihm bekannten Sinne verstehen, welchen der 
andere Vertragsteil damit verband. Anderenfalls hätte er durch einen 
beschränkenden Zusatz in der Signatur zum Ausdrucke gebracht, 
dass die Rückdatierung nur auf den Pensionsanspruch Wirkung haben 
sollte. 

Aus dem Umstande, dass in der von dem Erzb. Ordinariate an den 
Kath. Oberstiftungsrat am 30. November 1893 gerichteten Mit- 
teilung (Ordinariatsakten S. 21) über die „definitive“ Anstellung des 
Klägers als Erzb. Bauinspektor und die Rückdatierung seiner Dienstjahre 
auf den 1. Januar 1884 in Klammer beigesetzt ist: „Bezüglich der Pen- 
sionierung“ kann aus den zutreffenden Erwägungen des Landgerichts 
auf Seite 37/38 des Urteilsabdrucks kein erhebliches Beweismoment zu 
Gunsten der beklagtischen Auffassung abgeleitet werden. 

Auch die Signaturen anderer Baubeamten sind für die Ermittlung 
der Vertragsabsicht bei Anstellung des Klägers nur von sehr unterge- 
ordneter Bedeutung. Zunächst kommen hier nur solche Signaturen in 
Betracht, in welchen eine Rückdatierung der Dienstjahre über die 
ganze fünfjährige Probezeit hinaus ausgesprochen ist. Dies 
trifft nur für die Signatur des Bezirksbaumeisters Engesser (vgl. A. I 
S. 129 und A. II S. 60) zu, in welcher die Unwiderruflichkeit der An- 
stellung allerdings ausdrücklich erwähnt ist. Aus diesem 30 Jahre 
vor der Anstellung des Klägers als Baudirektor zurückliegenden Vorgang 
kann aber nicht gefolgert werden, dass die Rückdatierung um 10 Jahre 
nach der Absicht des Erzbischofs Roos nicht den gleichen Sinn der Un- 
widerruflichkeit gehabt haben könne, auch ohne dass dies mit den 
gleichen Worten zum Ausdruck kam. Uebrigens beweist der auch in 
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der Berufungsinstanz angeführte Fall des Bauinspektors Lutz, dessen 
Dienstzeit in der Signatur vom 16. Oktober 1873 auf den 11. September 
1871 zurückdatiert wurde und welcher, nachdem seine Probezeit um zwei 
Jahre verlängert worden war, am 8. November 1877 die Unwiderruf- 
lichkeitserklärung erhielt, dass die Probezeit infolge der Rückdatierung 
nicht von dem tatsächlichen, sondern von dem fingierten Dienstantritt 
an berechnet wurde. In dem Falle Binkert, in welchem das Urteil des 
Öberhofgerichts vom 15. Dezember 1857 ergangen ist, also vor Er- 
lassung der Dienerpragmatik, hatte der Kläger die von ihm behaup- 
tete Unwiderruflichkeit der Anstellung nicht auf eine Rückdatierung 
der Dienstzeit, sondern auf mündliche Zusicherungen anderer Art ge- 
stützt. 

Was endlich die „Entlassungsgründe* anbelangt, welche die Be- 
klagte zur Motivierung der Kündigung durch Bezugnahme auf den münd- 
lich nicht vorgetragenen Inhalt eines in einer Strafsache wegen Beleidigung 
des Klägers erwachsenen Schriftsatzes von 131 Seiten geltend machen 
liess, so kann dieses Vorbringen nur insoweit berücksichtigt werden, als 
es Gegenstand der mündlichen Verhandlung vor dem Berufungsgerichte 
gewesen ist. Diese Voraussetzung trifft nur zu für die allgemeine Be- 
hauptung, wonach der Kläger durch sein Verhalten seiner vorgesetzten 
Behörde Gründe zur Entlassung auf dienstpolizeilichem Wege gegeben 
haben soll. Diese vom Kläger bestrittene Behauptung ist aber für die 
Auslegung des Dienstvertrags, insonderheit die tatsächliche 
Frage, ob mit der Rückdatierung die Unwiderruflichkeit gewährt 
werden sollte, um so belangloser, als die Beklagte bis jetzt davon 
abgesehen hat, die angedeuteten „Entlassungsgründe“ ihrerseits in 
dem in der Dienerpragmatik vorgesehenen Weise zum Gegenstand eines 
dienstpolizeilichen Verfahrens mit dem Ziele der Dienstentlassung zu 
machen. 

Nach dem Gesagten sind die Beweisgründe, mit welchen die Be- 
rufung die landgerichtliche Feststellung der Unwiderruflichkeit der An- 
stellung des Klägers zu entkräften unternommen hat, sämtlich für hin- 
fällig zu erachten. Als neues unterstützendes Beweismoment für diese 
— von dem Landgerichte in die Form einer Verurteilung zur „Aner- 
kennung“ gekleidete — Feststellung des in der Signatur vom 14. Dezember 
1893 zum Ausdruck gelangten Vertragswillens ist die Zeugenaussage des 
früheren Hofkaplans Dr. Werthmann hinzugetreten, wenn daraus auch 
keine direkte Bestätigung der Vertragsabsicht auf Grund bestimmter 
und ausdrücklicher Aeusserungen des Erzbischofs Roos entnommen wer- 
den kann. 

Ob der verstorbene Kanzleidirektor Dr. Maas den Kläger auf Be- 
fragen ausdrücklich belehrt hat, dass mit der Rückdatierung der Dienst- 


Freiburger Erzb. Beamtenrecht. 165 


jahre um 10 Jahre auch die Unwiderruflichkeit der Anstellung ausge- 
sprochen sei, kann dahin gestellt bleiben, da das Berufungsgericht bereits 
ohne dies überzeugt ist, dass Erzbischof Roos dem Kläger die Anstellung 
als Baudirektor als unwiderrufliche verleihen wollte. Von der Auflage 
eines richterlichen oder zugeschobenen Eides über diese bestrittene Tat- 
sache war daher abzusehen. 

Die landgerichtliche Kostenentscheidung ist nach $$ 91 und 92 
Abs. 2 C.P.O. nicht zu beanstanden; die Kosten der Berufung fallen 
nach $ 97 Abs. 1 das. der Beklagten zur Last. 
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Pfaff, Gesetzeskunde für Rottenburg. Rottenburg 1897. 
Planck, G., Bürgerliches Gesetzbuch nebst Einführungsgesetz. 2. Aufl. 
Berlin 1898 ff. 


Rehm, Die rechtliche Natur des Staatsdienstes nach deutschem Staats- 
recht in den Annalen des Deutschen Reiches. München. 1885. 

Richter, Lehrbuch des kathol. u. evang. Kirchenrechts. 8. Aufl. Leip- 
zig 1886 von R. W. Dove u. W. Kahl. 


Sägmüller, Lehrbuch des katholischen Kirchenrechts. 1. Aufl. Frei- 
burg 1900 ff. 

Savigny, System des römischen Rechts. Berlin 1840 ff. 

Scherer, v., Handbuch des Kirchenrechts. 1. Bd. Graz 1386. 

Schulte, Die juristische Persönlichkeit der kathol. Kirche. Giessen 1869. 

Schulte, Lehrbuch des kathol. u. evang. Kirchenrechts. 4. Aufl. des 
kathol., 1. Aufl. des evang. Giessen 1886. 

Schulte, Status Dioecesium Catholicarum in Austria Germanica, Bo- 
russia, Bavaria, reliquis Germaniae terris sitarum. Giessen 1866. 

Seydel, Bayerisches Staatsrecht. 2. Aufl. Freiburg 1887 f. 

Spohn, Badisches Staatskirchenrecht. Karlsruhe 1868. 

Stobbe, Handbuch des deutschen Privatrechts. 3. Aufl. Berlin 1893 ft. 

Stutz, Das Münster zu Freiburg im Lichte rechtsgeschichtlicher Be- 
trachtung. Tübingen 1901. 


Vangerow, Lehrbuch der Pandekten. 7. Aufl. Marburg-Leipzig 1865 ff. 

Verhandlungen der Ständeversammlung des Grossherzogtums Baden im 
Jahre 1859/60 (6. Beilageheft 1860) u. 1887/88 (6. Beilageheft 1888). 

Vering, Lehrbuch des kathol., oriental. u. protest. Kirchenrechts. 3. Aufl. 
Freiburg 1893. 


Wielandt, Staatsrecht des Grossherzogtums Baden. Freiburg-Leipzig 


Wieland t, Badisches Bürgerbuch. 1. Bd. 7. Aufl. Heidelberg 1903. 
Windscheid, Lehrbuch des Pandektenrechts. 8. Aufl. Frankfurt 1900 ff. 


Abkürzungen. 


Archiv = Archiv für katholisches Kirchenrecht. 
B.G. = Badisches Beamtengesetz vom 24. Juli 1888. 
B.G.B. = Bürgerliches Gesetzbuch. 
B.St. = Beamtenstatut für die Erzdiözese Freiburg vom 23. Ja- 
nuar 1902. 
C.P.O. = Civilprozessordnung. 
D.O. = Dienst- u. Gehaltsordnung für die Beamten der Stadt 
Freiburg 1891 (mit Nachtrag von 1901). 
D.P. = Dienerpragmatik für die Beamten des Erzbistums Frei- 
burg vom 20. Februar 1862. 
Erzb. = Erzbischöflich. 
(es. = Gesetz. 
Ges. u. V.O.Bl. = Badisches Gesetz- u. Verordnungsblatt. 
G.O. = Gehaltsordnung vom 24. Juli 1883 (für die bad. Beamten). 
G.V.G. = Gerichtsverfassungsgesetz. 
K.O. = Konkursordnung. 
ldh. = landesherrlich. 
R.G. = Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen. 


O. = Strafprozessordnung. 
.O. = Verordnung. 


R.O.H.G. = Entscheidungen des Reichsoberhandelsgerichts. 
R.St.G.B. = Reichsstrafgesetzbuch. 
St.D.E. = Staatsdieneredikt vom 30. Januar 1819. 
t.P. 
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